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1 Vorbemerkungen 


1 Dies ist der letzte Jahresbericht, den ich als Wehrbe- 
auftragter dem Parlament erstatte. Darum möchte ich 
diesen Bericht auch zu einem Rückbhck auf fünf Jahre 
Amtszeit nutzen. 

2 Als Hilfsorgan des Deutschen Bundestages bei der 
Ausübung der parlamentarischen Kontrolle über die 
Streitkräfte hat der Wehrbeauftragte die Pflicht, über 
die Einhaltung der Grundrechte der Soldaten und der 
Grundsätze der Inneren Führung zu wachen. Wesent- 
liche Aspekte der Inneren Führung sind die Rolle der 
Streitkräfte und die Stellung des Soldaten in Staat und 
Gesellschaft. Mit großer Aufmerksamkeit habe ich 
daher die heftigen Diskussionen verfolgt, die hierzu in 
den letzten Jahren geführt wurden und im Zusam- 
menhang mit dem „Frankfurter Mörder-Urteil“ einen 
Höhepunkt erreicht haben. 

3 Die Bundeswehr hat, eingebunden in das Nordatlan- 
tische Bündnis, zur längsten Periode des Friedens in 
unserem Land beigetragen. Durch diese Einbindung 
haben sich auch Rechtsstaatlichkeit und Stabilität in 
unserem Staat in einer als beispielhaft angesehe- 
nen Weise entwickeln können. Es wurden außen- 
pohtische Fortschritte, insbesondere Veränderungen 
im deutsch-deutschen Verhältnis, ermöghcht, die zu- 
vor nicht denkbar waren. Ich bedauere, daß Teile un- 
serer Gesellschaft den Beitrag der Streitkräfte für 
diese Gesamtentwicklimg nicht zur Kenntnis nehmen 
wollen. Mich hat sehr betroffen gemacht, in welch 
emotionaler Weise der Friedensauftrag der Bimdes- 
wehr bisweilen in Zweifel gezogen und der Dienst des 
Soldaten diskreditiert wird. Ich finde es besonders 
schhmm, daß man unter Mißachtung aller Regeln des 
menschlichen Miteinanders auch die Angehörigen 
von Soldaten diffamieren zu dürfen glaubt. Und ich 
habe es als meine Pflicht angesehen, mich schützend 
vor die Soldaten und ihre Familien zu stellen. Sehr 
viele Berufs- imd Zeitsoldaten haben sich zu einem 
Zeitpunkt für den Dienst in den Streitkräften entschie- 
den, als das Gefühl der militärischen Bedrohimg all- 
gemein groß war und die Bedeutung der Bundeswehr 
zum Schutze unseres Staates hoch eingeschätzt 
wurde. Ich habe daher kein Verständnis dafür, daß 
man nun, da eine akute Bedrohung weithin kaum 
noch empfunden wird, versucht, die Soldaten an den 
Rand der Gesellschaft zu drängen. 

4 Nach den umwälzenden Änderungen im Osten, be- 
sonders auch nach den Wandlungen im deutsch-deut- 
schen Verhältnis, stellt sich die Frage nach einer ver- 
änderten Sicherheitspohtik und damit auch nach 
einer neuen Sinngebung für die Streitkräfte. 

5 Ein demokratischer Staat kann seine Sicherheitspoh- 
tik nur in Übereinstimmung mit der Bevölkerung ver- 
folgen. Lassen sich Aufgabe und Umfang der Streit- 
kräfte nicht plausibel erklären, können die für diese 
Pohtik notwendigen Entscheidungen und Anstren- 
gungen nicht durchgesetzt werden. Nach dem einge- 


tretenen pohtischen Wandel sind die bisherigen Ant- 
worten zur Begründung für die Streitkräfte nicht mehr 
ausreichend, um auch künftig den notwendigen Kon- 
sens über die Bundeswehr in unserer Gesellschaft zu 
gewährleisten. Auf neue Fragen müssen neue Ant- 
worten gefunden werden. Zu den Anforderungen, die 
an das hier notwendige neue Denken zu stellen sind, 
hat der Bundespräsident gemahnt, „nachzudenken 
und die Grundlagen und Ziele der Sicherheitspohtik 
in einem Sinne zu vertreten, der die Bereitschaft zur 
Selbstüberprüfung und die Fähigkeit zur Überzeu- 
gung erkennen läßt. “ 

Vor aUem diejenigen, die den Wehrdienst aufgrund 6 
der gesetzhchen Verpflichtung leisten oder noch zu 
leisten haben, erwarten eine Erklärung für die Not- 
wendigkeit und den Umfang dieses Dienstes. Gese- 
hen werden muß dabei auch, daß es in Verkennung 
der Gesetzeslage im Bewußtsein vieler Jugendhcher 
eine Art Wahlmöghchkeit zwischen Wehrdienst und 
Zivildienst gibt. Es ist verständhch, daß diese jungen 
Leute sich, wenn sie schon einen dieser Dienste lei- 
sten müssen, für den entscheiden, der von ihnen 
selbst, aber auch in ihrem persönhchen Umfeld als der 
sinnvoUere angesehen wird. Kann ihnen für die Not- 
wendigkeit und die Dauer des Wehrdienstes keine 
überzeugende Begründimg gegeben werden, darf es 
nicht verwundern, daß eine vergleichende Betrach- 
tung der beiden Formen der Dienstpflicht aUzuoft zu- 
ungunsten des Wehrdienstes ausfäUt. 

Die pohtischen Veränderungen in der DDR haben in 7 
vielen Bereichen zu intensiven offizieUen und inoffi- 
zieUen deutsch-deutschen Kontakten geführt. Hierbei 
kann der mihtärische Bereich nicht außen vorbleiben. 

Ich bin daher in der Öffenthchkeit für einen offenen 
Gedankenaustausch zwischen der Bundeswehr und 
der Nationalen Volksarmee eingetreten. Bei dieser 
Anregung habe ich mich davon leiten lassen, daß 
junge Demokratien und Staaten, die auf dem Weg zur 
Demokratie sind, bei mir — ebenso wie bei den zu- 
ständigen Stehen des Bundesministers der Verteidi- 
gung — nach den Erfahrungen fragen, die mit der für 
die Bundeswehr geltenden Konzeption der Inneren 
Führung gemacht werden. Dieser Konzeption hegt ein 
Menschenbild zugrunde, das für ein Leben in Freiheit 
und Frieden, für Demokratie und Menschenwürde 
steht. Der Gedankenaustausch hierüber mit Angehö- 
rigen der Nationalen Volksarmee dürfte dazu beitra- 
gen, Vertrauen zu bilden und helfen, Feindbilder ab- 
zubauen. Die Resonanz auf meine Anregung ist nicht 
ausgebheben. Soldaten der Nationalen Volksarmee 
reisen verstärkt in die Bundesrepubhk und versuchen, 
Verbindung zu DienststeUen und Angehörigen der 
Bundeswehr aufzunehmen. Auch an mich hat sich 
eine Reihe von Soldaten mit diesem Anhegen ge- 
wandt, Ich danke dem Bundesminister der Verteidi- 
gung für seine Bereitschaft, mich bei der Vermittlung 
privater Kontakte, für die es nach den geltenden Be- 
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Stimmungen keine Beschränkungen mehr gibt, zu un- 
terstützen. Demgegenüber unterüegt der offizielle 
Dialog zwischen Dienststellen der Bundeswehr und 
der Nationalen Volksarmee aufgrund der geltenden 
Sicherheitsbestimmungen und pohtischen Überle- 
gimgen noch erhebhchen Einschränkungen. Ich be- 
dauere dies. Bedenken gegen allgemeine Kontakte 
zum jetzigen Zeitpunkt könnte dadurch Rechnung 
getragen werden, daß damit weniger sicherheitsemp- 
findliche Dienststellen beauftragt werden, die gleich- 
zeitig auch über die hierfür erforderliche Sachkompe- 
tenz verfügen, z. B. das Zentrum Innere Führung. 
Hilfe mit Rat und Tat müßte unverzüghch ermöghcht 
werden. 

8 Ich habe diesen Bericht zu einem Zeitpunkt erstellt, zu 
dem über Ab- und Umrüstungsmaßnahmen, auch 
über die Reduzierung von Streitkräften intensiv dis- 
kutiert wird. Die Ereignisse überstürzten sich. Jeden- 
falls werden sie wesenthche, derzeit noch nicht vor- 
aussehbare Auswirkungen auf die Truppe haben. Sie 
berühren — neben den Kernbereichen meines Aufga- 
bengebietes, etwa dem Führungsverhalten der militä- 
rischen Vorgesetzten gegenüber ihren Untergebenen 
— viele andere Themen, denen ich mich ebenfalls zu 
widmen habe? ich nenne nur die Personalführung, 
Fragen der Unterbringung und das weite Feld von 
Fürsorge und Betreuung. Bei einer spürbaren Trup- 
penreduzierung müßten die Folgerungen, die ich in 
meinem Bericht zu Feststellungen aus diesen Berei- 
chen in Form von Empfehlungen imd Anregungen 
ziehe, sicherlich anders lauten. Ich komme mit diesem 


2 In eigener Sache 

1 Im Berichtsjahr, am 3. Aprü 1989, j ährte sich zum 
30. Male der Tag, an dem der erste Wehrbeauftragte 
des Deutschen Bundestages seine Amtsgeschäfte auf- 
genommen hat. Die Erinnerung an 1959 wurde einge- 
hend gewürdigt. Dabei kam auch die breite Zustim- 
mung zur Sprache, die dieser Institution in unserem 
Staate — auch in den Streitkräften selbst ~ entgegen- 
gebracht wird. Inzwischen finden die Grundsätze der 
Inneren Führung, über die der Wehrbeauftragte nach 
seinem gesetzhchen Auftrag zu wachen hat, ein im- 
mer stärkeres Interesse in anderen Ländern. Sie ent- 
wickeln sich zu einer Art „Exportartikel". Gleichwohl 
ist es auch mir, dem sechsten Wehrbeauftragten, nicht 
erspart gebheben, kritische Äußerungen zur Amtsfüh- 
rung hören zu müssen, die häufig auf ein unzurei- 
chendes Verständnis von dieser Institution zurückzu- 
führen sind. 

2 Anlaß ständiger Kritik war und ist der Jahresbericht. 
Es wird behauptet, die Berichte befaßten sich zu sehr 
mit den negativen Erscheinungen in den Streitkräf- 
ten. Gerade bei der Darstellung spektakulärer Einzel- 
fälle bestünde die Gefahr der Irreführung, da diese 
Fälle bewußt oder unbewußt als repräsentativ für das 
Führungsverhalten von Vorgesetzten in der Bundes- 
wehr betrachtet würden. Darüber hinaus enthielten 
die Jahresberichte verallgemeinernde negative Ur- 
teüe über die Menschenführung in den Streitkräften, 


Bericht aber meiner Pflicht nach, über die Bundes- 
wehr im Jahre 1989 zu berichten. Künftige Verände- 
rungen der Bundeswehr aufgrund der letzten Ent- 
wicklimgen durften und konnten somit bei meinen 
Ausführungen nicht berücksichtigt werden. Ich wage 
allerdings die Aussage, daß die schnellen Wandlim- 
gen im deutsch-deutschen Verhältnis für die künftige 
Tätigkeit des Wehrbeauftragten neue Akzente setzen 
werden. Es muß die Frage erlaubt sein, ob mein Nach- 
folger nicht einmal zu einer Informationstagung einla- 
den sollte, auf der sich Soldaten beider deutscher 
Staaten zu einem freien Gedankenaustausch begeg- 
nen könnten. 

Viele meiner Feststellungen könnten angesichts der 9 
schnellen Entwicklungen im sicherheits- und verteidi- 
gungspohtischen Bereich und angesichts der Suche 
nach neuen Antworten zum Auftrag imd Umfang der 
Bundeswehr, als eine Beschäftigung mit „Petitessen" 
angesehen werden. Das würde meinen Auftrag ver- 
kennen. Ich habe über den Zustand der Bundeswehr 
und die Anhegen und Sorgen der Soldaten zu berich- 
ten. Auch in Zeiten umwälzender pohtischer Verän- 
derungen bleibt z. B. eine Versetzung wider Willen 
ein gravierender Eingriff in die persönhche Sphäre 
eines Soldaten. Seine Betroffenheit ist unabhängig 
vom jeweihgen pohtischen Umfeld. Das gilt beinahe 
für alle Fragen und Probleme, die mir die Soldaten 
aUer mihtärischen Ränge in ihren Eingaben im ver- 
gangenen Jahr zur Kenntnis gebracht haben — und 
meinem Nachfolger wohl auch weiterhin bringen 
werden. 


die — mangels ausreichender ErkenntnisqueUen — 
nicht hinreichend abgesichert seien. Ah dies wirke 
sich auf die EinsteUung der Bevölkerung zur Bundes- 
wehr aus, die der Wehrbeauftragte durch seine Äu- 
ßerungen erhebhch mit beeinflusse. Insoweit sei 
meine Tätigkeit zwar für den einzelnen gelegenthch 
hilfreich, schade insgesamt aber mehr, als daß sie 
nütze. 

Nun habe ich in meinen Jahresberichten weitgehend 3 
davon Abstand genommen, grobe Verfehlungen, ins- 
besondere spektakuläre Einzelfähe im Detail darzu- 
steUen. Das hat mir erstaunlicherweise erst recht Vor- 
würfe eingebracht. Von militärischer Seite wurde ge- 
äußert, mir lägen nicht genügend Beispiele vor, die 
meine kritischen FeststeUungen rechtfertigten. Von 
pohtischer Seite ist mir vorgehalten worden, ich wiche 
vor dem Unwillen des Bundesministers der Verteidi- 
gung und hoher Offiziere zurück, ja ich beschönige 
die Zustände in der Bundeswehr und zeichne somit 
kein reahstisches Büd von den wirkhchen Zuständen. 

Mir wurde, wenn auch nicht expressis verbis, vorge- 
worfen, ich käme meinem Auftrag nur halbherzig 
nach. 

Das Wehrbeauftragtengesetz gibt dem Amtsinhaber 4 
auf, „für das Kalenderjahr dem Bundestag einen 
schrifthchen Gesamtbericht (Jahresbericht)" zu er- 
stellen. Der Bericht soll dem Parlament als Grundlage 
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dafür dienen, Maßnahmen zu ergreifen, die es im Rah- 
men der ihm obliegenden Kontrolle über die Streit- 
kräfte für zweckmäßig und geboten erachtet. Dieser 
Zweckbestimmung kann der Bericht nach meiner 
Auffassung auch dann dienen, wenn negative Fest- 
stellungen in mehr abstrahierender Form getroffen 
und dazu einige wenige Beispiele gebracht werden. 
Ich verkenne nicht, daß dadurch das Interesse der 
Medien nachlassen kann, über die Erkenntnisse des 
Wehrbeauftragten gebührend zu berichten. Gele- 
gentlich wird von militärischer Seite die Forderung 
erhoben, auf die Darstellung von „Fällen" im Hinblick 
auf ihre pressemäßige Verwertung gänzlich zu ver- 
zichten, Dies müßte allerdings dazu führen, daß — aus 
meiner Sicht notwendige — negative Festellungen 
relativiert würden. Jedenfalls käme ich damit meiner 
Berichtspflicht dem Parlament gegenüber, wenn 
überhaupt, nur unzureichend nach. 

5 Noch wichtiger scheint mir in diesem Zusammenhang 
jedoch folgender Hinweis: fast alle Diskussionen über 
die Jahresberichte leiden darunter, daß die Mehrzahl 
der Kritiker die Berichte offensichtlich überhaupt 
nicht gelesen oder nur in vor sortierten Auszügen 
— meist eben über die Medien — zur Kenntnis ge- 
nommen hat. 

6 Daneben wird häufig bemängelt, meine Arbeit kon- 
zentriere sich zu sehr auf die Anliegen der Wehr- 
pflichtigen. 

Eine solche Kritik verkennt die Situation, in die derje- 
nige, der im Gegensatz zum Berufs- oder Zeitsoldaten 
aufgrund gesetzlicher Verpflichtung Wehrdienst lei- 
stet, mit seiner Einberufung gerät. Er wird „unfreiwil- 
lig" mit einer für ihn völlig neuen Lebensform kon- 
frontiert und bedarf schon von daher im besonderen 
Maße der Aufmerksamkeit und Zuwendung des par- 
lamentarischen Kontrollorgans. Im übrigen habe ich 
mich während meiner Amtszeit immer als Sachwalter 
für die Belange aller Soldaten gegenüber dem Parla- 
ment und der Öffentlichkeit verstanden und meine, 
diese Einstellung bei vielen Gelegenheiten deutlich 
gemacht zu haben. 

7 Mit meiner Wahl zum Wehrbeauftragten habe ich 
Verantwortung für die Streitkräfte in ihrer Gesamtheit 
übernommen. Ich war daher stets bemüht, bei der 
Lösung der von den Petenten vorgetragenen Pro- 
bleme die „Gesamtschau" nicht aus dem Auge zu ver- 
lieren. Diesem Anspruch kann der Wehrbeauftragte 
aber nur dann gerecht werden, wenn er die für einen 
solchen Überblick erforderlichen umfassenden Infor- 
mationen von den eingeschalteten Stellen erhält. So 
hielt mir ein Kommandeur zum Abschluß seiner Ver- 
wendung in einem Erfahrungsbericht vor, ich hätte 
ihn bei der Regelung eines Einzelfalles „richtig in die 
Pfanne gehauen." Ich mußte ihm jedoch erwidern, er 
habe weder seinen Vorgesetzten noch mir seine Über- 
legungen mitgeteilt, warum er bei diesem Fall so und 
nicht anders entschieden hatte. 

8 Zu meiner Überraschung bin ich häufig gefragt wor- 
den, woher ich meine Erkenntnisse für allgemeine 
Feststellungen zum inneren Gefüge der Bundeswehr 
beziehe. Offen oder unterschwellig kommt hierbei der 
Zweifel — gelegentlich mit einem vorwurfsvollen LFn- 
terton — zum Ausdruck, ob ich aufgrund von Einga- 


ben, mithin von Einzelfällen, überhaupt hinreichend 
legitimiert wäre, solche Feststellungen oder gar Beur- 
teilungen zu treffen. 

Die Eingaben spiegeln zum einen die Gesamtbreite 9 
der Anliegen der Soldaten wider, die sich aus dem 
militärischen Alltag, aber auch aus den ganz persön- 
lichen Erfahrungen der Soldaten in ihrem Dienst erge- 
ben. Zum anderen kann schon bei der hohen Zahl der 
Eingaben kaum ernsthaft behauptet werden, hier 
handele es sich immer nur um Einzelfälle, die ohne 
Verbindung zueinander stünden und von daher nur 
individuelle und isolierte Bewertungen erlaubten. 

Wichtiger aber ist der Hinweis, daß es primär gar nicht 10 
die jeweiligen einzelnen Petitionen sind, auf die ich 
meine Erkenntnisse stütze. Der Inhalt der Eingaben, 
also der Einzelfall, erhält seine Bedeutung erst mit der 
Stellungnahme des höheren Vorgesetzten, den ich um 
Überprüfung des Vorgangs bitte. Diese Stellungnah- 
men geben mir Einblicke in das Führungsverhalten 
höherer und höchster Vorgesetzter, die mir dann über 
die Bewertung des Einzelfalls hinaus abstrahierende 
Bemerkungen erlauben. Ein Bataillonskommandeur 
beispielsweise, der sich weigert, bei einer verbalen 
Entgleisung einer seiner LFnterführer entschieden ein- 
zugreifen, muß sich den Vorwurf gefallen lassen, den 
LFmgangston in seinem Verband nicht in der aus mei- 
ner Sicht gebotenen Weise zu beeinflussen. Da ich zu 
fast allen Eingaben Stellungnahmen höherer Vorge- 
setzten einhole, meine ich, Rückschlüsse auf das 
Klima in den Streitkräften ziehen und Aussagen über 
das Führungsverhalten militärischer Vorgesetzter 
aller Ebenen treffen zu können. 

Außer den Erkenntnissen aus der Bearbeitung der 11 
Eingaben steht mir eine Fülle weiterer Informations- 
quellen zur Verfügung. Neben den ständigen Gesprä- 
chen, die meine Mitarbeiter und ich mit Soldaten aller 
Dienstgradgruppen führen, geben mir meine intensi- 
ven Kontakte mit Vertrauensmännern tiefen Einblick 
in das innere Gefüge vieler Einheiten und Ver- 
bände. 

Darüber hinaus stehen mir die vom Bundesminister 12 
der Verteidigung selbst erarbeiteten Untersuchungs- 
berichte und Bestandsaufnahmen zur Verfügung. Die 
Auswertung dieser Unterlagen überrascht jedoch auf 
zweifache Weise. Zum einen lassen sich die Feststel- 
lungen des Wehrbeauftragten, seine wiederholt geäu- 
ßerten kritischen Hinweise, vielfach durch die vom 
Bundesminister der Verteidigung ebenfalls gewonne- 
nen Erkenntnisse belegen. Zum anderen kann ich 
mich jedoch des Eindrucks nicht erwehren, daß auf 
meine Bemerkungen und Anmahnungen zuweilen 
überaus empfindlich reagiert wird, während nahezu 
identische „bundeswehrinterne" Feststellungen 

kaum registriert, geschweige denn kritisiert werden. 

Gelegentlich äußern Petenten ihre Unzufriedenheit 13 
über die Bearbeitung ihrer Eingabe. Dahinter steckt 
die Enttäuschung, daß ich mich nicht in gleicher 
Weise wie ein Rechtsanwalt für seine Mandanten 
auch für ihre Anliegen eingesetzt habe. Hierzu ist 
anzumerken, daß es nicht zu den Aufgaben einer Peti- 
tionsinstanz gehört, Anträge von Soldaten ohne um- 
fassende Kenntnis des Sachverhalts vorbehaltlos zu 
unterstützen. Eine bewertende Stellungnahme 
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kommt regelmäßig erst dann in Betracht, wenn ich 
neben dem Sachvortrag des Petenten auch den zu- 
ständigen Vorgesetzten Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben habe. Überdies macht die Bearbei- 
timg von Eingaben als Petitionsinstanz nur den einen 
Teil des mir gesetzhch zugewiesenen Aufgabenbe- 
reiches aus. Den anderen Teil beherrscht meine 
Kontrolltätigkeit, die in vielen Fällen darin besteht, 


auch noch nach einem den Einzelvorgang abschlie- 
ßenden Schreiben an den Petenten den Fall aus 
übergeordneten Gesichtspxmkten weiter zu verfol- 
gen. So ist auch die gelegentiich sehr gedrängte Art 
der Abfassimg meiner Petitionsbescheide zu erklä- 
ren, Sie darf nicht zu dem Schluß verleiten, das je- 
weilige Vorbringen sei nicht eingehend gewürdigt 
worden. 


3 Neue Dienstzeitregelung 


1 Nach langjährigen, zum Teil mit großer Heftigkeit 
geführten Auseinandersetzungen trat zum 1. Juni 
1989 eine neue Dienstzeit- und Dienstausgleichsrege- 
lung in Kraft. Nach dem Konzept dieser Regelung 
haben alle militärischen Vorgesetzten mit der Zeit der 
Untergebenen gewissenhaft umzugehen, die zeitli- 
chen Belastungen auf das unvermeidbare Maß zu be- 
schränken, sie auszugleichen sowie frühzeitig über 
Dienst und Freizeit zu entscheiden, um für den einzel- 
nen Soldaten \md seine Angehörigen die Freizeit 
planbar zu machen. 

2 Ein wesentiicher Grundsatz der Neuregelung ist u. a., 
daß Soldaten, die mehr als 16 und höchstens 24 Stun- 
den zusammenhängenden und entsprechend ange- 
ordneten Dienst leisten, für jede dieser Dienstleistun- 
gen eine „volle" Vergütung in Höhe von 11,— DM für 
Wehrpflichtige bzw. zu versteuernde 30,— DM für 
Zeit- und Berufssoldaten unter der Voraussetzung er- 
halten, daß aus zwingenden dienstlichen Gründen 
eine entsprechende Freistellung vom Dienst nicht 
möglich ist. Eine Vergütung wird im übrigen nur ge- 
zahlt, wenn der Soldat bereits sechs Monate Wehr- 
dienst geleistet hat. 

3 Die Erwartungen an eine neue Regelung waren au- 
ßerordentlich hoch; stand doch das Thema Dienstzeit- 
belastung im militärischen Alltag seit langem auf der 
Skala der Dringhchkeiten ganz vorne. Der Verteidi- 
gungsausschuß des Deutschen Bundestages hatte 
wiederholt eine praktikable und gerechte Dienstzeit- 
regelung angemahnt. 

4 Bereits unmittelbar nach Inkrafttreten der Neurege- 
lung erreichte mich eine Vielzahl von Eingaben, in 
denen sowohl sehr harte Kritik gegen die Inhalte der 
Neuregelung als auch gegen das bei deren Umset- 
zung gezeigte Führungsverhalten geäußert wurde. 
Darüber hinaus beklagten sich anfangs auch Vorge- 
setzte im nachgeordneten Bereich über unzurei- 
chende Informationen durch den Bundesminister der 
Verteidigung. Bis zum Jahresende hielt der Strom der 
Eingaben in nahezu unverändert hohem Umfang an. 
Die Zahl von insgesamt ca. 1 400 Eingaben in knapp 
sechseinhalb Monaten, von denen viele von Vertrau- 
ensmännern im Auftrag ihrer Wählergruppe verfaßt 
wurden, sowie meine in der Truppe geführten Ge- 
spräche belegen, daß die neue Dienstzeitregelung in 
ihrer derzeitigen Ausgestaltung nicht befriedigt. Zum 
Inhalt der Eingaben ist im übrigen anzumerken, daß 
viele Soldaten ihre Enttäuschung mit sehr ausgewo- 
genen und konstruktiven Verbesserungsvorschlägen 
verbunden haben. Die zur Dienstzeitregelung gewon- 


nenen Erkenntnisse möchte ich umfassend darstellen, 
zumal auch der Bundesminister der Verteidigung 
hierzu dem Parlament zum Juni 1990 einen Erfah- 
rungsbericht vorzulegen hat. 


3.1 Höhe des Ausgleiches 

Die Soldaten beklagen vor allem die karge Bernes- 1 
sung des Geldausgleichs. Für einen stundenmäßig 
zusätzhch geleisteten Arbeitstag empfinden sie 
11,— DM bzw. 30,— DM als eine völlig unzurei- 
chende Bezahlung. Der Ärger kommt in Bemerkun- 
gen wie: . soviel sind wir dem Dienstherm wert!" 

zum Ausdruck. 

Anlaß zu nicht geringerer Kritik gibt das Mißverhält- 2 
nis, das zwischen der finanziellen Vergütung und dem 
Ausgleich in Freizeit besteht. Das ist um so verständ- 
hcher, als Freizeit in der Regel ohnehin einen höheren 
Stellenwert besitzt. 

Die Unzufriedenheit ist dort am größten, wo häxifiger 3 
auf finanziellen Ausgleich ausgewichen werden muß. 
Davon betroffen sind vor allem kleinere Einheiten, in 
denen die Soldaten wegen knapper Personalausstat- 
tung über die Rahmendienstzeit hinaus mit Sonder- 
diensten belastet werden, die ohne Gefährdung des 
Auftrages nicht in jedem Fall durch Freizeit ausgegh- 
chen werden können. Somit kommen ausgerechnet 
diese Soldaten, die zeitiich im besonderen Maße ge- 
fordert sind, nicht in den Genuß des allgemein als 
attraktiver empfundenen Dienstausgleichs in Form 
von Freizeit. Noch problematischer wird es, wenn in 
ein und derselben Kompanie bzw. ein und demselben 
Bataillon aufgrund der spezifischen Auftragslage ein 
Teil der Soldaten überhaupt keine Überstxuiden lei- 
stet, andere regelmäßig Freizeitausgleich erhalten 
und eine dritte Gruppe (z. B. Versorgung, Instandset- 
zung, Sanitätsdienst) überwiegend in Geld abgefun- 
den werden muß. Hier entsteht nicht selten in Verbin- 
dung mit anderen Motivationshemmnissen ein Be- 
triebsklima, das die Disziplinarvorgesetzten vor kaum 
lösbare Führungsprobleme stellt. 

Bei Wehrpflichtigen kommt eine Besonderheit hin- 4 
zu. Wer nicht an der Gemeinschaftsverpflegung 
teilnimmt, dem wird der doppelte Verpflegungssatz 
(2 X 5,15 DM) ausgezahlt. Ein Wehrpflichtiger erhält 
also beispielsweise nach einer viertägigen Übung bei 
einem Ausgleich ausschließhch in Geld den vierfa- 
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chen Tagessatz von 11,— DM = 44,— DM. Wird der 
Ausgleich hingegen in Freizeit gewährt, stehen ihm 
auch noch 4 x 10,30 DM = 41,20 DM zu, weil er an 
diesen Tagen nicht an der Gemeinschaftsverpflegung 
teilnimmt. 

Der Soldat, dem kein Freizeitausgleich gewährt wer- 
den kann, hat somit nur 2,80 DM mehr als derjenige, 
der neben vier freien Tagen Verpflegungsgeld in 
Höhe von 41,20 DM erhält. Diese Art der Abfindung 
stellt eine ständige Quelle des Unmutes dar. 

5 Von seiner Zweckbestimmung her ist es zwar nicht 
ganz korrekt, das Verpflegungsgeld in einen solchen 
Vergleich einzubeziehen, da hiervon an sich der Un- 
terhalt außerhalb der Kaserne bestritten werden soll. 
In der Praxis aber können sich die meisten Soldaten 
während ihrer Freizeit zu Hause „kostenlos" ernäh- 
ren. Sie empfinden daher das Verpflegungsgeld als 
eine Art finanziellen Ausgleichs, der zusätzUch zur 
Freizeit gewährt wird. Diese Rechnung wird immer 
wieder aufgemacht und dient als vordergründige, 
griffige Argumentation gegen den in der Tat unzurei- 
chenden finanziellen Ausgleich. Ich habe daher dem 
Vorsitzenden des Verteidigungsausschusses in einem 
Schreiben vom 16. Oktober 1989 dargelegt, daß nicht 
nur im Interesse der Anspruchsberechtigten, son- 
dern auch der Diszipünarvorgesetzten eine spürbare 
Erhöhung der Vergütungssätze dringend gebo- 
ten erscheint. Ich habe auch darauf hingewiesen, 
daß eine Erhöhung der Ausgleichssätze keines- 
wegs eine Haushaltsaufstockung zur Folge haben 
müßte. Eine differenzierte Verteilung der Gelder auf 
die Verbände nach einem bestimmten Schlüssel, 
also nicht nach dem „Gießkannenprinzip", könnte 
sicherstellen, daß der vorgegebene Finanzrahmen 
eingehalten wird. 


3.2 Festlegung der Dienstzeit 

1 Der Bundesminister der Verteidigung hat eine wö- 
chenthche Rahmendienstzeit von bis zu 46 Stunden 
festgelegt und damit die Möghchkeit eingeräumt, 
unterschiedhche Rahmendienstzeiten anzuordnen. 
Hiervon ist in einer Weise Gebrauch gemacht worden, 
ohne daß jedoch die hierbei angelegten Maßstäbe im 
Einzelfall nachvollziehbar waren. Dies löste schon 
deshalb Unmut aus, weü damit unterschiedhche 
Ausgleichsansprüche begründet wurden. Hier ist 
eine Nachbesserung der Dienstzeitregelung gebo- 
ten, wobei es darauf ankommen wird, Ungleich- 
behandlungen für die Zukunft weitestgehend aus- 
zuschheßen. 

2 Mit Interesse verfolge ich im Hinbhck auf die ver- 
schiedenen Lösungsansätze die Erörterung über die 
Frage, inwieweit es möghch ist, in Annäherung an die 
Entwicklung in der zivilen Arbeitswelt eine Regel- 
dienstzeit einzuführen, die sich mit den Besonderhei- 
ten des müitärischen Dienstes im Frieden vereinbaren 
heße. In diesem Zusammenhang denke ich an die 
monatelangen quälenden Diskussionen über eine ge- 
rechte Umsetzung der Ergebnisse der letzten Tarif- 
und Besoldungsrunde im öffentiichen Dienst. Diese 
Auseinandersetzungen haben zwar mit der Einfüh- 


rung sogenannter Quartalausgleichstage einen müh- 
samen und sehr umstrittenen Abschluß gefunden, 
werden aber bei weiteren Arbeitszeitverkürzungen 
— soweit sie mit teilweisem Verzicht auf Besoldungs- 
erhöhungen in einem Zusammenhang stehen — im- 
mer wieder aufleben. 


3.3 Probleme des individuellen Ausgleichs 

Die neue Dienstzeitregelung geht von dem Grundsatz 1 
aus, daß mehr geleisteter Dienst mit Freizeit auszu- 
gleichen ist. Ein Ausweichen auf finanziellen Aus- 
gleich ist nur zulässig, wenn aus „zwingenden dienst- 
hchen Gründen" eine Freistellung nicht möghch ist. 
Diese Voraussetzungen sind in jedem Einzelfall zu 
prüfen. 

Es war von vornherein abzusehen, daß die Soldaten 2 
verständhcherweise darauf drängen würden, für mehr 
geleistete Dienste in der Regel Freizeit zu erhalten. 
Ferner war abzusehen, daß sich die Disziplinarvorge- 
setzten schwertun würden, gegenüber jedem einzel- 
nen Soldaten zu begründen, warum in seinem Fall 
zwingende diensthche Gründe einem Ausgleich in 
Freizeit entgegenstehen würden. Um diesen Schwie- 
rigkeiten zu begegnen, ordnete der Inspekteur des 
Heeres in seiner „Weisung zu Dienstzeitreduzierung 
und Dienstausgleich" vom 10. Mai 1989 an, daß Frei- 
zeitausgleich vorrangig dann gewährt werden soll, 
wenn der mehr geleistete Dienst von den Einheiten 
oder Teileinheiten geschlossen geleistet worden war. 
Eine finanzielle Vergütung sollte hingegen in der Re- 
gel erst bei zeitiicher Belastung durch Sonderdienste 
angezeigt sein. 

Zahlreiche Disziphnarvorgesetzte, auch in höheren 3 
Kommandostellen, befahlen daraufhin, an Wochen- 
enden geleistete Zusatzdienste grundsätzlich mit 
Freizeit, in der Woche geleistete Dienste dagegen vor- 
rangig mit Geld auszugleichen. Diese pauschahe- 
rende Regelung ersparte den nächsten Disziplinarvor- 
gesetzten zwar zeitraubende Einzelabwägungen und 
schloß dadurch „Ungleichbehandlungen" innerhalb 
einer Einheit oder eines Bataillons weitgehend aus. 
Andererseits führte sie aber zu erhebüchem Unmut 
bei den betroffenen Soldaten. Zu Recht verwiesen 
viele Petenten darauf, daß die Entscheidung über 
die Form des Ausgleichs jeweüs dem nächsten Dis- 
ziplinarvorgesetzten nach Prüfung des Einzelfal- 
les obliege und der Gesetzgeber dem Freizeitaus- 
gleich eindeutig den Vorrang eingeräumt habe. 
Diese Auffassung wurde bereits am 26. Juni 1989 
von einem Truppendienstgericht bestätigt, das hier- 
zu ausführte; 

„Ein erweiterter Ermessensspielraum, etwa im Sinne 
einer übergeordneten Gleichbehandlung, ist den 
nachgeordneten Dienststellen und Vorgesetzten 
nach dieser eindeutigen Regelung nicht eingeräumt 
worden. Immer wenn der Dienstbetrieb die Frei- 
stellung des einzelnen Soldaten trotz der konkreten 
Belastung der Einheit zuläßt, d. h. die Verrichtung 
zwingender, nicht aufschiebbarer Dienste der Frei- 
stellung nicht entgegensteht, muß Freizeitausgleich 
erfolgen. " 
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Nicht zuletzt auf mein Drängen hin hat der Bundes- 
minister der Verteidigung mit Fernschreiben vom 
28. Juh 1989 angeordnet, daß Befehle, die den Ermes- 
sensspielraum der nächsten Disziplinarvorgesetzten 
einengen, aufzuheben seien. 

4 Danach verlagerte sich die Kritik darauf, daß kein 
Ausgleich in Form von Freizeit gewährt wurde, ohne 
daß nach Auffassung der Soldaten zwingende dienst- 
liche Gründe dieser Form des Ausgleichs entgegen- 
gestanden hätten. 

5 Auch für mich ist einsichtig, daß z. B. in einem mit 
vielen Übungsvorhaben ausgefüllten Ausbildungs- 
quartal, in dem auch noch ein Großteil der Soldaten 
wegen Gewährung von Billigkeitsurlaub nicht mehr 
verfügbar ist, die Chefs den Forderungen nach aus- 
schheßlichem Ausgleich in Freizeit kaum entsprechen 
können. 

6 Schwierig ist es für die Disziplinarvorgesetzten auch, 
die betroffenen Soldaten von der Notwendigkeit des 
finanziellen Ausgleiches zu überzeugen, wenn in 
Nachbareinheiten innerhalb einer Kaserne oder eines 
Standortes bei Vorhegen vermeintiich vergleichbarer 
Voraussetzungen hinsichthch Personalausstattung 
und Auftrag ein großzügiger Freizeitausgleich ge- 
währt wird. Nicht selten kann so der Eindruck entste- 
hen, daß „das kleinste Vorhaben zu einem zwingen- 
den diensthchen Grund hochgespielt" wird, wie ein 
Petent es ausdrückte. Gleichzeitig laufen die zustän- 
digen Vorgesetzten ständig Gefahr, daß ihre Ent- 
scheidungen als Akt der Willkür angesehen werden. 
Die Umsetzung des unbestimmten Rechtsbegriffs 
„zwingende diensthche Gründe" erweist sich so als 
ständiger Störfaktor für das Verhältnis zwischen Vor- 
gesetzten und Untergebenen. Ich unterstütze deshalb 
die Bemühungen des Bundesministers der Verteidi- 
gung, das Wort „zwingende" zukünftig wegfallen zu 
lassen. 

7 Eine solche Änderung könnte allerdings dazu verfüh- 
ren, daß die Disziplinarvorgesetzten in zu starkem 
Maße von der MÖghchkeit des finanziellen Ausglei- 
ches Gebrauch machen werden. Dem kann jedoch 
u. a. dadurch begegnet werden, daß — wie von mir 
schon angesprochen — ein bestimmter Finanzrahmen 
vorgegeben bleibt. In jedem Fall muß weiterhin 
sichergestellt sein, daß dem Freizeitausgleich nach 
wie vor der Vorrang gegeben wird. 


3.4 Verantwortung und Belastung der 
Einheitsführer 

1 Mit der neuen Dienstzeitregelung verfolgt der Gesetz- 
geber das Ziel, die Dienstzeit der Soldaten dem zivilen 
Bereich möglichst weitgehend anzugleichen. Die Ver- 
antwortung für die Umsetzung tragen die Vorgesetz- 
ten auf allen Ebenen, Die besondere Last dieser Arbeit 
hegt aber nach meinen Erkenntnissen zu stark auf der 
unteren Fühnmgsebene, insbesondere bei den Kom- 
paniechefs oder Offizieren in vergleichbarer Fimk- 
tion. Ihre Situation schilderte mir ein steUvertretender 
Bataillonskommandeur. Ich möchte ihn ansteUe eige- 


ner Ausführungen und steUvertretend für viele zu 
Wort kommen lassen: 

„Die Leidtragenden dieser Situation sind die Kompa- 2 
nie- imd Batteriechefs: Auf der einen Seite sehen sie 
sich den Maximalerwartimgen ihrer Untergebenen 
(das bedeutet die ausschheßhche Vergütung durch 
Dienstausgleich) ausgesetzt, auf der anderen Seite ist 
ihnen bis heute noch nicht gesagt worden, welche 
Aufgaben und Aufträge in der Zukunft entfaUen. 
Diese Vorgesetzten wissen nur, daß schon in der Ver- 
gangenheit bei einer durchschnittiichen Dienstzeitbe- 
lastung von 56 Stunden die ihnen übertragenen Auf- 
gaben kaum perfekt zu bewältigen waren (Besichti- 
gungsprotokoUe, Prüfberichte, Dienstaufsichtsbemer- 
kungen, Beurteilungsformuherungen haben das ih- 
nen zur Genüge gezeigt), und ihnen wird nicht gesagt, 
wie sie in Zukunft ihren Auftrag in noch weniger Zeit 
erfüllen können und welche Abstriche sie dabei ma- 
chen dürfen. Da die Chefs jeden Fall der Dienstzeit- 
belastung einzeln entscheiden und darüber hinaus 
auch noch begründen müssen, sehen sie sich vor eine 
schier xmlösbare Aufgabe gestellt: Sie können bei ei- 
nem wehrpflichtigen Soldaten nicht jedesmal Ausbü- 
dungsstand, Urlaubsanspruch und sonstige Kriterien 
prüfen und dann abwägen, ob bei einem bestimmten 
Soldaten Dienstausgleich oder nur die finanzielle Ver- 
gütung möglich ist; sie können bei einem Unteroffi- 
zier, der zum Beispiel selbständig ein Sachgebiet zu 
bearbeiten hat, nicht jedesmal prüfen, ob dieser Sol- 
dat noch in der Lage ist, alle Aufgaben zu erfüllen und 
alle Termine zu erledigen, obwohl er Dienstausgleich 
bekommt. Nach dem Text des Dienstzeiterlasses, dem 
Text einiger Beschwerdebescheide und jetzt sogar 
nach dem Text einer einstweiligen Anordnung eines 
Truppendienstgerichtes muß er dem Soldaten aber 
Dienstausgleich geben, es sei denn, nicht aufschieb- 
bare Dienste stehen der Freistellimg entgegen. 

Die Vorgesetzten dieser Ebene befürchten, daß sie 
über kurz oder lang eine für sie unangenehme Rech- 
nung präsentiert bekommen: Irgendwann wird ihnen 
ein höherer Vorgesetzter im Rahmen einer Besichti- 
gung, einer Überprüfung oder eines Dienstaufsichts- 
besuches bescheinigen, daß ihre Einheit nicht einsatz- 
bereit ist, daß es auf dem Gebiet der Personalführung, 
der Materialbewirtschaftung, der Materialerhaltung 
oder der Ausbildung gravierende Mängel gibt und 
ihnen die Frage stellen, wieso sie in der Vergangen- 
heit so viel Dienstausgleich gegeben haben, obwohl 
die Forderungen an die Einsatzbereitschaft und in 
bezug auf die Bewältigung verschiedener Sachaufga- 
ben nicht erfüllt wurden. Abgesehen von der berech- 
tigten Besorgnis im Hinbhck auf die eigene Beurtei- 
limg xmd damit auf die eigene Laufbahn fühlen sich 
diese Vorgesetzten nach meiner Auffassimg mit Recht 
in dieser Situation alleine gelassen. Und bedauerh- 
cherweise besteht auch auf der Ebene darüber -* auf 
Bataillonsebene — kaum die Möglichkeit, hier etwas 
zu entlasten, da dies durch Verzicht auf eigene Vor- 
haben in den vergangenen Jahren bereits weitestge- 
hend geschehen ist. " 

Diese Ausführungen verdeutlichen gleichzeitig die 3 
dringende Notwendigkeit, die für die Umsetzung der 
Dienstzeitregelung primär geforderten Vorgesetzten 
im Wege der helfenden Dienstaufsicht zu unterstüt- 
zen. 
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3.5 Notwendigkeit der Durchforstung 
der Aufgaben 

1 Die Schwierigkeiten bei der neuen Dienstzeitrege- 
lung, wie sie der vorgenannte Offizier geschildert hat, 
dürften von allen mit dem Problem befaßten Stellen in 
ähnlicher Weise gesehen werden. Um ihnen zu be- 
gegnen, verweist er auf die Notwendigkeit einer „dra- 
stischen Reduzierung der Aufträge und Aufgaben im 
Rahmen des Einsatzes und der Ausbildung sowie eine 
radikale Vereinfachung bei den Verfahren der Perso- 
nalbearbeitung, der Materialbewirtschaftung und 
sonstiger bürokratischer Bereiche". Das trifft den 
Kern des Problems. 

2 Die Notwendigkeit einer Dienstzeitentlastung ist 
zwar seit langem erkannt; die entsprechenden Bemü- 
hungen haben aber offenbar noch keineswegs allge- 
mein zu den erforderlichen Konsequenzen geführt. 
Weitere Reduzierungen der Überstunden sind uner- 
läßlich. Für die Praxis des Truppenalltags muß dies 
bedeuten, daß alle Vorgesetzten jeglichen Einsatz der 
ihnen unterstellten Soldaten — besonders wenn er 
über die Rahmendienstzeit hinausreicht — zuvor sorg- 
fältig auf die dienstliche Notwendigkeit hin überprü- 
fen. Ich habe den Eindruck, daß bei so manchen Dis- 
ziplinarvorgesetzten immer noch die Vorstellung 
herrscht, er könne über die ihm anvertrauten Soldaten 
jederzeit verfügen. Hier muß neues Bewußtsein ge- 
schaffen werden. 

3 Vorrangig wird es darauf ankommen, Zusatzdienste 
in noch höherem Umfang als bisher durch Zusammen- 
legung bzw. Streichung zu reduzieren. Es ist sicher 
der richtige Weg, wenn z. B. verstärkt dazu überge- 
gangen wird, innerhalb einer Kaserne die Zahl der 
Unteroffiziere vom Dienst oder Feldwebel vom Wo- 
chendienst durch Konzentration dieser Dienste einzu- 
schränken. Auch werden schon vielfach Soldaten der 
Bereitschaft zusätzlich zu anderen Diensten mit her- 
angezogen, was wiederum Personaleinsparungen zur 
Folge hat. Es ist auch nicht erforderlich, daß beispiels- 
weise in einer von unterschiedlichen Einheiten mit 
unterschiedlichen Unterstellungsverhältnissen beleg- 
ten Kaserne jede für sich einen eigenen Kraftfahrer 
vom Dienst in Bereitschaft hält. 

4 Vor allem der Bereich des Wachdienstes muß nach 
noch nicht genutzten Möglichkeiten von Einsparun- 
gen überprüft werden. Ich habe Zweifel, ob der der- 
zeit hohe Personalaufwand tatsächlich immer ge- 
rechtfertigt ist. Können imd müssen nicht bestimmte 
Sicherheitsbereiche verringert werden? Ferner gilt es, 
für die Bewachung von Objekten verstärkt den Ein- 
satz elektronischer Sicherungsmittel zu prüfen. Auch 
in der Privatwirtschaft werden hochwertige Güter er- 
folgreich auf diese Weise mit erheblich geringerem 
Personalaufwand gesichert. 

5 In den kommenden Jahren wird mit großer Aufmerk- 
samkeit zu verfolgen sein, ob und auf welche Weise es 
dem Bundesminister der Verteidigung gelingt, das 
Ziel einer wirksamen und nachdrücklichen Dienst- 
zeitentlastung zu erreichen. 


3.6 Mängel im Führungsverhalten 

Unabhängig von den objektiven Schwierigkeiten, die 
sich bei der Umsetzung der neuen Dienstzeitregelung 
durch die Vorschriftenlage und sonstige nicht beein- 
flußbare Faktoren ergeben, habe ich in diesem Zu- 
sammenhang zum Teil erhebliche Mängel im Füh- 
rungsverhalten von Vorgesetzten der unterschiedlich- 
sten Ebenen festgestellt. 


3.6.1 Bereitschaft zur Zusammenarbeit 

Die Einführung der neuen Dienstzeitregelung war ein 1 
Testfall für die Bereitschaft der Vorgesetzten, die ih- 
nen unterstellten Soldaten umfassend und schnell zu 
informieren sowie die Vertrauensmänner zu beteili- 
gen. Dies hätte allen Vorgesetzten einsichtig sein 
müssen. Es war von vornherein absehbar, daß der 
Vollzug der Neuregelung auf der Einheitsebene 
Schwierigkeiten bereiten würde. Insbesondere hätte 
man erwarten müssen, daß, wie von der hier einschlä- 
gigen Dienstvorschrift ZDv 10/2 gefordert, Diszipli- 
narvorgesetzter und Vertrauensmann vertrauensvoll 
Zusammenarbeiten würden. Auf diese Verpflichtung 
hatte zudem der Bundesminister der Verteidigung in 
seinem Einführungsschnellbrief eigens hingewiesen. 

Trotz dieser erkennbaren Notwendigkeiten hat es in 2 
vielen Fällen an der erforderlichen Zusammenarbeit 
zwischen den Disziplinarvorgesetzten und den Unter- 
gebenen bzw. ihren Vertrauensmännern gefehlt. So 
mußte ich feststellen, daß über den Inhalt der Neure- 
gelung viele Vertrauensmänner auch nach dem In- 
krafttreten noch nicht oder nur unzureichend unter- 
richtet waren. 

Wie ausgeführt, besteht zwischen den beiden Formen 3 
des Ausgleichs — entweder in Geld oder Freizeit — 
von der Attraktivität her ein erheblicher Unterschied. 
Deshalb sollte die Entscheidung, warum mehr gelei- 
steter Dienst nicht in Freizeit, sondern in finanzieller 
Vergütung ausgeglichen werden muß, den Betroffe- 
nen im Regelfall erläutert werden. Der Vorgesetzte, 
der es nicht für nötig befindet, nach einem zwölftägi- 
gen Truppenübungsplatzaufenthalt seinen Soldaten 
zu erklären, warum nicht der gesamte Übungszeit- 
raum mit Freizeit, sondern — berechtigterweise — 
vielleicht nur im Verhältnis von zwei Tagen Freizeit 
und zehn Tagen finanzieller Vergütung ausgeglichen 
werden kann, darf sich über Beschwerden nicht wun- 
dern. Mehrfach haben Soldaten ihre Eingaben zu- 
rückgezogen, nachdem ich den zuständigen Vorge- 
setzten gebeten hatte, den Soldaten seine Entschei- 
dung zu erläutern. 

Bei der Entscheidung über die Art des zu gewähren- 4 
den Ausgleichs hat der Disziplinarvorgesetzte zu prü- 
fen, ob der konkrete militärische Auftrag bei Gewäh- 
rung von Freizeit tatsächlich nicht mehr erfüllt werden 
kann. Hierzu können die unterstellten Soldaten regel- 
mäßig wertvolle Anregungen geben. Es sollte deshalb 
selbstverständlich sein, daß die Vorgesetzten den Sol- 
daten oder zumindest dem Vertrauensmann nicht nur 
Gelegenheit zu einem Gespräch geben, sondern ggf. 
ein solches Gespräch auch selbst suchen. Zu oft wurde 
mir vorgetragen, daß sich Vorgesetzte hier abweisend 
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gezeigt hätten. Dann kann es nicht ausbleiben, daß so 
behandelte Soldaten in Ausgleichsfällen auf der Ge- 
währung von Freizeitausgleich bestehen und für alle 
Beteiligte an sich tragbare Kompromißlösungen ab- 
lehnen. 


3.6.2 Restriktive Anwendung 

1 Von der neuen Dienstzeitregelung erwarteten die Sol- 
daten, daß nunmehr die mehr geleisteten Dienste in 
einer Weise ausgeglichen werden, bei der zwischen 
dienstlichen Belangen und persönlichen Interessen 
der Soldaten gerecht, aber auch fürsorglich abgewo- 
gen wird. Die große Enttäuschung über die neue Re- 
gelung basierte nicht zuletzt darauf, daß viele Solda- 
ten den Eindruck hatten, Vorgesetzte versuchten, die 
Anwendung der Ausgleichsbestimmungen möglichst 
auszuschließen oder doch zuungunsten der Soldaten 
zu handhaben. Dieser Vorwurf wurde vor allem dort 
laut, wo nühtärische Vorgesetzte, wie vorstehend be- 
reits geschildert, restriktive Befehle zur Gewährung 
des Ausgleichs in Freizeit erließen, die dann später 
aufgehoben werden mußten. 

2 Fehlende Bereitschaft, sich mit dem Sinn und Zweck 
der Neuregelung zu identifizieren, erkenne ich wie- 
derholt auch bei den zeitlichen Festlegungen in den 
Dienstplänen. 

3 Voraussetzimg für den Ausgleichsanspruch ist ein zu- 
sammenhängender Dienst von mindestens 16 Stun- 
den. Dies hat zur Folge, daß ein Soldat, der einen 
Zusatzdienst am Wochenende (z. B. UvD von Samstag 
12.00 Uhr bis Sonntag 12.00 Uhr) zu absolvieren hat, 
Anspruch auf eine volle Vergütung erwirbt, was ei- 
nem Tag Freistellung vom Dienst entspricht. Verrich- 
tet er den gleichen Dienst von Mittwoch 12.00 Uhr bis 
Donnerstag 12,00 Uhr und nimmt er zudem vorher 
und nachher am Dienst seiner Einheit teil, erwirbt er 
einen Ausgleichsanspruch in Höhe von zwei vollen 
Vergütungen oder zwei Tagen Dienstausgleich. Wie- 
derholt haben Disziplinarvorgesetzte versucht, diese 
vom Bundesminister der Verteidigung gewollte — als 
recht großzügig anzusehende — Regelung durch „ge- 
schickte" Verlegung der Zeiten für Sonderdienste zu 
unterlaufen. So setzte z. B. ein Bataillonskommandeur 
die Dienstzeiten für den Unteroffizier/Gefreiten vom 
Dienst von statt bisher 16.00 Uhr bis 16.00 Uhr des 
nächsten Tages auf 15.55 Uhr bis 15.55 Uhr fest. Da- 
durch erreichte der dienstleistende Soldat am zweiten 
Tag seines Dienstes nicht mehr die notwendige 
Dienstzeit von mehr als 16 Stunden, um einen zweiten 
vollen Tag Dienstausgleich zu erhalten. 

4 Ebenso halte ich es für verfehlt, wenn der Beginn der 
Zusatz dienste auf 7.00 Uhr morgens verschoben und 
befohlen wird, den erworbenen Ausgleichsanspruch 
unmittelbar im Anschluß an den geleisteten Dienst 
abzugelten, um sonnt einen weiteren Ausgleichsan- 
spruch nicht erst entstehen zu lassen. Eine derartige 
Verfahrensweise begegnet schon deshalb Bedenken, 
weil die Freistellung im Anschluß an einen häufig 
anstrengenden Nachtdienst nicht der Zielsetzung der 
Neuregelung, nämlich „planbare" Freizeit als Aus- 
gleich zu gewähren, entspricht. Überdies dürfte ge- 
rade für die standortfem beheimateten Soldaten in 


erster Linie eine Freistellung in Verbindung mit einem 
Wochenende von Interesse sein. 

Dem Sinn der Neuregelung widerspricht es auch, 5 
wenn bei Truppenübungsplatzaufenthalten die 
Dienstzeit so festgelegt wird, daß keine Ausgleichsan- 
sprüche entstehen, z. B. von 7.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
Eine solche Verfahrensweise kann auch nicht nüt dem 
Argument gerechtfertigt werden, der Soldat habe nur 
zehn Stunden Dienst geleistet und anschließend 
dienstfrei gehabt. Dem ist entgegenzuhalten, daß auf 
Truppenübungsplätzen dem Soldaten in der Regel die 
Möglichkeit fehlt, seine Freizeit wie im Standort belie- 
big zu gestalten. Zum anderen sollte der Truppen- 
übungsplatzaufenthalt ohnehin über die Rahmen- 
dienstzeit hinaus zu Ausbildungszwecken intensiv 
genutzt werden. 


3.6.3 Einfühlungsvermögen der Vorgesetzten 

Defizite in der Menschenführung habe ich auch fest- 1 
stellen müssen, soweit es um die Bestimmung geht, 
wonach für Soldaten während der ersten sechs Dienst- 
monate die Zahlung einer Vergütung für mehr gelei- 
stete Dienste ausgeschlossen ist. Die unterschiedliche 
Abfindung nur auf Grund der Dauer des bisher gelei- 
steten Dienstes wird von den betroffenen Soldaten 
schon als solche verständlicherweise als „Zweiklas- 
sengesellschaft" empfunden. Verstärken muß sich 
dieses Gefühl, wenn Soldaten ohne Ausgleichsan- 
spruch mit dienstälteren Kameraden gemeinsam Zu- 
satzdienste zu leisten haben und diese hierfür einen 
oder mehrere Tage Freistellung vom Dienst erhalten. 

Bei solchen Diensteinteilungen hätte ich mir mehr 
Einfühlungsvermögen gewünscht. Einen groben Ver- 
stoß gegen die Grundsätze der Inneren Führung stellt 
es allerdings dar, wenn, wie mir berichtet wird, in 
einigen Emheiten verstärkt Soldaten ohne Aus- 
gleichsanspruch für Zusatzdienste eingeteilt wur- 
den. I 

Viele der in diesem Zusammenhang an mich gerich- 2 
teten Eingäben hätte es sicherlich nicht gegeben, 
wenn von yomherein bundeswehrweit deutlicher dar- 
auf hingewiesen worden wäre, daß — wenn auch kein 
finanzieller Ausgleich — den Soldaten während der 
ersten sechs Monate Dienstzeit gleichwohl Freistel- 
lung vom Dienst gewährt werden kann. Der Hinweis 
auf den in Ziffer 28 des Erlasses über „Regelungen für 
Dienst und Freistellung vom Dienst" enthaltenen Er- 
messensspielraum der nächsten DiszipHnarvorge setz- 
ten hat sich als nicht ausreichend erwiesen. 

Im Zusammenhang mit der restriktiven Anwendung 3 
der neuen Dienstzeitregelung müssen auch die sich 
häufenden Fälle angesprochen werden, in denen Son- 
derurlaub für Vorstellungstermine imd Bewerbungs- 
verfahren mit der Begründung abgelehnt werden, daß 
hierzu die als Dienstzeitausgleich gewährten Freistel- 
lungen vom Dienst genutzt werden könnten. Einer 
solchen Verfahrensweise steht eindeutig der G 1-Hin- 
weis 5/86 entgegen, nach dem Sonderurlaub für die- 
sen Zweck nur versagt werden kann, wenn „im Ein- 
zelfall zwingende dienstliche Erfordernisse entgegen- 
stehen. " Allerdings hat mich der Bundesminister der 
Verteidigung hierzu wissen lassen, daß nach seiner 
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Auffassung die „Geschäftsgrundlage" für den ge- 
nannten G 1 -Hinweis entfallen sei, weil die Soldaten 
nunmehr vielfach zusätzliche Freizeitansprüche hät- 
ten. 

4 Es mag sein, daß der genannte G 1 -Hinweis von ein- 
zelnen Soldaten mißbräuchlich ausgenutzt worden ist. 
Dennoch kann ich mich den Überlegungen des Bun- 
desministers der Verteidigung nicht anschließen. Zu- 
nächst ist festzustellen, daß der Dienstzeitausgleich 
nach seiner Zweckbestimmung ausschheßlich beson- 
dere zeitliche Belastungen ausgleichen soll. Darüber 
hinaus begünstigt die Auffassung des Bundesmini- 
sters der Verteidigung denjenigen, der keine Zusatz- 
dienste geleistet hat. Dieser erhält für Vorstellungster- 
mine Sonderurlaub. Demjenigen, der auf Grund von 
mehr geleistetem Dienst Freizeitausgleich erhält, wird 
im Ergebnis dieser Ausgleich entzogen. Er ist somit 
doppelt benachteiligt. 


3.7 Ausblick 

1 Zusammenfassend ist festzustellen, daß das Füh- 
rungsverhalten der Vorgesetzten im Zusammenhang 
mit der Dienstzeit- und Dienstausgleichsregelung zu 
einem entscheidenden Faktor für Motivation und 
Stimmung in der Truppe geworden ist. Viele Vorge- 
setzte haben dies erfreulicherweise erkannt. Von an- 


4 Problemfelder der Menschenführung 


1 Immer wieder werde ich gebeten, mich zu äußern, ob 
sich nach meinen Erkenntnissen die Menschenfüh- 
rung in den Streitkräften in den letzten Jahren verbes- 
sert oder verschlechtert hat. 

2 Hier ist zunächst — wie bereits angedeutet — darauf 
hinzuweisen, daß der Wehrbeauftragte nicht über die 
Ausstattung verfügt, um durch empirische Untersu- 
chungen abgesicherte Erkenntnisse, auch zu Ent- 
wicklungen über einen längeren Zeitraum hin, zu ge- 
winnen. Gleichwohl ist er auf Gnmd der Vielzahl sei- 
ner Erkenntnisquellen in der Lage, Aussagen zu be- 
stimmten Trends oder zur allgemeinen Bedeutsam- 
keit festgestellter Mängel zu machen. Alles in allem 
möchte ich weder die Aussage wagen, daß die Quah- 
tät der Menschenführung einem neuen Hoch zustrebt, 
noch daß eine Tendenz zum Negativen zu erkennen 
ist. Zu wenig wird bisweilen bedacht, daß das Klima in 
den einzelnen Einheiten und Verbänden, bedingt 
durch die unterschiedhchsten Einflußfaktoren, sehr 
verschieden sein kann. 

3 Was die Problemfelder im Führungsverhalten der 
Vorgesetzten angeht, haben sich diese aus der Sicht 
der Eingabenbearbeitung, abgesehen von einzelnen 
neuen Schwerpunkten (etwa der im vorigen Kapitel 
behandelten Dienstzeitregelung), kaum geändert. Be- 
stimmte Mängel wurden mir immer wieder, auch von 
der Zahl her im wesentlichen gleichbleibend, vorge- 
tragen. 


deren muß erwartet werden, daß sie von mir festge- 
stellte Mängel künftig vermeiden. 

Im Rahmen meiner kritischen Anmerkungen zur 2 
neuen Dienstzeitregelung muß ich allerdings auch 
darauf hinweisen, daß ich bei der Bearbeitung der 
Eingaben gelegentlich auf überzogene Ausgleichs- 
forderungen der Petenten gestoßen bin. Die Neu- 
regelung verzichtet bewußt auf pauschalierende 
Anordnungen, um einen individuellen Ausgleich zu 
ermöglichen. Das kann nur funktionieren, wenn 
der einzelne angemessen auch die Belange seines 
Dienstherm und seiner Kameraden mit berücksich- 
tigt. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat, wie schon 3 
erwähnt, dem Verteidigungsausschuß zum Juni 1990 
einen Bericht über die Erfahrungen mit der Neurege- 
lung vorzulegen. Zur Vorbereitung dieses Berichtes 
erwarte ich, daß die Vorgesetzten aller Ebenen, insbe- 
sondere die der höheren Kommandobehörden, dem 
Bundesminister der Verteidigung hierzu ein unge- 
schminktes Bild von den tatsächlichen Verhältnissen 
und Problemen des nachgeordneten Bereiches geben. 

Im Hinblick auf die Bedeutung, die dieser Bericht für 
die Nachbesserung der geltenden Bestimmungen hat, 
wäre es verhängnisvoll, wenn die Erkenntnisse und 
Erfahnmgen der Truppe, aus welchen Gründen auch 
immer, relativiert würden. 


Ich verkenne nicht die Bemühungen des Bundesmini- 4 
Sters der Verteidigung und Vorgesetzter aller Füh- 
rungsebenen, gerade im Bereich der Menschenfüh- 
rung Verbesserungen zu erzielen. Im Jahresbericht 
1988 bin ich hierauf ausführlich eingegangen. Diese 
Anstrengungen sind kontinuierlich imd intensiv fort- 
geführt worden. Hervorzuheben sind in diesem Zu- 
sammenhang die Arbeiten zur Neufassung der Zen- 
tralen Dienstvorschrift 10/1 „Hilfen für die Innere 
Führung." Die derzeit gültige ZDv 10/1 wurde im 
Jahre 1972 erlassen. Die in ihr enthaltenen Grund- 
sätze bedürfen einer Weiterentwicklung, die den Ver- 
änderungen im gesellschaftlichen und sicherheits- 
pohtischen Bereich Rechnung trägt. Nach ihrer 
Zweckbestimmung soll die neue ZDv 10/1 als ver- 
bindliche und umfassende Grundlage für die Gestal- 
tung der inneren Ordnung in den Streitkräften sowie 
der darauf bezogenen Aufgaben aller Vorgesetzten 
dienen. Diesen Ansprüchen wird sie nur dann ge- 
recht, wenn die Abhängigkeiten hervorgehoben wer- 
den, die zwischen der Inneren Führung und den sie 
wesentlich mitbestimmenden Rahmenbedingungen 
wie Organisation, Struktur, Haushalt, Personalfüh- 
rung bestehen. Eine solche Vorschrift würde es im 
übrigen auch ermöglichen, interessierten Vertretern 
ausländischer Streitkräfte anhand einer zeitgemäßen 
Grundlage über die in der Bundeswehr praktizierte 
Menschenführung zu unterrichten. Es ist beabsichtigt, 
sie Ende 1990 in Kraft treten zu lassen. 
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5 Mit Interesse habe ich auch von dem Untersuchungs- 
bericht der Arbeitsgruppe „Menschenführung im 
Heer" Kenntnis genommen. Diese Arbeitsgruppe hat 
im Zeitraum von Oktober 1988 bis Juni 1989 eine 
umfassende Bestandsaufnahme durchgeführt und 
eine Reihe bemerkenswerter Vorschläge und Emp- 
fehlungen erarbeitet, die teilweise bereits umgesetzt 
sind. 

6 Im folgenden möchte ich auf einige Aspekte der Men- 
schenführung eingehen, von denen ich glaube, auf sie 
nachdrücklich hinweisen und dabei entsprechende 
Verbesserungen anmahnen zu müssen. 


4.1 Zwischenmenschliche Kühle 

1 Der Grad der Verwirklichung zeitgerechter Men- 
schenführung äußert sich im Betriebsklima, in der 
Stimmung, die in den einzelnen Einheiten und Ver- 
bänden herrschen. Dieses Klima wird nicht, wie viel- 
fach immer noch geglaubt wird, durch grobe Grund- 
rechtsverletzungen, durch spektakuläre Mißhandlun- 
gen körperlicher imd seelischer Art bestimmt. Zwar 
hat sich der Wehrbeauftragte auch mit solchen Ver- 
stößen immer wieder zu befassen. Dabei handelt es 
sich aber um bedauerliche Einzelfälle, von denen al- 
lerdings jeder ein Fall zuviel ist. Sie sind sehr ernst zu 
nehmen und werden von mir besonders sorgfältig ver- 
folgt und ausgewertet. Auch in diesem Jahr wäre es 
wieder möglich gewesen, eine Reihe solcher schlim- 
men Vorgänge aufzulisten. 

2 Wenn Wehrpflichtige am Ende ihres Wehrdienstes 
befragt werden, wie sie diese Zeit erlebt haben, wird 
häufig auf weniger gravierende Führungsschwächen 
und Unzulänglichkeiten hingewiesen, die sich im mi- 
litärischen Alltag einschleichen und das menschliche 
Miteinander von Untergebenen und Vorgesetzten ne- 
gativ beeinflussen. Derartige Führungsmängel wer- 
den in der weit überwiegenden Zahl der Eingaben 
beklagt, die mich zum Thema Menschenführung er- 
reichen. Sie lassen erkennen, daß der Umgang mitein- 
ander zu häufig von innerer Distanz geprägt ist und 
sich so weder Vertrauen, noch das Gefühl der Zusam- 
mengehörigkeit entwickeln können. Die Folge hier- 
von ist zwangsläufig der Eindruck von zwischen- 
menschlicher Kühle. Bei mehr Bereitschaft der Vorge- 
setzten, im Untergebenen auch den Menschen und 
nicht nur ein Führungsobjekt zu sehen, mit dem die 
Einsatzbereitschaft sichergestellt wird, würden sich 
viele Eingaben an mich erübrigen. Hierzu folgender 
FaU: 

3 Ca. drei Wochen nach Beginn seiner Grundausbil- 
dimg teilte die Mutter einem Rekruten fernmündlich 
mit, daß der Vater einen Herzinfarkt erlitten habe. Er 
möge so schnell wie möglich nach Hause kommen. 
Der zuständige Kompaniefeldwebel lehnte es trotz 
wiederholter Bitten ab, dem Soldaten die Heimreise 
zum ca. 50 km entfernten Wohnort zu gestatten, und 
meinte: „Sie können Ihrem Vater sowieso nicht mehr 
helfen! Ich verstehe gar nicht, was Sie zu Hause wol- 
len." 

Erst nach Einschreiten eines anwesenden Offiziers 
und auf erneutes inständiges Bitten ließ der Kompa- 
niefeldwebel sich bewegen, dem Soldaten die Fahrt 


zu seinem — einige Tage später dann verstorbenen — 
Vater zu erlauben. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nochmals an 4 
alle Vorgesetzten appellieren, sich gegenüber ihren 
Untergebenen offen und gesprächsbereit zu zeigen. 
Hierzu gehört auch, daß Entscheidungen und Maß- 
nahmen im gebotenen Maße erläutert werden. Die 
Bereitschaft hierzu fehlt leider viel zu häufig. Meine 
Feststellungen bei der Umsetzung der neuen Dienst- 
zeitregelung sind hierfür ein betrüblicher Beweis. 

Viel zu wenig ist manchem Vorgesetzten bewußt, daß 5 
auch unangenehme Dienste und Maßnahmen durch- 
aus hingenommen werden, wenn der Zweck erläutert 
wird sowie die Gründe genannt werden, warum „aus- 
gerechnet" er, der Betroffene, die Aufgabe überneh- 
men soll oder muß. Anders ausgedrückt: von einem 
Soldaten, der die Hintergründe und Sachzusammen- 
hänge dienstlicher Forderungen nicht erkennt, kann 
kaum erwartet werden, daß er motiviert seinen Auf- 
gaben nachkommt. Ein Miteinander kann nur in einer 
Atmosphäre gedeihen, in der sich der Untergebene 
menschlich ernstgenommen fühlt und auch seiner- 
seits etwaige Schranken überwindet, um auf seinen 
Vorgesetzten zuzugehen. Umgekehrt muß Unterge- 
benen die Bereitschaft zum Gespräch signalisiert wer- 
den; verbale Aufforderungen reichen nicht aus, viel- 
mehr gilt es, durch das Gesamtverhalten Zeichen zu 
setzen. Höhere Vorgesetzte wundem und beklagen 
sich häufig darüber, daß Soldaten nicht den Weg zu 
ihnen gefunden haben, bevor sie sich an nüch, den 
Wehrbeauftragten, wenden. Hier muß ich häufig dar- 
auf hinweisen, daß solche Vorgesetzte die Gründe 
hierfür oft durch ihr eigenes Verhalten selbst setzen. 

Sie verkennen die Wirkung, die von ihrem Verhalten 
auf die Untergebenen ausgeht. Schließt z. B. ein Kom- 
mandeur nicht die Tür seines Dienstzimmers, wenn 
sich ein Soldat mit einem persönlichen Anliegen an 
ihn wendet, kann es kaum zu einem vertrauensvollen 
Gespräch kommen. Schon bald wird kein Soldat in 
ihm eine „Anlauf stelle" für seine Belange — wie es 
sein sollte — sehen. 

Gesteigerte Gesprächsbereitschaft wird von den Vor- 6 
gesetzten auch im Hinblick auf den bereits erwähnten 
Wandel in den Rahmenbedingungen für die Streit- 
kräfte gefordert. Die neuen Fragestellungen lassen 
sich nicht mit lehrbuchhaften Antworten erledigen, 
sondern zwingen nachgerade dazu, den Dialog zwi- 
schen allen Ebenen der militärischen Hierarchie zu 
intensivieren. Auf die Bundeswehr wird eine Reihe 
von politischen Entscheidungen zukommen, die ihr 
inneres Gefüge, aber auch den einzelnen Soldaten 
betreffen. Das Umsetzen dieser Entscheidungen muß 
Aufgabe aller militärischen Vorgesetzten sein. Ge- 
spräch und Argumentation sind gefordert. 


4.2 Selbstkorrektur als Führungsgrundsatz 

In meinem ersten Jahresbericht hatte ich die Vorge- 1 
setzten dazu aufgefordert, mehr Mut zur selbstkriti- 
schen Überprüfung ihrer Entscheidungen aufzubrin- 
gen. Im Rückblick auf meine Amtszeit sehe ich mich 
veranlaßt, an den Stellenwert der Selbstkorrektur als 
Führungsgrundsatz zu erinnern. 
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2 Fehlende Selbstkritik ist ein Zeichen, das den Unter- 
gebenen ein Mangel von Offenheit und Dialogbereit- 
schaft vermittelt. Vorgesetzte, die von ihrer eigenen 
Stärke und „Unfehlbarkeit" allzu überzeugt sind und 
daher Hinweise auf eigene Schwächen und Defizite 
ab weisen, finden sich auf allen Ebenen. Die Prägung, 
die ein Soldat aufgrund langjähriger Tätigkeit in Vor- 
gesetztenfunktionen erfährt, darf nicht dazu führen, 
daß jede Selbstkorrektur vor der eigenen Tür endet. 
Diese innere Haltung führt bewußt oder unbewußt 
dazu, daß sich ausgerechnet diese Vorgesetzten durch 
meine Mahnungen nicht angesprochen fühlen, son- 
dern meinen, die „paar schwarzen Schafe" seien im- 
mer andere. Es liegt auf der Hand, daß solche Verhal- 
tensweisen die Menschenführung in den Streitkräften 
nicht fördern. Wer hier zu Verbesserungen kommen 
will, der muß in der Weiterbildung von oben nach 
unten ansetzen — „Top-Down", wie das Zentrum In- 
nere Führung schon längst prägnant und richtig er- 
kannt hat. 

3 Aus diesem Verständnis sollte von dem Befehlshaber 
eines Territorialkommandos durchaus noch erwartet 
werden dürfen, sich bei entsprechender Sachlage zu 
korrigieren oder ein Wort der Entschuldigung gegen- 
über einem falsch behandelten Soldaten zu finden. 
Auch heute begegnet man leider gelegentlich noch 
der Denkart, eine Entschuldigung sei „unmilitärisch". 
Dabei führt eine solche Entschuldigung keineswegs 
zu Autoritätsverlust, sondern schafft, im Gegenteil, 
Vertrauen. Ich schätze daher einen Vorgesetzten, der 
ausdrücklich formuliert und glaubwürdig durch Taten 
vermittelt: „Ich lasse mich gern korrigieren." 


4.3 Umgangsformen und Umgangston 

1 Sorgen bereiten mir nach wie vor die Umgangsformen 
im militärischen Alltag und dabei insbesondere ver- 
bale Entgleisungen. Es gibt kaum ein Thema, bei dem 
ich in ähnlicher Weise ebenso beharrlich wie erfolglos 
Verbesserungen angemahnt habe. Leider geht die 
Zahl der Vorgesetzten kaum zurück, die glauben, sich 
durch lautstarke Redewendungen, die häufig in per- 
sönliche Kränkungen und Beleidigungen abgleiten, 
Geltung verschaffen zu müssen. Es ist nicht nur der 
„sensible junge Mann", der völlig zu Recht empfind- 
lich auf Beschimpfungen und verächtliche Bemerkun- 
gen reagiert. 

2 Jeder Soldat hat Anspruch darauf, „anständig" be- 
handelt zu werden — eine Hauptforderung der 
Grundsätze der Inneren Führung. Auch höheren Rän- 
gen muß immer wieder verdeutlicht werden, daß der 
Vorgesetzte Träger staatlicher Gewalt und sein Han- 
deln somit rechtsstaatlichen Kriterien unterworfen ist. 
Ich möchte daher nochmals eindringlich vor Versu- 
chen warnen, verbale Entgleisungen zu verharmlo- 
sen. Nur entschiedene Reaktionen auf einschlägiges 
Fehlverhalten können dazu führen, das Thema Um- 
gangston von der Prioritätenskala der Mängelliste des 
Wehrbeauftragten vielleicht einmal zu streichen. Eine 
angemessene Maßregelung habe ich in folgendem 
Fall vermißt: Ein Zugführer hatte im Beisein aller Aus- 
bilder des Zuges zu einem als Hilfsausbilder einge- 
setzten Soldaten gesagt: „Vom Alter her könnte ich 


Ihr Vater sein, wenn ich damals Ihrer Mutter drei 
Pfennig mehr geboten hätte! " Er wurde lediglich mit 
der niedrigsten einfachen Disziplinarmaßnahme be- 
legt. Zur Abrundung sei erwähnt, daß dieser Zugfüh- 
rer es — für mich völlig unverständlich — abgelehnt 
hat, sich bei dem Soldaten und seinen Eltern zu ent- 
schuldigen. 


4.4 Verbesserung der Beteiligungsrechte 

Im ersten Jahresbericht, den ich dem Parlament 1 
vorgelegt habe, war die Frage der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit zwischen Vorgesetztem und Ver- 
trauensmann ein Schwerpunkt meiner Ausführungen. 

Der Bundesminister der Verteidigung sagte eine 
Überprüfung zu. 

In den Jahresberichten 1987 und 1988 habe ich das 
Ergebnis der Prüfimg angemahnt. Hierbei ließ ich 
mich auch davon bestimmen, daß in der Truppe der 
Ruf nach einer Verbesserung der Beteiligungsrechte 
immer lauter wurde. 

Meine Erfahrungen belegen, daß es weiterhin Vorge- 2 
setzte gibt, die es an der notwendigen Bereitschaft zur 
Partizipation fehlen lassen. Die vorstehenden Feststel- 
lungen zur Umsetzung der neuen Dienstzeitregelung 
sind Beweis dafür, daß eine formale Stärkung der Stel- 
lung des Vertrauensmannes und eine Verbesserung 
seiner Rechte als Mindestmaßnahmen dringend gebo- 
ten sind. 

Andererseits — dies möchte ich hervorheben — be- 3 
stätigen meine Erkenntnisse auch, daß dort, wo ver- 
trauensvoll zwischen Vorgesetzten und Untergebe- 
nen zusammengearbeitet wird, der Dienst effektiver 
gestaltet und die kameradschaftliche Zuammengehö- 
rigkeit gefestigt werden können. Als beispielhaft 
möchte ich hier den Kommandeur eines Raketenartil- 
leriebataillons anführen, der mit einem Begrüßungs- 
schreiben die neugewählten Vertrauensmänner 
„herzhch willkommen" heißt und ihnen erste Hin- 
weise auf ihre Rechte und Aufgaben gibt. Er schließt 
mit dem Satz: „Ich freue mich auf die Zusammenar- 
beit mit Ihnen ..." An anderer Stelle habe ich in einer 
Weisung gelesen: „Für diese wichtige Aufgabe bedarf 
es ... Disziplinarvor gesetzt er, die mit innerer Souverä- 
nität die Mitwirkung des Vertrauensmannes suchen 
und nicht kleinmütig die Zusammenarbeit auf den 
Buchstaben der Vorschrift beschränken." Ich glaube, 
daß diese Vorgesetzte den Grundstein für ein ver- 
trauensvolles Miteinander mit „ihren" Vertrauens- 
leuten gelegt haben. 

Am 14. Juni 1989 fand im Verteidigungsausschuß des 4 
Deutschen Bundestages eine öffentliche Anhörung zu 
den Beteiligungsrechten der Soldaten statt. In einem 
Statement habe ich einen Mängelkatalog und Verbes- 
serungsvorschläge vorgetragen. Mit anderen bin ich 
der wohl mehrheitlichen Auffassimg, daß zur Stärkung 
der Stellung des Vertrauensmannes eine Änderung 
der ZDv 10/2 nicht ausreicht. Um an den derzeitigen 
Entwicklungsstand der Mitwirkung im zivilen Bereich 
der Gesellschaft anzuknüpfen, bedarf es gesetzgebe- 
rischer Maßnahmen, wobei es mir vor allem um eine 
qualitative Aufwertimg des Vertrauensmannes geht. 
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In welcher Form dies geschieht — Vertrauensmänner- 
gesetz oder ein Gesetz, das sich an das Personalver- 
tretungsrecht anlehnt — , muß dem Parlament und im 
Stadium der Vorarbeiten dem Bundesminister der 
Verteidigung überlassen bleiben. Ich erwarte, daß die 
entsprechenden Entwürfe noch in dieser Wahlperiode 
beraten und verabschiedet werden können. 

5 Die Auseinandersetzung um die Mitwirkungsrechte 
hat das innere Gefüge der Truppe seit Jahren stark 
belastet; es gilt, sie möglichst schnell von unfruchtbar 
gewordenen Diskussionen zu befreien, nachdem alle 
Entscheidungsgrundlagen offenliegen. Vor diesem 
Hintergrund wäre ich dankbar, wenn sich das Parla- 
ment meinen Vorstellungen über den dringenden 
Handlxingsbedarf anschließen würde. 


4.5 Freiwilligkeitsgebot für Ordonnanz- und 
Hilfsdienste 

1 In den Jahresberichten 1986 und 1987 hatte ich mich 
eingehend mit dem Freiwilhgkeitsgebot bei der Her- 
anziehung von Soldaten zu Ordonnanz- und Hilfs- 
diensten befaßt. Nicht zuletzt meine Ausführungen 
trugen dazu bei, daß dieser Grundsatz in der Truppe 
allgemein bekannt wurde, nachdem auch der Bundes- 
minister der Verteidigung seine Auffassung hierzu in 
aller Deutiichkeit klargelegt hatte. Um so unverständ- 
licher ist es mir, daß nach wie vor Vorgesetzte unter 
Mißachtung der ihnen bekannten Rechtslage Solda- 
ten zu Ordonnanzdiensten kommandieren. Nicht sel- 
ten geraten nächste Vorgesetzte durch Vorgaben hö- 
herer Vorgesetzter in die Situation, rechtswidrige Ein- 
sätze befehlen zu „müssen" . Offensichtlich ist es auch 
weiterhin erforderlich, nicht nur deutiich auf die 
Rechtslage hinzuweisen, sondern Sinn und Zweck des 
Freiwilhgkeitsgebotes immer wieder in Erinnerung zu 
bringen. Es muß erschrecken, mit welcher Leichtfer- 
tigkeit Vorgesetzte gegen dieses Gebot verstoßen und 
wie wenig Verständnis sie für den berechtigten Un- 
willen der eingeteilten Soldaten haben. 

2 Uneinsichtigkeit spricht aus den Ausführungen eines 
Brigadekommandeurs, der sich zum imfreiwiUigen 
Einsatz eines Soldaten als Ordonnanz in einem Offi- 
zierspeisesaal während eines Truppenübungsplatz- 
aufenthaltes wie folgt äußerte: „Ich bin nicht sicher, 
ob es richtig ist, daß eine Situation entstehen kann, 
daß sich Offiziere ihre Truppenverpflegung selbst an 
der Verpflegungsausgabe abholen müssen. " Bedenkt 
man, daß dieser Kommandeur durch sein Verhalten 
die Einstellung vieler junger militärischer Vorgesetz- 


5 Personalwesen 

5.1 Fragen der Personalführung 

Im Berichtsjahr sind die neuen Richtiinien und Durch- 
führungsbestimmiingen für die Personalführung von 
Offizieren und Unteroffizieren in Kraft getreten. Da- 
nach soll der Werdegang für den einzelnen Soldaten 
künftig vorhersehbarer und nach Möglichkeit ver- 


ter mitprägt, muß ich befürchten, daß ich mich mit 
derartigen Fällen auch künftig zu befassen habe. 
Gleichzeitig ist diese Äußerung für mich Anlaß, alle 
Disziplinarvorgesetzte aufzufordem, im Wege ihrer 
Dienstaufsicht die Einhaltung des Freiwilligkeitsge- 
botes nachdrücklich zu überwachen und ggf. selbst 
„umzudenken". 

Ich habe keine Bedenken gegen die Einteilung von 3 
Soldaten zu Ordonnanzdiensten bei freiwilliger Mel- 
dimg. Wenn sich Soldaten hierzu bereit erklären, soll- 
ten sie aber zumindest auch mit der gebotenen Höf- 
lichkeit behandelt werden. Herablassende oder rüde 
Bemerkimgen, etwa bei geselligen Veranstaltungen, 
haben zu unterbleiben und dürfen nicht mit dem Hin- 
weis auf die Freiwilhgkeit der Diensteinteilung relati- 
viert werden. 


4.6 Umgang mit erkrankten Soldaten 

In meinem letzten Jahresbericht hatte ich mich zum 1 
wiederholten Male mit dem Spannungsverhältnis 
Truppenarzt — Einheitsführer — Soldat auseinander- 
zusetzen und gefordet, das System der Krankschrei- 
bungen/Festlegung der Dienstbefreiungen insgesamt 
transparenter zu machen. In seiner Stellungnahme 
hierzu hatte der Bundesminister der Verteidigung zu- 
gesagt, eine entsprechende Führungshilfe noch im 
laufenden Jahr herauszugeben. Das ist nicht gesche- 
hen. 

Ich halte es für dringend geboten, eine solche Vor- 2 
Schrift baldmöglichst zu erlassen. Es muß deutiich 
werden, daß allein der Truppenarzt der kompetente 
Fachmann ist, der über Dienstbefreiungen oder 
Krankschreibungen zu befinden hat. Seine Entschei- 
dung bzw. Empfehlung muß daher so verbindlich aus- 
gestaltet werden, daß es für den Disziplinarvorgesetz- 
ten grundsätzlich ausgeschlossen ist, von ihr abzuwei- 
chen. Die jetzige Regelung, wonach der Disziplinar- 
vorgesetzte „nur aus zwingenden Gründen und nach 
erneuter Einholung einer truppenärztlichen Stellung- 
nahme" von dem ärztiichen Vorschlag ab weichen 
darf, hat sich nicht als ausreichend erwiesen, um mili- 
tärische Vorgesetzte davon abzuhalten, sich über ärzt- 
liche Empfehlungen hinwegzusetzen. 

Abgesehen davon muß in der Neuregelung u. a. defi- 3 
niert werden, unter welchen Voraussetzungen und 
mit welchen Folgen die Anordnungen „krank zu 
Hause" oder „krank auf Stube" erteilt werden kön- 
nen. 


bindhcher festgelegt werden. Insbesondere müssen 
die familiären Belange verstärkt berücksichtigt wer- 
den. In meinem letzten Jahresbericht hatte ich mich 
mit verschiedenen Kernpunkten der seinerzeit bereits 
bekanntgegebenen neuen Richtlinien im einzelnen 
befaßt. Ihrer konsequenten Umsetzung in die Praxis, 
der ich im Hinblick auf die Attraktivität eines langfri- 
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stigen Dienens in den Steitkräften große Bedeutung 
beimesse, habe ich besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet. 


5.1.1 Personalgespräche 

1 Um die Akzeptanz von Personalmaßnahmen zu ver- 
bessern, sehen die neuen Richtlinien vor, daß Perso- 
nalgespräche häufiger und vorzugsweise direkt zwi- 
schen dem Personalführer und dem Soldaten geführt 
werden. An den Gesprächen können auf Wunsch des 
Betroffenen die Ehefrau, gegebenenfalls auch andere 
Famihenangehörige teilnehmen. Die im Berichtsjahr 
gesammelten Erkenntnisse ermöghchen es mir, 
hierzu eine erste Bilanz zu ziehen. 

2 Was die Häufigkeit der Personalgespräche angeht, 
konnte ich feststellen, daß die personalbearbeitenden 
Dienststellen diese Forderung ernst nehmen und im 
Berichtsjahr mehr Personalgespräche denn je geführt 
haben. 

3 Auch haben viele Ehefrauen von der ihnen neu eröff- 
neten Möghchkeit, an den Gesprächen teilzunehmen, 
Gebrauch gemacht. Hierbei hat sich die Erwartung 
des Bundesministeriums der Verteidigung bestätigt, 
daß dadurch dem Personalführer zusätzhch Aufschluß 
über dienstiich relevante famihäre Belange gegeben 
und zum anderen das Verständnis für diensthche Not- 
wendigkeiten seitens der Angehörigen gefördert 
wird. Die Teilnahme der Familienangehörigen er- 
leichtert es, schneller für alle Beteüigte tragbare Kom- 
promißlösungen zu finden. 

4 Das positive Gesamtbild wird allerdings durch Klagen 
einzelner Soldaten über ihre Personalführung getrübt. 
Ich habe Verständnis für den Unmut eines Soldaten, 
wenn ihm im Personalgespräch eine bestimmte Ver- 
wendungsplanung eröffnet wird, die bereits vier Mo- 
nate später keine Gültigkeit mehr hat. Die rechthche 
Unverbindlichkeit einer Planungsabsicht darf keines- 
wegs dazu führen, daß von dieser ohne ernsthafte, 
schwerwiegende Gründe abgewichen werden kann. 
Das würde den Wert von Personalgesprächen entkräf- 
ten. 

5 Personalgespräche sollen auch dazu dienen, das Ver- 
ständnis für belastende Entscheidungen zu fördern. 
Einen gravierenden Verstoß gegen diese Zielvorstel- 
lung sehe ich in der Behandlung eines Hauptfeldwe- 
bels mit einer Restdienstzeit von zweieinhalb Jahren, 
dessen Verband an einen über 300 km entfernten 
Standort verlegt werden sollte. Im Vorfeld dieser Maß- 
nahme hatte der Soldat um ein Personalgespräch 
nachgesucht, um Gründe gegen seine beabsichtigte 
Versetzung vortragen zu können. Die personalbear- 
beitende Stelle lehnte diesen Wunsch als nicht not- 
wendig ab. Drei Wochen vor dem geplanten Verle- 
gungstermin stellte sie ihm alsdann für ihn völlig un- 
erwartet eine Versetzungs Verfügung zu. Selbst wenn 
bei Verlegung von Verbänden Versetzungen, die als 
Härte empfunden werden, nicht immer vermeidbar 
sind, darf der Wunsch von Betroffenen, wenigstens 
zuvor ihre persönhche Situation in einem Personalge- 
spräch darzidegen, nicht abgelehnt werden. 


5.1.2 Organisationsänderungen 

Zurecht stellen die neuen Personalführungsgrund- 1 
Sätze heraus, daß die Mitwirkung der personalbear- 
beitenden Dienststellen bei Organisationsmaßnah- 
men bereits mit der Planungsphase einsetzen soll. 
Hierdurch wird nicht nur der Personalführung Gele- 
genheit gegeben, ihre Belange bei Organisationsän- 
derungen zu einem möghchst frühen Zeitpunkt einzu- 
bringen; wichtig ist gleichermaßen, daß die personal- 
bearbeitenden Stellen die betroffenen Soldaten früh- 
zeitig und zuverlässig über die Änderungen unter- 
richten. Ungewißheit über das künftige Schicksal ei- 
ner Einheit oder eines Verbandes leistet der Bildung 
von Gerüchten Vorschub, die das innere Gefüge in 
der Truppe sehr nachhaltig schädigen und bei den 
betroffenen Famüien erhebhche Ängste auslösen 
können. 

Monatelange Ungewißheit über die weitere Verwen- 2 
düng wäre im folgenden Fall ohne weiteres zu verhin- 
dern gewesen. Mitte Juni 1989 bat mich ein Haupt- 
feldwebel, Angehöriger einer Bundeswehrfachschul- 
kompanie, ihm dabei zu helfen, Gewißheit über sei- 
nen künftigen Einsatzort zu erhalten. Er führte hierzu 
aus, daß bereits Mitte Februar ein Angehöriger des 
Berufsförderungsdienstes Andeutungen über die Auf- 
lösung seiner Einheit mit den Worten: „Ich bin der 
Totengräber von ..." gemacht habe. Bislang habe er 
hierfür, so der Petent, weder von seinem Vorgesetzten 
noch von seiner personalführenden Stelle eine Bestä- 
tigung erhalten können. Meine Überprüfung ergab, 
daß der entsprechende Organisationsbefehl Anfang 
April 1989 ergangen und die für den Hauptfeldwebel 
zuständige Stammdienststelle ordnungsgemäß unter- 
richtet worden war. 

Bei der Ankündigung von organisatorischen Maßnah- 3 
men gilt es insbesondere auch, Erklärungen zu ver- 
meiden, die mißverstanden oder als mehr oder weni- 
ger verbindhche Zusagen angesehen werden können. 
Hierzu folgender Fall: 

Im Dezember 1986 hatte der damahge Inspekteur der 4 
Luftwaffe einigen Fluglehrern in Fürstenfeldbruck er- 
öffnet, daß überlegt werde, die fliegerische Eignungs- 
feststellung von Flugschülern zukünftig in Good Year/ 
Arizona durchzuführen. Sie, die Fluglehrer, hätten bei 
der Besetzung der dortigen Dienstposten eine „Op- 
tion", wenn genügend Restdienstzeit vorhanden sei. 
Aufgrund dieser Ankündigung erhofften sich die 
Fluglehrer, die teilweise 20 Jahre Dienst in der glei- 
chen Tätigkeit geleistet hatten, eine interessante End- 
verwendung. Groß war die Enttäuschung, als es nach 
zwei Jahren hieß, daß nicht alle berücksichtigt wer- 
den konnten, weil nach der nunmehr geltenden Kon- 
zeption sogenannte Seiteneinsteiger mit einbezogen 
werden sollten und darüber hinaus zivile Lizenzen 
gefordert würden. Aufgrund der letzteren Auflage 
wurden die Soldaten und ihre Famüienangehörigen 
zudem mit neuen Ausbildungsgängen und Verset- 
zungsterminen konfrontiert. 

Der Bereich der PSV-Truppe wurde in den letzten drei 5 
Jahren umgegliedert. Hierbei heß sich eine Vielzahl 
von Versetzungen nicht vermeiden. Verschiedene 
Soldaten haben sich zurecht über den Zeitpunkt und 
die Art der Unterrichtung über den Ablauf der Um- 
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ghederung beklagt. Hierbei wurde von ihnen hervor- 
gehoben, daß sie sich bei ihrer Zukunftsplanung mit 
einer telefonischen Vorabinformation oder mit münd- 
üchen Orientierungsgesprächen durch ihre Vorge- 
setzten nicht zufrieden geben könnten. Um z. B. eine 
Kündigung von Wohnraum oder den Abschluß von 
neuen Mietverträgen vornehmen zu können, brauch- 
ten sie verbindliche, nach Möghchkeit schriftliche An- 
kündigungen über ihre bevorstehende dienstiiche 
Veränderung. Ich habe für diese Haltung viel Ver- 
ständnis. Wie oft müssen sich Soldaten sagen lassen, 
daß es sich bei den ihnen erteilten Auskünften in Per- 
sonalgesprächen um unverbindhche Planungsabsich- 
ten handele, die jederzeit geändert werden könnten. 
Es reicht jedenfalls nicht aus, daß mit der Entschei- 
dung über eine bestimmte Umghederung von den 
Organisatoren darauf verwiesen wird, es könnten ja 
nun personelle und materielle Einzelmaßnahmen ein- 
geleitet werden. Vielmehr müssen die Personalbear- 
beiter, wenn sie an vorbereitenden Besprechungen zu 
Umghederungsmaßnahmen beteiligt werden, darauf 
bestehen, daß ihnen rechtzeitig verbindliche Vorga- 
ben erteilt werden. Die personelle Planungsarbeit 
kann erst einsetzen, wenn davon ausgegangen wer- 
den kann, daß die Organisationsgrundlagen hinsicht- 
hch der Verwendung von Personal festliegen. 

6 Bei Organisationsänderungen, insbesondere Umrü- 
stungsmaßnahmen größeren Umfanges, lassen sich 
persönliche und soziale Härten nicht vermeiden. Nur 
gilt es, solche Härten durch intensive Bemühungen 
aller Beteiligten möghchst gering zu halten. Vom Er- 
folg derartiger Bemühungen habe ich mich im Zusam- 
menhang mit der Umrüstung auf die Waffensysteme 
PATRIOT und ROLAND, von der etwa 5000 Berufs- 
und Zeitsoldaten unmittelbar betroffen sind, überzeu- 
gen können. Als oberstes Steuerelement wurde beim 
Luftflottenkommando ein „Steuerkopf Personal" ein- 
gerichtet, der für die verbandsübergreifende Perso- 
nal- und Ausbildungsplanung zuständig ist und vor 
allem mit den entsprechenden Stellen für Organisa- 
tion und Personalfühnmg die notwendigen Abstim- 
mungen durchführen soll. Rein planerisch hätten etwa 
46 % der genannten Soldaten an neue Standorte ver- 
setzt werden müssen. Durch die Koordinierung der 
Umrüstungsmaßnahmen werden tatsächlich nach 
heutigem Planungsstand nur noch 20 v. H. einen Orts- 
wechsel vornehmen müssen. 


5.1.3 Rahmenbedingungen für die Personaiführung 

7 Es wäre eine einseitige Betrachtungsweise, würde 
man die Probleme der Personalführung im wesentli- 
chen nur aus der Sicht der Geführten ansprechen. Es 
müssen selbstverständhch auch jene Rahmenbedin- 
gungen gesehen werden, die durch die Stichworte 
„mangelnde Attraktivität der Streitkräfte " mit den ne- 
gativen Folgen für die Personalgewinnung, „unaus- 
gewogene Alters- und Dienstgradstruktur" oder „ab- 
nehmende Akzeptanz von Maßnahmen der Personal- 
führung" gekennzeichnet werden. Hinzu kommen in 
steigendem Maße Unsicherheiten über die künftige 
Struktur und den Umfang der Streitkräfte. Im offenen 
Dialog mit den personalbearbeitenden Stellen wird 
aber darüber hinaus immer wieder auf die Schwierig- 


keit hingewiesen, Personalentscheidungen unbeein- 
flußt von Dritten zu treffen. Der Vortragende bei einer 
Besprechung mit Personaloffizieren faßte sein Unbe- 
hagen mit folgenden Worten zusammen: 

„Ich betrachte mit Sorge, wie zunehmend versucht 2 
wird, persönhche Interessen und Anliegen mit Hilfe 
pohtischer Mandatsträger, durch Einschaltung ver- 
schiedener Organe der Exekutive oder durch Interes- 
senverbände durchzusetzen. Es gelingt dann tatsäch- 
lich auch, auf vorgesehene Personalmaßnahmen Ein- 
fluß zu nehmen und diese im eigenen Sinne zum eige- 
nen Vorteil zu beeinflussen. Ich muß hier deutiich 
sagen, daß eine solche Einflußnahme zu Lasten der 
übrigen Soldaten geht und zum Teil einen erschrek- 
kenden Mangel an Solidarität, Rücksichtnahme, ja 
Kameradschaft erkennen läßt. Ich will in diesem Zu- 
sammenhang nicht mißverstanden werden: Es steht 
jedem Soldaten selbstverständlich frei, berechtigte 
Sorgen und Probleme über die entsprechenden, dafür 
vorgesehenen Organe, dem Dienstherrn, vorzutra- 
gen. Auch die ... (genannt wird eine personalbearbei- 
tende Stelle) ist nicht frei von Fehlern, und es ist nicht 
auszuschheßen, daß im Einzelfall persönliche Gründe 
nicht im ausreichenden Maße gewürdigt worden sind. 
Dort, wo jedoch auf dem Rücken der Kameraden per- 
sönhche Vorteile erreicht werden sollen, ist die Kame- 
radschaft ..., die Sohdargemeinschaft gefährdet." 

Solche Ausfühnmgen fordern zur Diskussion oder 3 
auch zum Widerspruch heraus. Ich meine, daß sie sehr 
ernstgenommen werden sollten, weil sie ein in den 
Streitkräften weit verbreitetes Unbehagen ausdrük- 
ken. Andererseits muß sich die Bundeswehr als Teil 
unserer offenen Gesellschaft verstehen imd unter ih- 
ren Bedingungen leben. Dem verantwortungsbewuß- 
ten Vorgesetzten kann es nicht abgenommen werden, 
seine Entscheidungen nach den Grundsätzen einer 
gerechten Behandlung, gleichmäßiger Ausübung des 
Ermessens und der Fürsorge zu treffen. Dazu gehört 
aber auch, Fehler und Mängel einzugestehen und 
Konsequenzen daraus zu ziehen. 


5.2 Förderauswahlverfahren 

Im Jahr 1988 ist das neue Auswahlverfahren für Offi- 7 
ziere und Unteroffiziere in Kraft gesetzt worden. Auf- 
grund der Vorankündigungen des Bundesministers 
der Verteidigung verbanden sich mit der Einführung 
dieses Verfahrens bei den Betroffenen große Erwar- 
tungen. Im Berichtsjahr konnte ich zur Beurteilung 
des neuen Verfahrens erste verwertbare Erkenntnisse 
sammeln. 

Das neue Auswahlverfahren soll eine individuelle 2 
Verwendungsplanung der Berufssoldaten über einen 
längeren Zeitraum ermöglichen. Hierzu werden die 
Soldaten eines Geburtsjahrganges unter Berücksich- 
tigung ihres bisherigen beruflichen Werdeganges, ih- 
rer Verwendungswünsche und ihrer dienstlichen Be- 
urteilung sogenannten Fördergruppen zugeteilt, die 
mit unterschiedhchen Laufbahnperspektiven verse- 
hen sind. Für Offiziere sind drei, für Unteroffiziere fünf 
Fördergruppen geschaffen worden. 
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3 Für die Unterrichtung der Soldaten über ihre Eintei- 
lung zu einer bestimmten Fördergruppe haben die 
personalbearbeitenden Stellen regelmäßig ein Vor- 
druckschreiben verwandt, in dem als einzige indivi- 
duelle Eintragung ledighch die Ziffer der Förder- 
gruppe eingefügt wurde. Nachdem der Bundesmini- 
ster der Verteichgung für die Einführung des neuen 
Verfahrens mit dem Hinweis auf mehr Transparenz 
und Planbarkeit des persönlichen Werdeganges ge- 
worben hatte, mußte diese schematische Gestaltung 
der Bescheide auf zum Teil heftige Kritik stoßen. Ver- 
ständhchen Unmut äußerten vor allem leistungsstarke 
Soldaten, die ledighch aus Gründen der Alters- und 
Dienstpostenstruktur der Fördergruppe 3 zugeordnet 
wurden. Zwar hatte der Brmdesminister der Verteidi- 
gung mit Schnellbrief vom 13. Dezember 1988 ange- 
ordnet, daß Disziphnarvorgesetzte und Personalführer 
erläuternde Hinweise geben sollten. Allein diese Auf- 
forderung kann aber nicht als ausreichend angesehen 
werden, zumal sich Vorgesetzte in Anbetracht der 
auch für sie unverständhchen Fördergruppenzuord- 
nung jeghchen Kommentars enthielten. 

4 Die schematische Vorgehensweise bei der Eröffnung 
der Fördergruppenzugehörigkeit hat viele Soldaten 
am Wert des neuen Verfahrens zweifeln lassen, zumal 
auch die mit einer solchen Bearbeitung verbimde- 
nen Rüchtigkeitsfehler nicht ausbheben. So wurde 
einem Stabsfeldwebel mitgeteilt, er werde der Förder- 
gruppe 3 zugeteilt, erreiche mithin nur das Laufbahn- 
ziel Hauptfeldwebel. 

5 Auch habe ich Zweifel, ob die hohen Erwartungen an 
eine Transparenz des künftigen Werdeganges bei al- 
len Soldaten erfüllt werden können. So sind z. B. Be- 
rufsunteroffiziere im Dienstgrad Oberfeldwebel in die 
Fördergruppe 4 oder 5 im Hinblick auf ihre Verwen- 
dung auf einem Stabsfeldwebel-ZHauptfeldwebel- 
dienstposten einzuteilen. Die Einteilung in eine dieser 
beiden Gruppen vermag aber für die praktische Le- 
bensplanung kaum Hilfen zu geben, da hinsichtiich 
des Zeitpunktes der entsprechenden Verwendungs- 
entscheidung keine hinreichend konkreten Aussagen 
gemacht werden und auch nicht gemacht werden 
können. 

6 Weiterhin machen die unterschiedliche Dienst- 
postenausstattung oder die regionale Verteilung 
der Stabsfeldwebel-ZHauptfeldwebeldienstposten eine 
Einteilung in die Fördergruppen 4 und 5 nicht selten 
hinfäUig. 

7 Der Bundesminister der Verteidigung hat am 20. De- 
zember 1989 aus solchen Bedenken Konsequenzen 
gezogen und die Einteilung der Berufsunteroffiziere 
in die Fördergruppen 4 und 5 ausgesetzt. Der in wei- 
ten Bereichen für Personalführung und betroffene Sol- 
daten relativ geringe Informationswert läßt die Frage 
aufkommen, ob der enorm große Arbeitsaufwand die 
Fortführung der Förderauswahlverfahren für Unterof- 
fiziere noch rechtfertigt. 

8 Es sollte darüber nachgedacht werden, ob es nicht 
insgesamt ausreicht, wenn dem Unteroffizier mitge- 
teilt wird, daß er für einen Oberstabsfeldwebeldienst- 
posten in Betracht kommt oder nicht. Eine solche Aus- 
sage würde ihm insbesondere Klarheit darüber ver- 


schaffen, ob bis zum Ende seiner Dienstzeit besondere 
Anforderungen an seine Mobilität gestellt werden. 


5.3 Verwendungs- und Beförderungsproblematik 

Auch in diesem Bericht komme ich nicht umhin, über 
die Probleme des Verwendungs- und Beförderungs- 
staus zu berichten. 


5.3.1 Hauptleute/Kapitänieutnante 

Für die ca. 750 HauptleuteZKapitänleutnante im Be- 1 
förderungsstau, die sich bereits auf einem höherwer- 
tigen Dienstposten befinden, konnten die Beförde- 
rungsaussichten dadurch verbessert werden, daß für 
sie zusätzhche Planstellen A 14 und A 15 aus dem 
Einzelplan 14 zur Verfügung gestellt wurden. Hier- 
durch werden ca. 325 HauptleuteZKapitänleutnante 
begünstigt, die das 40. Lebensjahr überschritten ha- 
ben. 

Ebenfalls positiv dürfte sich die Situation der söge- 2 
nannten „Hammelburger Hauptleute" entwickeln, 
also der ca. 900 HauptleuteZKapitänleutnante, die 
über 40 Jahre alt sind und bislang einen Stabsoffizier- 
dienstposten nicht besetzen. Das Personalstrukturge- 
setz hat sicherhch zum Abbau des Verwendimgsstaus 
beigetragen. Zur raschen Beseitigung des Problems 
mußten jedoch zusätzhche Maßnahmen ergriffen wer- 
den. So sind für 1990 insgesamt 500 Planstellen bewil- 
hgt worden, die den Haushalt nur bis 1995 belasten. 
Diese sogenannten Ermächtigungsstellen der Dotie- 
nmg A 13 ermöghchen Beförderungen zum MajorZ 
Korvettenkapitän ohne Dienstpostenanbindung, d. h. 
ein Hauptmann kann auf seinem bisherigen Dienst- 
posten in die Besoldungsgruppe A 13 eingewiesen 
und zum Major befördert werden. In diese Regelung 
sollen zunächst Hauptleute des Jahrganges 1947 und 
älter einbezogen werden. 

Ich möchte an dieser Stelle den Abgeordneten des 3 
Deutschen Bundestages danken, die sich der inzwi- 
schen als unerträghch zu bezeichnenden Laufbahn- 
situation dieser Hauptleute angenommen haben. Be- 
denken gegen diese Maßnahme, die sich vor allem 
aufgrund von Erfahrungen mit einer in den sechziger 
Jahren durchgeführten ähnhchen Aktion aufdräng- 
ten, sind zurecht zurückgestellt worden. Die derzei- 
tige schwierige Situation ist auf andere Weise und 
ohne schwere Benachteiligung nachfolgender Offi- 
zierjahrgänge nicht zu beheben. 

Gerade deshalb kann ich nur hoffen, daß die zustän- 4 
digen Stellen von den Förderungsmöghchkeiten nüt 
großer Verantwortung Gebrauch machen. Es muß 
vermieden werden, daß Hauptleute auf ihren Dienst- 
posten früher als ihre gleichaltrigen Kameraden be- 
fördert werden, die bereits auf „Major-Dienstposten" 
Dienst leisten. Denn diese Hauptleute mußten regel- 
mäßig einer Versetzung mit Ortswechsel zustimmen, 
um den A 13 Dienstposten zu besetzen und damit bes- 
sere Beförderungsaussichten zu erhalten. Bei diesen 
Soldaten darf nicht das Gefühl aufkommen, daß die 
Inkaufnahme der Versetzung mit allen privaten 
Nachteilen im Hinbhck auf die Beförderung vöUig 
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sinnlos war, weil sie nunmehr auch ohne Versetzung 
mit Ortswechsel möglich ist. 

5 Andererseits warne ich Hauptleute, einer Versetzung 
auf A 13-Dienstposten nur deshalb zu widersprechen, 
weil sie ihrer Beförderung zum Major auch ohne Ver- 
setzung glauben nahe zu sein. Dies würde dem Sinn 
der Ermächtigungsstellen, unverschuldet ausgeblie- 
bene Verwendungsänderungen auszugleichen, völlig 
zuwiderlaufen. Wer diese Einstellung hat und so han- 
delt, schadet sich selbst, weil er das Erreichen seines 
Laufbahnzieles (Oberstleutnant) verzögert. 

6 Ich hoffe, daß in der Truppe für die praktischen Aus- 
wirkungen der Sondermaßnahmen — jetzt und künf- 
tig — Verständnis aufgebracht wird. Hier sind vor 
allem Hauptleute/Kapitänleutnante gefordert, die aus 
Altersgründen noch nicht in die neue Regelung ein- 
bezogen werden können und von ihrem Dienstherrn 
erwarten, daß ihre guten Leistungen baldmöglichst 
mit einer Beförderung belohnt werden. 

5.3.2 Stabsfeldwebel/Stabsbootsmann 

1 Bis 1988 wurden die Beförderungen zum Stabsfeldwe- 
bel/Stabsbootsmann unter Berücksichtigung von Lei- 
stung und Anciennitätsmerkmalen (Dienst- und Le- 
bensalter) ausgesprochen. Diese Praxis führte dazu, 
daß Hauptfeldwebel mit durchschnittlichen Beurtei- 
lungsbildern an ihren leistungsstärkeren, aber dienst- 
jüngeren Kameraden vorbeibefördert wurden. Diese 
Handhabung wurde von einigen Verwaltungsgerich- 
ten als rechtswidrig erachtet, da nach dem Soldaten- 
gesetz eine Beförderung ausschließlich von Eignung, 
Befähigung und Leistung abhängig ist. Als Konse- 
quenz verzichtet das zum 1. April 1989 in Kraft getre- 
tene Beförderungsauswahlverfahren entsprechend 
den richterlichen Vorgaben — bis auf eine Über- 
gangsregelung — auf Anciennitätskomponenten. 
Diese Neuregelung führte allerdings zu erheblichen 
Befürchtungen und Sorgen bei den älteren Hauptfeld- 
webeln. Die Stammdienststellen errechneten intern, 
daß durch das geänderte Beförderungs auswahlver- 
fahren — letztlich auch wegen der schwierigen Alters- 
struktur — die Angehörigen der überbesetzten Jahr- 
gänge 1938 bis 1945 praktisch von einer Beförderung 
zum Stabsfeldwebel ausgeschlossen würden. Auf das 
Ergebnis dieser Berechnungen reagierte der Bundes- 
minister der Verteidigung anerkennenswert schnell. 
Mit dem Schnellbrief vom 12. Juni 1989 verfügte er, 
daß für die Beförderung Mindest alters grenzen zu be- 
achten sind. Darin sehe ich den einzig möglichen 
Kompromiß, um ohne wesentliche Benachteiligungen 
der jüngeren Hauptfeldwebel die Angehörigen der 
überbesetzten Jahrgänge in angemessener Weise an 
den Beförderungen zum Stabsfeldwebel zu beteili- 
gen. Daß hierdurch die jüngeren Hauptfeldwebel 
möglicherweise eine Art Solidaritätsbeitrag zugun- 
sten der älteren Kameraden in Form einer verlänger- 
ten Beförderungswartezeit zu leisten haben, halte ich 
für gerechtfertigt. 

2 Allzu fordernden Erwartungen auf frühere Beförde- 
rung zum Stabsfeldwebel wird häufig mit dem Argu- 
ment begegnet, das Ziel dieser Laufbahn sei ohnehin 
mit dem Dienstgrad Hauptfeldwebel erreicht. Die hi- 
storische Betrachtung zeigt auch, daß die derzeitigen 


Dienstgrade Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel 
als Spitzendienstgrade für besonders bewährte und 
hervorragend qualifizierte Unteroffiziere eingeführt 
wurden. Daß die Portepeeunteroffiziere zunehmend 
von einem Laufbahnziel Stabsfeldwebel ausgehen, 
liegt vor allem daran, daß die Dienstposten mit Stabs- 
feldwebel/Hauptfeldwebel gebündelt sind und sich 
bei ihnen deshalb durch die Wahrnehmung einer dem 
Grunde nach gleichwertigen Tätigkeit über einen län- 
geren Zeitraum hinweg ein Anspruch auf entspre- 
chende Beförderung entwickelt hat. Die Beförde- 
rungspraxis des Bundesministers der Verteidigung 
hat diese Erwartung genährt, weil bisher weit mehr 
als Va aller Hauptfeldwebel zum Stabsfeldwebel be- 
fördert werden konnten. 

Ich habe für diese Betrachtungsweise der Portepee- 3 
Unteroffiziere viel Verständnis und rege deshalb an, 
über eine Neuformulierung der Laufbahnperspektive 
nachzudenken. Den Deutschen Bundestag möchte ich 
bitten zu prüfen, ob durch Haushaltsmaßnahmen 
auch in diesem Bereich die schädlichen Folgen der 
unausgewogenen Altersstruktur beseitigt werden 
können. 


5.3.3 Feldwebel 

Große Sorgen bereiten mir auch die Beförderungs aus- 
sichten der Feldwebel, deren Dienstposten nur zu 
50 % mit A 7 mA-Stellen (Oberfeldwebel) abgedeckt 
sind. Es wird sich sehr negativ auf die weitere Ver- 
pflichtungsbereitschaft auswirken, wenn künftig nur 
noch wenige „Spitzenleute" innerhalb ihrer achtjähri- 
gen Verpflichtungszeit zum Oberfeldwebel befördert 
werden können. 


5.3.4 Stabsunteroffiziere und Obergefreite 

Bei der Bearbeitung der Eingaben von Soldaten auf 
Zeit, die sich wegen ihrer Beförderung zum Stabsun- 
teroffizier und Obergefreiten an mich wenden, stoße 
ich immer wieder auf Schwierigkeiten bei der Bewirt- 
schaftung der hierfür notwendigen Planstellen. Ob- 
wohl genügend dieser Stellen vorhanden sind, unter- 
bleiben Beförderungen, weil es nicht gelingt, sie zeit- 
gerecht an den Ort des Bedarfs zu verlagern. In mei- 
nem Jahresbericht 1987 hatte ich bereits nachdrück- 
lich auf die Notwendigkeit von Verbesserungen im 
Bereich der Personalstellenbevdrtschaftung hinge- 
wiesen. Meine Feststellungen im Berichtsjahr geben 
mir Anlaß, meine damaligen Forderungen, nunmehr 
— erweitert auch auf die Obergefreitenstellen — mit 
Nachdruck zu wiederholen. 


5.4 Besatzungen strahlgetriebener 
Kampfflugzeuge BO 41 

Die Berufsgruppe der Besatzungen strahlgetriebener 1 
Kampfflugzeuge hat im Berichtsjahr besondere Auf- 
merksamkeit auf sich gezogen. Erhebliche Unruhe 
mit zum Teil starken Emotionen kennzeichnet ihre 
Stimmungslage. Hierbei geht es im wesentlichen um 
folgende Problembereiche: 
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— fehlende soziale Anerkennung, insbesondere im 
Zusammenhang mit der Diskussion um die Tief- 
flüge, 

— Belastungen dxirch die zunehmenden Ausbil- 
dungsaufenthalte im Ausland, 

— Weiterverwendung über die für diesen Personen- 
kreis geltende besondere Dienstaltersgrenze von 
41 Jahren, 

— finanzielle Verbesserung zum Ausgleich der An- 
forderung während des fliegerischen Dienstes, 

“ Verbesserung der Versorgung bei Ausscheiden 
mit dem Ende des 41. Lebensjahres. 

Die Anliegen und Forderungen der BO 41 werden mit 
großem Engagement durch die bereits Anfang 1988 
gegründete „Gemeinschaft der Besatzungen strahl- 
getriebener Kampfflugzeuge" (GBSK) vertreten. 

2 Die Probleme der BO 41 sind auch vor der seit etwa 
zwei Jahren vöUig veränderten Personalsituation die- 
ser Berufsgruppe zu sehen. Bis zum Jahre 1987 waren 
sie weit überwiegend daran interessiert, auch nach 
Erreichen der besonderen Altersgrenze in der Bun- 
deswehr zu verbleiben. Der Dienstherr hatte keine 
Schwierigkeiten, diese Soldaten auf nicht fliegeri- 
schen Dienstposten, zu deren Wahrnehmung eine 
fliegerische Ausbildung notwendig oder förderlich ist, 
bis zur dienstgradbezogenen Altersgrenze zu verwen- 
den. In jüngster Zeit ist ein starker Wandel eingetre- 
ten. Zunehmend werden den in der Luftwaffe ausge- 
bildeten Piloten von Luftfahrtuntemehmen und der 
Luftfahrtindustrie Tätigkeiten mit attraktiven Arbeits- 
bedingungen, vor allem mit erhebhch besserer Bezah- 
lung angeboten. Von daher verwundert nicht, daß 
nunmehr eine Reihe von Piloten anstrebt, nach der 
von ihnen abzuleistenden Mindestdienstzeit (Sfache 
Dauer der Fachausbildung) — unter Verlust der Al- 
tersversorgung “ vor Erreichen des 41. Lebensjahres 
entlassen zu werden. Bei der Berechnimg dieser Min- 
destzeit hat es bedauerlicherweise Differenzen zwi- 
schen den Beteiligten gegeben, da der Bundesmini- 


ster der Verteidigung durch die von ihm herausgege- 
benen Informationen Mißverständnisse über die Art 
der Berechnung dieser Zeiten hat aufkommen las- 
sen. 

Andere Piloten möchten mit Erreichen der besonde- 3 
ren Altersgrenze von 41 Jahren entlassen werden, um 
eine privatwirtschafthche Tätigkeit aufzunehmen. 
Diese Tendenz kollidiert mit der dienstiichen Notwen- 
digkeit, einen Anteil des Jet-Personals von etwa 
40 V. H. in nichtfliegerischen Verwendungen auf 
Dienstposten, für die es fliegerischer Erfahrung be- 
darf, einzusetzen. Die Luftwaffe sieht sich in die 
Zwangslage gestellt, aus Gründen der Bedarfsdek- 
kung vom Recht des Dienstherm auf Weiterverwen- 
dung dieses Personals, und zwar auch gegen seinen 
Willen, Gebrauch zu machen. Verfahre man so, würde 
das bisher praktizierte Prinzip aufgegeben werden 
müssen, wonach für die Bedienung hochkomplizierter 
Waffensysteme nur Offiziere verwendet werden sol- 
len, die über die notwendige Motivation und Identifi- 
kation mit ihrem Beruf verfügen. Das ist aber am ehe- 
sten sichergestellt, wenn diese Offiziere den Dienst in 
den Streitkräften über die besondere Altersgrenze 
hinaus freiwillig weiter leisten. 

Das Verhältiüs der BO 41 zur Bundeswehrführung ist 4 
infolgedessen sehr stark belastet. Vor dem Hinter- 
grund der jüngeren Entwicklung erscheinen die 
Gründung eines eigenen Interessenverbandes sowie 
die Aktivitäten dieses Verbandes durchaus verständ- 
lich. Andererseits gilt aber auch hier, was ich bereits 
vorstehend ausgeführt habe (Ziffer 5.1.3); das Durch- 
setzen eigener Belange darf nicht dazu führen, daß 
dadurch das Gefühl der Zusammengehörigkeit aller 
in den Streitkräften dienenden Soldaten beeinträch- 
tigt wird. 

Gleichzeitig möchte ich aber davor warnen, derartige 5 
Probleme über die Gewährung von Zulagen zu lösen. 
Bereits jetzt stellen Soldaten in vermeintlich oder tat- 
sächhch gleichgelagerten Funktionen nicht ganz zu 
Unrecht ähnliche Forderungen. 


6 Aussetzung der Verlängerung des Grundwehrdienstes 


1 Die im Jahre 1986 beschlossene Verlängerung des 
Grundwehrdienstes zum 1. Juni 1989 auf 18 Monate, 
die Diskussion um die Notwendigkeit und Zweckmä- 
ßigkeit dieser Verlängerung sowie schließhch das 
Aussetzen des Beschlusses haben bei allen Beteüigten 
beträchtliche Unruhe, Verwirrung und Unwillen aus- 
gelöst. Von dem Hinauszögem der endgültigen Ent- 
scheidung waren nicht nur die Truppenführung aller 
Ebenen und die Wehrersatzbehörden, sondern vor al- 
lem auch die Wehrpflichtigen betroffen. Die Stim- 
mung in der Truppe wurde hierdurch nachhaltig 
negativ beeinflußt. Im einzelnen ging es um zum 
Teil sehr unterschiedliche Problembereiche. 

2 Um die Verlängerung des Grundwehrdienstes insge- 
samt möglichst reibungslos durchzuführen, wurden 
die bis dahin geltenden Einberufungstermine je- 


weils einen Monat vorverlegt. Der vorgesehene 
Dienstantritt der ersten Grundwehrdienstleistenden 
W 18 einen Monat vor Dienstzeitende der Grund- 
wehrdienstleistenden W 15 forderte besondere Rege- 
lungen zur Vermeidung von Doppelbelegungen der 
Unterkünfte in der Überlappungszeit. Der Bundesmi- 
nister der Verteidigung verfügte hierzu, daß „durch 
entsprechende Planung des Jahresurlaubs der Grund- 
wehrdienstleistenden W 15 im letzten Dienstmonat" 
die Voraussetzung dafür zu schaffen sei, daß diese 
Soldaten vor Dienstantritt der Grundwehrdienstlei- 
stenden W 18 nach Hause in Marsch gesetzt werden 
könnten. Die zuständigen Kommandostellen haben 
diese Weisung im wesentlichen ohne weitere Erläute- 
rung an den nachgeordneten Bereich weitergegeben. 
Auf Einheitsebene wurden daraufhin ohne Prüfung 
der Notwendigkeit und ohne weitere Erklärungen ge- 
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genüber den unterstellten Soldaten Urlaubspläne auf- 
gestellt, nach denen die zirni 30. Juni 1989 zur Entlas- 
sung anstehenden Soldaten ihren Urlaub im letzten 
Dienstmonat zu nehmen hätten. 

3 Derartige Weisimgen verstießen gegen den in der Sol- 
datenurlaubsverordnimg festgelegten Grundsatz der 
freien Wahl des Urlaubszeitpunktes. Viele Soldaten 
äußerten ihren Unwillen. Dieser hätte sicherlich ver- 
mieden werden können, wenn von vornherein — wie 
es ein Divisionskommandeur getan hat — folgende 
Punkte klargestellt worden wären: Der genannte 
Grundsatz der Soldatenurlaubsverordnung wird nicht 
außer Kraft gesetzt, die Notwendigkeit des geschlos- 
senen Urlaubs ist im Einzelfall zu prüfen, die Diszipli- 
narvorgesetzten haben die Gründe für die Urlaubs- 
festlegung zu erläutern und persönliche Motive für 
andere Urlaubszeiträume anzuerkennen. 

4 Die Aussetzung der Wehrdienstverlängerung erfolgte 
zu einem Zeitpunkt, als die Einberufungsbescheide 
für die Grundwehrdienstleistenden W 18 mit Dienst- 
antritt zum 5. Juni 1989 durch die zuständigen Kreis- 
wehrersatzämter bereits den Betroffenen zugestellt 
waren. Die Bescheide mußten deshalb hinsichtlich 
dieses Zeitpunktes mit erheblichem verwaltungsin- 
temen Aufwand abgeändert werden. 

5 Ein weiteres Problem im Zusammenhang mit der Ver- 
längerung des Grundwehrdienstes stellte das Entlas- 
sungsgeld dar. Um die finanzielle Lage der Wehr- 
dienstleistenden, die von der Verlängerung des Wehr- 
dienstes von 15 auf 18 Monate betroffen gewesen 
wären, zu verbessern, wurde das Wehrsoldgesetz da- 
hingehend geändert, daß den Gnmdwehrdienstlei- 
stenden mit Dienstantritt ab 1. Juni 1989 ein erhöhtes 
Entlassimgsgeld gewährt werden sollte. Diese Solda- 
ten sollten als Ledige statt 1110,— DM nunmehr 
2500,— DM und als Verheiratete statt 1260,— DM 
jetzt 2800,— DM erhalten. Die Gesetzgebung, durch 
die die Wehrdienstverlängerung ausgesetzt wurde, 
brachte für die beschlossene Erhöhung des Entlas- 
sungsgeldes keine Änderung. Das hat zur Folge, daß 
das stark angehobene Entlassimgsgeld nur den ab 
1. Juni 1989 einberufenen Soldaten zugute kommt, 
nicht aber den über Monate mit ihnen gemeinsam die- 
nenden Kameraden, die vorher einberufen worden 
sind. Der Unmut über diese ungleiche Behandlung ist 
begreiflicherweise groß. 

6 Das Entlassungsgeld dient dazu, den nach Ableistung 
des Gnmdwehrdienstes ausscheidenden Soldaten 
den Übergang in das Zivilleben zu erleichtern, und 
soll insbesondere die Zeit zwischen dem letzten Wehr- 
soldempfang und der Zahlung des ersten Arbeitsent- 
geltes nach dem Wehrdienst überbrücken. Auch im 
Hinblick auf diese Zweckbestimmung bedauere ich 
es, daß die Notwendigkeit für eine wie auch immer 
geartete Übergangsregelung nicht gesehen worden 
ist. Bei Stichtagsregelungen müssen zwar Unbilligkei- 
ten in gewissem Umfang regelmäßig in Kauf genom- 


men werden; sie dürfen aber gleichwohl nicht zu einer 
groben Ungleichbehandlimg der Benachteiligten füh- 
ren. 

Auch für einen anderen Bereich hätte ich mir ge- 7 
wünscht, daß der Bundesminister der Verteidigung 
auf die durch die Aussetzung der Verlängenmg des 
Grundwehrdienstes getroffene neue Situation durch 
Anpassung der Vorschriftenlage reagiert hätte. So 
wurden im Hinblick auf die geplante Verlängerung 
des Grundwehrdienstes Erst- imd Weiterverpflichtun- 
gen mit einer zusätzlichen Verpflichtungszeit von 
zwei Monaten vorgenommen. Dies führte dazu, daß 
das Dienstzeitende nicht mehr wie bisher jeweils auf 
das Ende eines Quartals festgelegt wurde. Da zivile 
Ausbildungsinstitute in der Regel jedoch zum Quar- 
talsanfang mit ihrer Ausbildung beginnen und zu die- 
sem Zeitpunkt auch bevorzugt Arbeitsverträge abge- 
schlossen werden, wird die Wiedereingliedenmg der 
Zeitsoldaten in das zivile Berufsleben zusätzlich er- 
schwert. Wenn auch die geltenden Vorschriften der- 
zeit eine Verkürzung der Verpflichtungszeit für Zeit- 
soldaten nicht vorsehen, hätte ich es doch für sinnvoll 
erachtet, wenn für diese Fälle eine Ausnahmerege- 
limg geschaffen worden wäre. Die betroffenen Solda- 
ten auf einen Antrag aiif Sonderurlaub zu verweisen, 
kann nicht befriedigen, da das Dienstzeitende erst in 
Jahren ansteht und es äußerst ungewiß ist, ob ihm 
dann stattgegeben wird bzw. werden kann. 

Im Zusammenhang mit der Verlängerung des Grund- 8 
Wehrdienstes hatte der Bundesminister der Verteidi- 
gung eine neue Regelung zur Handhabung des Ein- 
berufungsermessens durch die Wehrersatzbehörden, 
so auch für dritte bzw. weitere Söhne erlassen. Bereits 
in meinem letzten Jahresbericht habe ich die Frage 
der Unterrichtimg dieser Wehrpflichtigen und damit 
die einheitliche Ausübung des Einberufungsermes- 
sens kritisch angesprochen. Da der Bimdesminister 
der Verteidigung auch durch den sogenannten Flexi- 
bilisierungserlaß vom 5. April 1989 meinen Forderun- 
gen nicht voll entsprochen hat, sah ich mich schließ- 
lich veranlaßt, zu diesem Thema dem Verteidigungs- 
ausschuß des Deutschen Bundestages am 18. April 
1989 einen Einzelbericht vorzulegen. Als Folge dieser 
Initiative hat der Bundesminister der Verteidigung 
nunmehr zum Ende des Berichtsjahres im Zusammen- 
hang mit der Wiedereinführung der Regelung für 
„Dritte Söhne" die bereits 1987 erkennbaren Mängel 
bei der Information dieses Personenkreises behoben. 

Die jahrelange Auseinandersetzimg um diese Frage 
hätte vermieden werden können, wenn der Bundes- 
minister der Verteidigung von vornherein meiner For- 
derung nach umfassender Information der Wehr- 
pflichtigen sowie einheitlicher Ausübimg des Einbe- 
rufungsermessens entsprochen hätte. Verärgerungen 
über die Bundeswehr bei den Wehrpflichtigen, aber 
auch ihren Familienangehörigen waren so für mich 
verständlich. 
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7 Wehrpflichtige Soldaten als politische 


1 Im Rahmen der Bearbeitung von Eingaben bin ich auf 
Schwierigkeiten aufmerksam gemacht worden, de- 
nen sich wehrpflichtige Soldaten gegenübersehen, 
die von ihrem passiven Wahlrecht Gebrauch machen. 
Die Teilnahme von Soldaten am pohtischen Leben als 
Mandatsträger — ich habe mich hierzu in früheren 
Berichten wiederholt positiv geäußert — halte ich 
grundsätzhch für fördenmgswürdig. Das gilt aber 
nicht nur für Berufs- und Zeitsoldaten, sondern auch 
für Wehrpflichtige, 

2 So hatte sich z. B. ein Wehrpflichtiger bereit erklärt, 
als Kandidat seiner Partei für die Wahl zum Europa- 
parlament aufgestellt zu werden. Die Vorschrift des 
§ 29 Abs. 1 Nr. 8 Wehrpflichtgesetz bestimmt für die- 
sen Fall zwingend, daß der Soldat zu entlassen ist; er 
wird zu einem späteren Zeitpunkt zur Ableistung des 
Restgrundwehr^enstes einberufen. Bei Aufrechter- 
haltung seiner Kandidatur hatte der Petent also damit 
zu rechnen, zu einem ihm in persönlicher und beruf- 
licher Hinsicht vielleicht nicht gerade genehmen Zeit- 
punkt erneut einberufen zu werden. Hierin sah er auf- 
grund seiner Berufsplanung ein allzu großes Risiko, so 
daß er auf seine Kandidatur verzichtete. Das bereits 
eingeleitete Entlassungsverfahren wurde nicht weiter 
verfolgt. 

3 Ich bin der Auffassung, daß die Bestimmung, nach der 
ein wehrpflichtiger Soldat bei einer Aufstellung als 
Kandidat für die Bundestags-, Landtags- oder Europa- 
Wahl zwingend zu entlassen ist, seinen Belangen 
nicht gerecht wird. Erhebhch günstiger steht in ver- 
gleichbaren Fällen ein Berufs- und Zeitsoldat da. Ihm 
wird auf Antrag innerhalb der letzten zwei Monate vor 
dem Wahltag der erforderliche Urlaub unter Wegfall 
der Dienstbezüge gewährt (§ 28 Abs. 6 Soldatenge- 
setz). Gründe der Gleichbehandlung erfordern hier 
eine Änderung zugunsten der wehrpflichtigen Solda- 
ten. 


Mandatsträger 


Des weiteren war ich mit der Frage befaßt, wie der 4 
Antrag eines heimatfem einberufenen Wehrpflichti- 
gen, der sich erfolgreich um ein kommunalpolitisches 
Mandat beworben hatte und in die Nähe seines 
Wohnortes versetzt werden wollte, zu behandeln ist. 
Wenn einem solchen Antrag auch auf mein Drängen 
hin schheßhch in einem Einzelfall stattgegeben wor- 
den ist, geben mir die im Vorfeld aufgetretenen 
Schwierigkeiten gleichwohl Veranlassung, den Bun- 
desminister der Verteidigung zu bitten, den zuständi- 
gen Stellen Entscheidungshilfen an die Hand zu ge- 
ben. Auch hierbei lasse ich mich wieder davon leiten, 
daß Berufs- und Zeitsoldaten als kommunale Abge- 
ordnete die Unterstützung des Dienstherrn zur Aus- 
übung ihres Mandates erhalten. 

Ein nicht hinreichendes Verständnis für Wehrpflich- 5 
tige, die Inhaber eines pohtischen Mandates sind, 
habe ich auch im folgenden Fall festgestellt: 

Ein Reservist, der zum 6. November 1989 zu einer 
Wehrübung einberufen worden war, hatte sich erfolg- 
reich um ein Mandat bei der letzten Kommunalwahl in 
Nordrhein-Westfalen beworben. Die konstituierende 
Sitzung war für den 7. November 1989 angesetzt wor- 
den. Nach dem Stimmenverhältnis kam es für die 
Wahl des Bürgermeisters auf die Anwesenheit aller 
Abgeordneten der Mehrheitsfraktion an. Der Antrag 
des Reservisten, den Beginn der Wehrübung um zwei 
Tage zu verschieben, wurde zunächst abgelehnt. Es 
bedurfte meiner Einschaltung, um diese Entschei- 
dung aufzuheben. Wenn sich durch die wehrdienstbe- 
dingte Abwesenheit eines Abgeordneten die Mehr- 
heitsverhältnisse in einem Stadt- oder Gemeinderat so 
ändern, daß bei wichtigen Abstimmungen, wie z. B. 
der Wahl des Bürgermeisters, das Ergebnis nicht mehr 
den Sitzverhältnissen entspricht, muß aus meiner 
Sicht dem betreffenden Reservisten die Teilnahme an 
solchen Sitzungen ermöglicht werden. 


8 Erstellung von Dienstzeugnissen für Wehrpflichtige 


1 Mit Schnellbrief erlaß vom 20. Juni 1988 hat der Bun- 
desminister der Verteidigung überarbeitete Richtli- 
nien für die Erteilung von Dienstzeugnissen für Wehr- 
pflichtige erlassen. WesenÜiche Neuerung ist, daß für 
die Bewertung von Führung und Leistung das allge- 
mein bekannte sechsstufige Schulnotensystem ver- 
wendet werden soll. 

2 Das Dienstzeugnis stellt für den ehemahgen Soldaten 
bei der Eingliederung in das zivile Erwerbsleben eine 
wichtige Bewerbungsunterlage dar; die zuständigen 
Vorgesetzten sollten schon von daher um eine sorgfäl- 
tige Erstellung bemüht sein. Das ist allerdings nicht 
immer der Fall. In zahlreichen von mir überprüften 
Fällen hat sich die Kritik an Form und Inhalt der 


Dienstzeugnisse als berechtigt erwiesen. Enttäuscht 
fragen betroffene Soldaten immer wieder, welchen 
Wert ihr Dienst in den Augen ihrer Vorgesetzten ge- 
habt haben möge, wenn diese sicJi bei der Erstellung 
der Dienstzeugnisse so wenig Mühe machten. 

Zu Recht wird wiederholt beanstandet, daß im Zeug- 3 
nis bei der Beschreibung des Ausbildungsganges oder 
der ausgeübten Tätigkeiten entgegen den geltenden 
Bestimmungen militärspezifische Abkürzungen ver- 
wendet werden, deren Bedeutung für Dritte kaum zu 
erkennen ist. Es ist auch kein Einzelfall, daß eine 
nichtausgeübte, wenn auch vorgesehene Ausbildung 
oder Tätigkeit bescheinigt wird. So wurde in dem 
Dienstzeugnis eines Soldaten, der nach der Grund- 
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ausbildung lediglich als Ordonnanz eingesetzt war, 
behauptet, daß er als Truppen! emmeldesoldat mit be- 
friedigenden Leistungen tätig gewesen sei. Hinter- 
grund seiner Eingabe war, daß er befürchtete, bei 
einer Wehrübung in dieser Funktion ohne jegliche 
Ausbildung und Praxis eingesetzt zu werden. 

4 Ein weiterer Kritikpunkt ist, daß im beschreibenden 
Teil der Beurteilimg der Name des Soldaten vielfach 
nur mit den Anfangsbuchstaben angegeben wird. 
Dies ist im zivilen Bereich unüblich und wird als her- 
ablassende Behandlimg empfunden. 

5 Die Bewertung von Führung und Leistung hat aus- 
schließlich nach der vorgenannten Bewertungsskala 
„sehr gut" bis „ungenügend" zu erfolgen. Das bedeu- 
tet, daß die einzelnen Bewertungen weder begründet 
noch erläutert werden dürfen. Eine Bewertung: „Die 
Führung des . . . genügte knapp den Anforderungen" 
und war somit „ausreichend", wäre daher unzulässig. 
Um eine solche Auslegung klarzustellen, bedurfte es 
in einem Fall der Einschaltung des Bundesministers 
der Verteidigung, nachdem sich hierzu weder der zu- 
ständige Bataillons- noch Divisionskommandeur hat- 
ten durchringen können. 

6 In einer Vielzahl von Eingaben wurde ich gebeten, die 
Noten in Dienstzeugnissen zu überprüfen. Das war 
mir selbstverständlich nur in sehr begrenztem Maße 
möglich, da der Beurteilende selbst bei größtem Be- 
mühen um Objektivität den Beurteilten immer nur aus 
seiner Sicht bewerten kann. Gelegentlich hat sich mir 
allerdings der Eindruck aufgedrängt, daß der bei der 
Beurteilung angelegte Maßstab kaum in Übereinstim- 
mung mit den aus anderen Anlässen zugrunde geleg- 
ten Bewertungskriterien zu bringen ist. Als Beispiel 
mag gelten, daß Führung und Leistung in einem 
Dienstzeugnis lediglich mit „ausreichend" bewertet 
wurden, obwohl ein Antrag des Soldaten auf Über- 
nahme in die Offizierlaufbahn besonders befürwortet 
oder — wie in einem anderen Fall — der Soldat nach 
Ablauf der Mindestwartezeit bereits zum Obergefrei- 
ten befördert worden war. 

7 Bei der Bewertung von Führung und Leistung ist — 
so bestimmen es die Richtlinien des Bundesministers 
der Verteidigung in Verbindung mit dem Erlaß vom 
15. März 1989 — von einem wohlwollenden Maßstab 
auszugehen. In dieser Weisung des Bundesministers 
der Verteidigung sehe ich auch eine Aussage zum 
Umgang mit leistungsschwächeren Wehrpflichtigen. 
Meines Erachtens sollte von den zuständigen Vorge- 
setzten stets bedacht werden, daß der Wehrpflichtige, 
wenn er seiner Wehrpflicht nachkommt, nicht zu- 


gleich auch die Verpflichtung übernommen hat, die- 
sen Dienst voller Begeisterung auszuüben. Von Be- 
rufssoldaten und Wehrpflichtigen wird man nicht die 
gleiche Einstellung zum Dienst erwarten können. Es 
darf jedenfalls nicht angehen, jenen Wehrpflichtigen, 
die in ihrem Wehrdienst nur eine notwendige, aber 
lästige Pflicht sehen, mit der Benotung im Dienstzeug- 
nis eine Art Denkzettel zu verpassen. 

Aus dieser Sicht haben mich die Gründe des Bundes- 8 
ministers der Verteidigung nicht überzeugen können, 
mit denen in den überarbeiteten Richtlinien neben der 
Bewertung „mangelhaft" die Note „ungenügend" als 
vergabefähig erachtet wird. Es hatte sicherlich gute 
Gründe, wenn in den bislang gültigen Bestimmungen 
die Vergabe der Note „ungenügend" ausdrücklich als 
unzulässig bezeichnet wurde und der Leistungswert 
„mangelhaft" überhaupt nicht vorgesehen war. 

Die Bewertung im Dienstzeugnis darf kein Diszipli- 9 
nierungsmittel darsteUen. Die Berechtigung dieses 
mahnenden Hinweises des Bundesministers der Ver- 
teidigung verdeutlichen mir verschiedene Eingaben 
sehr nachhaltig. Hierbei geht es immer wieder darum, 
daß sich zwischen dem Beurteilten imd seinem unmit- 
telbaren Vorgesetzten ein gestörtes menschliches 
Verhältnis entwickelt hatte und dessen Beurteilungs- 
beitrag für das Dienstzeugnis allzu unkritisch vom 
Disziplinarvorgesetzten übernommen worden war. 
Wenn sich z. B. ein kritischer Soldat gegen den ruppi- 
gen, zuweilen cholerischen Führungsstil seines Zug- 
führers wehrt und dieser den Soldaten nicht zuletzt 
aus diesem Grunde mit „mangelhaft" benotet, so be- 
darf dies dringend der — wie im konkreten Fall vom 
zuständigen Bataillonskommandeur auch unverzüg- 
lich vorgenommenen — Korrektur. Die schnelle Än- 
derung einer unrichtigen Benotung war, wie in die- 
sem Falle, erfreulicherweise kein Einzelfall. 

Das Dienstzeugnis soll vor der Aufstellung mit dem 10 
Soldaten besprochen werden. Berechtigte Einwände 
sowie persönliche Wünsche körmen noch berücksich- 
tigt werden, ohne daß es hierzu — anders als bei Ein- 
wänden nach der Entlassung — eines aufwendigen 
schriftlichen Verfahrens bedarf. Dies wird aber mit 
der vielfach geübten Praxis, das bereits erstellte Zeug- 
nis — wenn überhaupt — erst wenige Tage vor der 
Inmarschsetzung mit dem Betroffenen zu besprechen, 
nicht erreicht. Ich rege daher an, diese Vorbespre- 
chung so rechtzeitig anzusetzen, daß Gegenvorstel- 
lungen des Beurteilten noch während des Wehrdien- 
stes überprüft werden können. Die Gesamtproblema- 
tik werde ich weiter kritisch im Auge behalten. 
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9 Angelegenheiten der Reservisten 


Die Realisierung des Reservistenkonzepts entwickelt 
sich immer stärker zu einem Schwerpunkt meiner Ar- 
beit. So hat die Zahl der Wehrübenden im Berichtsjahr 
mit etwa 228 000 einen neuen Höchststand erreicht. 
Ich möchte davon absehen, noch einmal — wie im 
Vorjahr — über die Heranziehung von Reservisten, 
die in einer entscheidenden Prüfungs- oder Abschluß- 
phase ihrer Ausbildimg zu einer Wehrübung einberu- 
fen werden, zu berichten, wenngleich die Zahl der 
Eingaben hierzu hinreichend Anlaß gäbe. Bei allen 
Beteiligten wünsche ich mir ein stärkeres Verständnis 
für die Schwierigkeiten der Wehrübenden, die im 
Spannungsverhältnis zwischen gesetzlicher Pflicht 
und ihrem ebenfalls von der Gesellschaft erwarteten 
Bemühen um zeitgerechten Abschluß ihrer berufli- 
chen Ausbildimg stehen. Vielleicht könnte es förder- 
lich sein, wenn der Bundesminister der Verteidigung 
meine Überlegungen in den Arbeitskreis „Bundes- 
wehr und Berufswelt" hineintrüge und diese Proble- 
matik dort erörtert würde. 


9.1 Fragen der Einberufung und Entlassung 

1 Wiederholt wird in Eingaben und auch bei Besuchen 
in der Truppe beanstandet, daß das Verfahren zur 
Einberufung und Entlassung nicht immer flexibel ge- 
handhabt wird oder wegen der Gesetzes- bzw. Vor- 
schriftenlage nicht flexibel gehandhabt werden kann. 
Die Folge sei, daß die Reservisten zu Wehrübungen 
herangezogen würden und Dienst leisten müßten, ob- 
wohl eigentlich abzusehen wäre, daß der Übungs- 
zweck nicht erreicht werden könne, und auch ein an- 
derweitiger sinnvoller Einsatz nur bedingt oder gar 
nicht möglich sei. 

2 Nach den geltenden Einberufungsbestimmungen 
können eingeschränkt taughche Reservisten von 
einer Wehrübung dann nicht zurückgestellt werden, 
wenn die Grenze zur vollständigen — sei es auch nur 
vorübergehenden — Dienstuntauglichkeit noch nicht 
überschritten ist. Das führt häufig dazu, daß diese 
Reservisten — wenn überhaupt — nur sehr einge- 
schränkt in ihrer Mob-Verwendung eingesetzt wer- 
den können. So kann z. B. von einem vom Außen- 
dienst befreiten Zug oder Gruppenführer kaum er- 
wartet werden, daß er seine Funktion im Rahmen ei- 
ner Gefechtsübung wahmehmen und dadurch zur 
Herstellung oder Verbesserung der erforderüchen 
Führerdichte für die übende Truppe beitragen wird. 

3 Eine ähnliche Problematik ergibt sich auch, wenn Ein- 
schränkungen der Taughchkeit erst während der 
Übung auftreten oder festgestellt werden, und der 
Truppe rechtlich die Möghchkeit einer vorzeitigen 
Entlassung genommen ist, weil eine solche Entlas- 
sung die Wehrdienstunfähigkeit voraussetzt. 

4 Ein weiteres Problem betrifft nachträgliche Änderun- 
gen im Personalbedarf der übenden Truppe. Gele- 


gentlich ergeben sich zwischen den Zeitpunkten der 
Anforderung der Reservisten durch den Bedarfsträger 
und des Beginns der Wehrübung Änderungen im Per- 
sonalbedarf (z. B. durch Reduzierung des Übungs- 
programms). Nicht selten ist die Truppe auch wegen 
bestehender Anforderungsfristen in der Zwangslage, 
den Personalbedarf lediglich zu schätzen, weil ihr im 
Zeitpunkt der Anforderung der genaue Übungsum- 
fang noch nicht bekannt ist. ln beiden Fällen bereitet 
es erhebhche Schwierigkeiten, auf einmal angefor- 
dertes Personal später zu verzichten. Häufig halten 
die Wehrersatzbehörden an ihrer gesetzmäßigen Auf- 
gabe fest, durch Einberufung der Reservisten den Per- 
sonalbedarf zu decken, obgleich er in dieser Form 
bzw. in diesem Umfang nicht mehr erforderhch ist. 

Zu erwähnen wären in diesem Zusammenhang auch 5 
jene Reservisten, die im Rahmen des sogenannten 
Übungszuschlages als Ersatz für die Reservisten, die 
ihren Wehrdienst nicht antreten können, einberufen 
werden. Wird diese Ausfallquote zu hoch angesetzt, 
kann es verständlicherweise zu Problemen nicht nur 
für den sinnvollen Einsatz dieser Soldaten selbst, son- 
dern auch für die Übung insgesamt kommen. 

Über die genannten Fallgestaltungen hinaus können 6 
Umstände, die weder in der Person des Reservisten 
noch im Gestaltungs- und Verantwortungsbereich der 
Einberufungsstellen bzw. der Truppe hegen, z. B. Wit- 
terungsgründe, verhindern, daß der Übungszweck er- 
reicht wird. 

Die Folgen mangelnder Flexibihtät bei der Einberu- 7 
fung und Entlassung hegen auf der Hand; überzähhg 
einberufene Reservisten werden während der Wehr- 
übung nur unzureichend gefordert, ln vielen Fähen 
läuft dann das Ganze auf eine für den Reservisten 
leicht durchschaubare Beschäftigungstherapie hin- 
aus. Weder vom einberufenen Reservisten noch von 
seiner Famihe, seinem Arbeitgeber oder von KoUe- 
gen, die seine Arbeit während der Wehrübung mit 
übernehmen müssen, kann hierfür Verständnis er- 
wartet werden. 

Die Behebung der angesprochenen Schwierigkeiten, 8 
soweit sie im Planungsbereich hegen, kann nicht 
darin hegen, daß die Anforderungs- oder Einberu- 
fungsfristen verkürzt werden. Wenn der Bundesmini- 
ster der Verteidigung anordnet, der anfordemde 
Truppenteil sei zu einer „ausbildungsförderhchen 
Verwendung" des Reservisten verpflichtet, so kann 
dies bei Kenntnis der Praxis in der Umsetzung nur 
sehr nachdenkhch stimmen. 

Eine flexiblere Handhabung der Einberufungs- und 9 
Entlassungsbestimmungen muß angestrebt werden. 
Steht bereits vor Wehrübungsbeginn fest, daß ein be- 
stimmter Reservist — aus welchen Gründen auch im- 
mer — für die beabsichtigte Wehrübung nicht mehr 
benötigt wird, ist von seiner Einberufung abzusehen. 
Gegebenenfahs muß ein bereits ergangener Einberu- 
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fungsbescheid aufgehoben werden. Treten Bedarfs- 
änderungen erst während der Wehrübung auf, wäre 
— wie vom Bundesminister der Verteidigung bereits 
zugesagt — über eine im Verfahren vereinfachte Form 
vorzeitiger Entlassung oder eine Beurlaubimg nach- 
zudenken. Ergebnisse müßten meiner Ansicht nach 
alsbald gefimden werden, wenn das anspruchsvolle 
Reservistenkonzept glaubhaft bleiben soll. 

10 Ich verkenne nicht, daß die Möghchkeit einer vorzei- 
tigen Beendigung einer Wehrübung mißbräuchlich 
ausgenutzt werden kann. Die Belastung der übenden 
Truppe, die mm einmal nicht ihr Übungsziel mit einer 
Vielzahl nur innendiensttaughcher Soldaten errei- 
chen kann, erscheint mir demgegenüber die wesent- 
lich größere Gefahr zu sein. 


9.2 Beachtung von Sicherheitsbestimmungen 

1 Auch in diesem Berichtsjahr liegen mir wieder zu viele 
Beweise dafür vor, daß den an die Durchführung einer 
Wehrübung zu stellenden Anforderungen nicht in der 
notwendigen Weise entsprochen wurde. Im einzelnen 
lassen sich allerdings erhebhche Unterschiede fest- 
stellen, ob es sich um Übungen von aktiven Truppen- 
teilen mit personeller Mob-Ergänzung oder um solche 
reiner Reservistenverbände handelt, die nach der 
Übungsanlage nur in begrenztem Umfang von der 
aktiven Truppe unterstützt werden. 

2 Das Bemühen vieler Wehrübender in diesen Verbän- 
den, die ihnen gestellten Aufgaben zu erfüllen, ver- 
dient Anerkennung. Allerdings beeinflussen nach wie 
vor hohe personelle Ausfallquoten beim Fühnmgs- 
und Funktionspersonal, begrenzte Führungserfah- 
rung, Ausbildungsdefizite und die teilweise unzurei- 
chende Materialausstattung des Territorialheeres den 
Übungsverlauf nicht unerhebhch. Negative Gesamt- 
eindrücke bei Führern und Geführten sind daher kei- 
neswegs Ausnahmen. Nach meinen Erfahrungen ist 
es erforderhch, daß Übungen reiner Reservistenver- 
bände erhebhch stärker durch die aktive Truppe un- 
terstützt werden. Ich begrüße es, daß sich der Befehls- 
haber eines Territorialkommandos beim Bundesmini- 
ster der Verteidigung nachdrücklich dafür verwandt 
hat. 

3 Mit Besorgnis habe ich feststellen müssen, daß — ne- 
ben der Beseitigung von organisatorischen Mängeln 
— die strikte Einhaltung der Sicherheitsbestimmun- 
gen beim Umgang mit Waffen und Munition durch 
strengere Dienstaufsicht verbessert werden muß. 
Mein Appell zu verantwortungsvollerem Handeln 
richtet sich sowohl an Aktive als auch an Reservisten. 
Dazu folgende Beispiele: 

4 Im Rahmen einer Gefechtsübung kam es zu hand- 
greiflichen Auseinandersetzungen zwischen Reservi- 
sten einer Luftwaffensicherungsstaffel und als Feind- 
darsteller eingesetzten Soldaten eines Fallschirmjä- 
gerbataillons. Hierbei wurden Übungshandgranaten 


eingesetzt, die u. a. auch in einem von Reservisten 
besetzten Kampfstand landeten und einen Soldaten 
am Kopf trafen. Glücklicherweise führte der Zwi- 
schenfall nur zu leichten Verletzungen. Der von mir 
eingeschaltete Kommandeur des Fallschirmjägerba- 
taillons ließ nüch dabei in seiner Stellungnahme wis- 
sen, daß Fallschirmjäger vom Wesen und von der Aus- 
bildung her „eher aggressiv und engagiert als vor- 
sichtig und zurückhaltend" übten. 

Unmittelbar vor zwei Wehrübenden, die beauftragt 5 
waren, Übungsminen zu suchen, zündete ein Porte- 
pe eunteroffizier unsachgemäß einen Übungsspreng- 
körper (DN 12), mit der eine Minensperre gesichert 
war. Nicht imerhebhche Verletzungen zweier Reser- 
visten waren die Folge. 

Kein Verständnis kann ich auch für das Verhalten von 6 
zwei anderen Ausbildern aufbringen, die offenbar aus 
Langeweile und zur Belustigung einiger anderer Sol- 
daten mehrere Nebeltöpfe in den mit Soldaten besetz- 
ten Kofferaufbau eines Lastkraftwagens warfen. Sie 
behaupteten, daß die Insassen geschlafen und sich 
damit nicht gefechtsgerecht verhalten hätten. Durch 
die Nebelbildung sollten die Soldaten alarnüert und 
so ein Mangel in gefechtsmäßiger Art abgestellt wer- 
den. 

Während der Mobilmachungsübung einer Luftwaf- 7 
fensichenmgsstaffel wurde eine Einlage eingespielt, 
bei der das Feindkommando den Auftrag hatte: „Ein- 
dringen in eine gesicherte Femmeldestation in Zivil- 
kleidung und unter Anwendung von Waffengewalt. " 

Ein Soldat des Feindkommandos kam auf die Idee, 
sich dem Objekt mit einem zivilen Kleinbus zu nä- 
hern, den er sich aus seinem Bekanntenkreis beschafft 
hatte. Der Truppführer, ein Stabsunteroffizier, war da- 
mit einverstanden und ließ auch zu, daß eine Ver- 
wandte den Bus zur Station steuerte und dabei ihren 
fünfjährigen Sohn mitführte. Zunächst aufkommende 
Bedenken des Stabsunteroffiziers wegen der Mit- 
nahme des Kindes wurden schließhch zurückgestellt, 
da man dem Kind erklärte, daß alles, was nun komme, 
ein Spiel sei, und es keine Angst zu haben brauche. 

An einer Straßensperre vor dem Objekt sprangen die 
in Zivil gekleideten Soldaten des Feinddarstellungs- 
trupps aus dem Kleinbus und nahmen die Sperre 
ein. 

Für die abschheßende Bewertung des Vorkommnisses 
bedurfte es der Einschaltung des Inspekteurs der Luft- 
waffe. Erst dieser ließ keinen Zweifel daran, daß selbst 
eine phantasievoll inszenierte Feinddarstellung nicht 
so weit gehen darf, daß Sicherheitsbestimmungen 
gröblich mißachtet und gar außerhalb der Bundes- 
wehr stehende Personen oder bundeswehrfremdes 
Material zur „kriegsnahen Ausbildung" eingesetzt 
werden. Die Tatsache, daß bei eindeutigen und nicht 
unerhebhchen Dienstpflichtverletzungen die zustän- 
digen Vorgesetzten ihre Disziphnarbefugnis nicht un- 
verzüghch nüt der notwendigen Konsequenz ausge- 
übt haben, war leider kein Einzelfall. 
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10 Unterkünfte und Arbeitsplatz 


1 Im Rahmen des Attraktivitätsprogrammes hat sich die 
Bundesregierung zur Aufgabe gemacht, das Lebens- 
umfeld der Soldaten zeitgemäß zu gestalten. Dies soll 
nicht n\xr für den täglichen Dienstbetrieb, sondern 
auch für Unterkünfte und Arbeitsplätze gelten. So 
sind nach dem Modell „Kaserne 2000" für alle Solda- 
ten Wohneinheiten mit Schlaf- bzw. Wohnraum sowie 
eigenem Sanitärbereich vorgesehen, die höchstens 
mit 4 Personen belegt werden. Zu den in Aussicht 
genommenen Maßnahmen zählen auch die Gestal- 
tung zeitgemäßer Arbeitsplätze und die Modernisie- 
rung der Wirtschaftsgebäude. So sehr ich das Projekt 
„Kaserne 2000" begrüße, meine ich aber, daß es zu- 
nächst gilt, die bei den derzeitigen Unterkünften, 
Wirtschaftsgebäuden und Arbeitsplätzen bestehen- 
den Unzulänglichkeiten zu beseitigen, die nicht selten 
im krassen Gegensatz zu diesem Projekt stehen. 

2 Auf die Dringhchkeit von Infrastrukturmaßnahmen 
bei den Wirtschaftsgebäuden werde ich immer wieder 
im Zusammenhang mit Beschwerden über die Aus- 
gabe verdorbener Lebensmittel hingewiesen. So teilte 
mir ein Soldat mit, daß er mit über 100 Kameraden 
durch die Einnahme der Truppenverpflegung an Sal- 
monellose erkrankt sei. Er befürchtete, daß er auf- 
grund dieser Erkrankung nicht mehr die gesundheit- 
hchen Voraussetzungen für den von ihm angestrebten 
Beruf erfüllen könnte. Die von mir veranlaßte Über- 
prüfimg bestätigte die Massenerkrankung. In der von 
mir angeforderten Stellungnahme wurde ausgeführt, 
die Betriebs- und Personalhygiene in der Truppenkü- 
che seien so mangelhaft gewesen, daß die Weiterver- 
breitung der Salmonellose imausweichhch erfolgen 
mußte. Ursachen für die mangelnde Hygiene seien in 
erster Linie schwerwiegende Infrastrukturmängel bei 
den Raumgrößen, der Zuordnung von Räumen und 
Funktionsbereichen sowie der desolate Zustand von 
Decken, Fußböden und Versorgungsleitungen. Bei 
derartigen Zuständen seien mangelhaftes Hygiene- 
bewußtsein und -verhalten des Personals die zwangs- 
läufige Folge. 

3 Auf vergleichbare Verhältnisse stieß ich bei der Über- 
prüfung einer Eingabe, in der behauptet wurde, das 
zur Ausgabe gelangte Brot sei wiederholt angeschim- 
melt gewesen. Ferner befänden sich in der Truppen- 
küche Kakerlaken. Bei der daraufhin durchgeführten 
amtlichen Lebensmittelüberwachung durch den vete- 
rinär-medizinischen Dienst wurde eine Mängelliste 
mit 70 “ zum Teil sehr gravierenden — Beanstandun- 
gen erstellt. Kommt zum mangelhaften Bauzustand 
einer, wie im vorhegenden Fall, 50jährigen Küche 
noch eine schlechte Küchenorganisation hinzu, kön- 
nen entsprechende Beanstandungen nicht ausblei- 
ben. 

4 Dem Bundesminister der Verteidigung ist das Pro- 
blem bekannt. Zu einer Anfrage aus dem Deutschen 
Bundestag hat er festgestellt, daß 443 von 601 Trup- 
penküchen sanierungsbedürftig sind. Da bei der heu- 
tigen Haushaltstage die für die Sanierung veran- 


schlagten Kosten allenfalls mittelfristig aufgebracht 
werden können, wird z. Zt. eine Prioritätenhste erar- 
beitet. 

Groß ist die Zahl der Soldaten, die sich durch meine 5 
Einschaltung eine Verbesserung der Bedingungen an 
ihrem Arbeitsplatz erhoffen. Die Beanstandimgen 
sind vielfältig und können oft nicht kurzfristig besei- 
tigt werden; das gilt besonders auch bei Mängeln im 
Bereich der Beheizimg und des Sanitärwesens. 

Als geradezu skandalös bezeichnete der Unteroffizier 6 
eines Instandsetzungstrupps seinen Arbeitsplatz. Da- 
nach dient eine Ecke der Abstellhalle für Kraftfahr- 
zeuge dem Trupp als „Büro". Es gibt weder Toiletten 
noch eine ordenüiche Waschgelegenheit. Die Licht- 
und Belüftungsverhältnisse sind ungenügend und 
entsprechen nicht den Vorschriften. Als besonders be- 
lastend werden die Temperaturen im Winter empfun- 
den, bei geschlossenen Hallentoren betragen sie 7 bis 
8 °C. Nach mehrmahger Öffnung, die wegen der In- 
standsetzungsarbeiten unvermeidlich ist, sinkt die 
Temperatur bis 0 °C ab. In der Arbeitsgrube herr- 
schen Temperaturen unter dem Gefrierpunkt. Bei Re- 
gen sammelt sich zudem dort Wasser an. 

Menschenimwürdige Mißstände beklagt ein Soldat, 7 
der mit etwa 30 Kameraden in einem Munitionsmon- 
tageschutzbau eingesetzt ist. Dieser Bau ist unbeheizt 
und verfügt über keine Sanitäranlage. Mit ihren durch 
das Aufbereiten von Munition stark verschmutzten 
Händen müssen sie ihre mitgebrachten Brote verzeh- 
ren. Wegen der weiten Entfernung zu den nächstge- 
legenen Toiletten verrichten die Soldaten ihre Not- 
durft irgendwo im Freien. Die Bitte um Aufstellung 
eines Personalcontainers bheb bislang ohne Erfolg. 

Ich habe Verständnis für den Unwillen der betroffe- 
nen Soldaten, zumal in ihrem Bereich Baumaßnah- 
men durchgeführt werden und sich ihnen der Ein- 
druck aufdrängen mxiß, daß ihre Belange bei der Prio- 
ritätensetzung nicht hinreichend bedacht wurden. 

Was die Sicherheit am Arbeitsplatzes angeht, so gilt 8 
es, dafür zu sorgen, daß die Soldaten keinen gesund- 
heitsschädigenden Emissionen ausgesetzt sind. In 
diesem Zusammenhang können sich Probleme beson- 
ders dann ergeben, wenn bei der Erstellung von Ge- 
bäuden und Einrichtungen schädliche Werkstoffe be- 
nutzt wurden, derartige Stoffe am Arbeitsplatz gela- 
gert werden oder die diensüiche Tätigkeit Umgang 
mit diesen Stoffen fordert. Bei den mir in diesem Zu- 
sammenhang vorgetragenen Beanstandungen geht 
es weitgehend um den Werkstoff Asbest. Asbest 
wurde in der Vergangenheit bei der Erstellung von 
Gebäuden und sonstigen Gütern ohne Bedenken ver- 
wendet und seine gesundheitsschädliche Wirkung 
unterschätzt. Zwar ist es mit den heutigen Meßmetho- 
den möglich, die Asbestfaserkonzentration in der 
Raumluft zu bestimmen. Das tatsächhche Gesund- 
heitsrisiko kann jedoch damit nxir mit Einschränkimg 
beurteilt werden, da in der Regel schwer vorherseh- 
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bare Schwankungen der Faserkonzentration im Raum 
(abhängig von Luftbewegung, Aktivitäten) auftre- 
ten. 

9 Diese Unsicherheit führt insbesondere bei Soldaten 
mit einer stark ausgeprägten gesundheitsbewußten 
Einstellung, der man auch zunehmend in den Streit- 
kräften begegnet, zu Besorgnissen und zu engagier- 
tem Drängen auf Abhilfe. 

10 Bei meinen Überprüfungen stellte ich fest, daß diese 
Besorgnisse in bestimmten Fällen, z. B. bei der Lage- 
rung und beim Umgang mit asbesthaltigen Gütern 
bereits dadurch abgebaut werden können, daß die 
zuständigen Vorgesetzten strikt über die Einhaltung 
der maßgebhchen Sicherheitsbestimmungen wachen. 
Schwieriger ist es, wenn Asbest als Baumaterial ver- 
wendet wurde, ein Auswechseln dieser Materialien 
nicht sofort möghch ist und auf andere Räume nicht 
ausgewichen werden kann. Hier kommt es neben den 
Vorsichtsmaßnahmen zur Verminderung der Asbest- 
gefährdung insbesondere darauf an, die Gefahren- 
situation zu erläutern. 

1 1 Besonders problematisch scheint mir die Situation bei 
Booten und Schiffen zu sein. Wegen seiner günstigen 
Eigenschaft war Asbest in der Vergangenheit gerade 
im Schiffsbau ein vielfach verwendeter Baustoff. Hier 
ist weder ein Ausweichen noch eine baldige Entsor- 
gung möghch; die Angst, an Asbestose zu erkranken. 


11 Sanitätsdienst 

11.1 Personelle Leistungsfähigkeit 


1 Die Personallage bei den Sanitätsoffizieren ist nach 
wie vor unbefriedigend. Trotz anerkennenswerter Be- 
mühungen kommt es immer noch zu Engpässen in der 
Besetzung von vakanten Truppenarztstellen. Unge- 
fähr 75 % der zur Verfügung stehenden Dienstposten 
sind durch längerdienende Sanitätsoffiziere/ Arzt be- 
setzt. 

2 Durch die Einführung des Ausbildungsabschnittes 
„Arzt im Praktikum" zum 1. Juh 1988 stehen bis An- 
fang 1990 keine neu approbierten Ärzte zur Verfü- 
gung, die zur Ableistung des Grundwehrdienstes her- 
angezogen werden könnten. Der Bundesminister der 
Verteidigimg teilte hierzu mit, daß der Bedarf daher 
aus dem Bestand der bereits approbierten Ärzte zu 
decken sei. Verschärft werde diese Lage noch da- 
durch, daß im Jahre 1989 annähernd 70 Kündigungen 
von Ärzten aus der Eignungsübung heraus bzw. in- 
nerhalb von 14 Tagen vor Dienstantritt hinzugekom- 
men seien. Dies führte dazu, daß die Zahl der Sanitäts- 
offiziere/Arzt um 80 unter dem Soll hegt. Dieses Fehl 
ist durch die vorhandenen Sanitätsoffiziere mitzutra- 
gen, denen ohnedies nach dem immer noch geltenden 
Schlüssel „ein Arzt auf 800 Soldaten zuzüghch 15 % " 
die Betreuung von 920 Soldaten obhegt. Die Mittei- 
lung, daß sich an der unbefriedigenden Situation 
kaum etwas ändern dürfte, überrascht insoweit, als 
ich bereits in meinem Jahresbericht 1985 auf die sich 


ist verständhch. Mehrere Soldaten heßen mich wis- 
sen, daß sie den Befehl zum Bezug des auf Werft he- 
genden Bootes nicht entsprechen könnten, weü die 
asbesthaltige Isoherverkleidung, soweit sie Schäden 
aufgewiesen habe, nur nachgebessert, nicht aber ins- 
gesamt erneuert worden sei. Ich begrüße es, daß der 
Bundesminister der Verteidigung umgehend eine 
Überprüfung sowie die Aufklärung der Soldaten über 
das wirkhche Ausmaß der Gefährdung in die Wege 
geleitet hat. 

Eine zunehmende Empfindsamkeit für Fragen der 12 
Gesundheit und der Umwelt zeigt sich auch in der 
gestiegenen Zahl von Eingaben, in denen Soldaten 
Besorgnisse wegen der nicht sachgemäßen Verwen- 
dung von belastenden Stoffen, wie Farben, Kraftstof- 
fen, aldehydhaltigen Reinigimgs- und Desinfektions- 
mitteln äußern. Wenn bei der Überprüfung der bean- 
standeten Sachverhalte auch nur in AusnahmefäUen 
gravierende Verstöße gegen geltende Sicherheitsbe- 
stimmungen festgestellt wurden, stieß ich doch immer 
wieder auf eine allzu sorglose Handhabung dieser 
Vorschriften. Die einschlägigen Gebrauchsanweisun- 
gen werden häufig nicht gelesen; bei Stoffen, deren 
Gefährhchkeit erst in jüngster Zeit erkannt wurde, 
wird der bisher praktizierte unbekümmerte Umgang 
beibehalten. Durch zusätzhche Belehrungen gilt es, 
das Bewußtsein für Fragen der Gesundheit und des 
Umweltschutzes zu schärfen. 


abzeichnenden Schwierigkeiten bei der Deckung des 
Bedarfs an Sanitätsoffizieren/ Arzt auf Grund der Ein- 
führung des Ausbildungsabschnittes „Arzt im Prakti- 
kum" hingewiesen habe. 

Bei den Zahnärzten wird bis Mitte der 90er Jahre der 3 
Anteil der grundwehrdienstleistenden Sanitätsoffi- 
ziere mit ca. 30 v. H. sehr hoch bleiben, da eine Tätig- 
keit im zivilen Bereich immer noch als attraktiver an- 
gesehen wird. 

Bis zum Jahre 1995 sieht die Planung einen Rückgang 
auf 10 V. H. grundwehrdienstleistende Zahnärzte 
vor. 


11.2 Mängel Im musterungsärztlichen Dienst 

Nach den Feststellungen des Inspekteurs des Sani- 1 
täts- imd Gesundheitswesens weisen 13 v. H. der 
grundwehrdienstleistenden Soldaten bei Dienstantritt 
Gesundheitsstörungen auf, die bei der vorausgegan- 
genen Musterungsuntersuchung nicht erkannt wur- 
den. In der Truppe stößt es auf immer größere Schwie- 
rigkeiten, diese Soldaten in einer ihrem Gesundheits- 
zustand entsprechenden Verwendung einzusetzen. 

Die vielfachen Klagen über die Qualität des muste- 2 
rungsärztlichen Dienstes hat den Inspekteur des Sani- 
täts- und Gesundheitswesens zu einer eingehenden 
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Untersuchung der Ursachen veranlaßt. Als Ergebnis 
hat er mir hierzu mitgeteilt, daß nach den Vorschriften 
der ZDv 46/1 Ziffer 102 pro Musterungstag 25 Wehr- 
pflichtige vom Hauptmusterungsarzt und Muste- 
rungsarzt untersucht werden sollen. Diese Zahl, die 
im Jahre 1967 festgelegt wurde, wird jedoch in aller 
Regel überschritten. Daneben hat der Musterungsarzt 
anfallende Aktenvorgänge zu erledigen. Hierfür steht 
ihm zwar ein Tag im Monat zur Verfügung. Da die 
Bearbeitung von Aktenvorgängen zunimmt, wird 
hierfür verstärkt auf Zeiten ausgewichen, die ärztii- 
chen Untersuchungstätigkeiten Vorbehalten sein soll- 
ten. Diese Rahmenbedingungen führen dazu, daß Un- 
tersuchungen unter nicht vertretbarem Zeitdruck 
durchgeführt werden und notwendige Untersu- 
chungsschritte unterbleiben. Mängel bei der muste- 


12 Fürsorge und Betreuung 

12.1 Wohnungsfürsorge 

1 Ein besonderes Anliegen ist es mir, auf die Verantwor- 
tung des Dienstherm hinzuweisen, um eine funktio- 
nierende Wohnungsfürsorge bemüht zu sein. 

2 In den letzten Jahren hat sich die Wohnungsmarkt- 
situation in weiten Gebieten der Bundesrepublik 
Deutschland zunehmend verschlechtert. Dabei ist die 
Lage auf dem freien Wohnungsmarkt und bei den 
zweckgebundenen Wohnungen für den Wohnungssu- 
chenden Soldaten und seine Familie sehr unterschied- 
lich. Insbesondere in Ballungsgebieten, vornehmlich 
in den Räumen Hamburg, Stuttgart und München 
fehlt es an Wohnraum. Steigende Mietpreise belasten 
gerade junge Soldatenfamilien in kaum noch zumut- 
barer Weise. So berichtete mir ein Bataillonskomman- 
deur, daß er sich gezwungen gesehen habe, aus sozia- 
len Gründen die Versetzung junger verheirateter Un- 
teroffiziere in den Großraum München rückgängig zu 
machen. Soldaten der Luftwaffe, die von der Umrü- 
stung auf neue Waffensysteme betroffen sind, teilen 
mir ihre Besorgnis mit, am neuen Standort keine Woh- 
nungen mit für sie tragbaren Mietpreisen finden zu 
können. Das gilt auch für Soldaten, die nach Beendi- 
gung ihrer Auslandsverwendung wieder ins Inland 
zurückversetzt werden. 

3 Zahlenmäßig drückt sich die jüngste Verschärfung 
der Wohnungssituation dadurch aus, daß 1989 gegen- 
über 1988 die Zahl der Wohnimgsbewerber von etwa 
6300 auf rund 7300 angestiegen ist. Nach den Erhe- 
bungen des Bundesministers der Verteidigung be- 
trägt der Bedarf an neu zu errichtenden Bundesdar- 
lehnswohnungen für die nächsten Jahre insgesamt 
etwa 1 800 Wohnungen in 32 Standorten. 

4 Der Bundesminister der Verteidigung sieht zu Recht 
in der Bereitstellung von angemessenen Wohnungen 
ein Problem von zentraler Bedeutung. Alle Möglich- 
keiten, hier zu Verbesserungen zu kommen, sollten 
geprüft und genutzt werden. Hierzu zählen auch die 
Renovierung veralteter Bundesdarlehnswohnimgen 
sowie die Verlängerung von Besetzungsrechten. 


rungsärztlichen Beurteilung sind zwangsläufige Fol- 
gen. 

Diese Unzulänghchkeiten erschweren die Verwirkh- 3 
chung der Reservistenkonzeption erheblich. Zuneh- 
mend erheben Reservisten aus gesundheitlichen 
Gründen Einwände gegen die beabsichtigte Einberu- 
fung; diese Einwände müssen vor Antritt der Übung 
durch eine erneute Untersuchiing abgeklärt werden. 

Im Jahre 1987 betrug die Zahl dieser zusätzlichen 
musterungsärztlichen Untersuchungen mehr als 
57 000. Mit einem weiteren überproportionalen An- 
stieg der gesimdheithchen Einwendungen muß nach 
derzeitiger Erfahrung gerechnet werden. Verbesse- 
rungen in der personellen Ausstattung des muste- 
rungsärzthchen Dienstes erscheinen geboten. 


Wenn die zunächst erörterte „Ballungsraumzulage'' 
für Angehörige des öffentlichen Dienstes in Großstäd- 
ten mit besonders hohen Mieten in eine Versetzungs- 
prämie umgewandelt wird, dürfte dies sicherlich in 
einer Vielzahl von Fällen zur Erleichterungen führen. 
Die Maßnahme wird gleichwohl weit hinter den Er- 
wartungen der in den Ballimgsgebieten ansässigen 
Soldaten Zurückbleiben. 


12.2 Soziaidienst in der Bundeswehr 

Um seiner Fürsorgepflicht gerecht zu werden, hat der 1 
Bundesminister der Verteidigung für Angelegenhei- 
ten aus dem sozialen Bereich einen Sozialdienst 
eingerichtet. Hier steht dem Soldaten zur Beantwor- 
tung materiell-rechtlicher Fragen ein Sozialberater 
zur Verfügung; in persönhchen Notlagen imd 
Konfliktsituationen hilft ihm durch Rat und Tat ein 
hierfür speziell ausgebildeter Sozialarbeiter. Beide 
nehmen Aufgaben wahr, die der müitärische Vorge- 
setzte allein nicht bewältigen kann. So wird der Sozi- 
aldienst z. B. tätig, um einem Soldaten bei Schwierig- 
keiten sachkundig zu helfen, die sich aus seiner Ver- 
setzung in familiärer und finanzieller Art ergeben 
können. Wichtig ist, daß die Vorgesetzten die Solda- 
ten in Problemfällen auf den Sozialdienst hinweisen, 
damit sich dieser rechtzeitig einschalten kann. Immer 
wieder stelle ich fest, daß sich Soldaten auf dem kom- 
plexen Gebiet sozialrechtlicher Ansprüche nicht zu- 
rechtfinden und z. B. beim Ausscheiden wegen ge- 
sundheitlicher Schädigungen keinen anderen Weg 
wissen, als sich an mich zu wenden. 

Grundsätzhch werden die jungen Wehrpflichtigen zu 2 
Beginn ihres Wehrdienstes über die Hilfsmöglichkei- 
ten durch den Sozialdienst wie auch speziell über die 
einschlägigen sozialrechtlichen Bestimmungen unter- 
richtet. Auch durch Aushängen am „Schwarzen 
Brett" macht der Sozialdienst auf sich aufmerksam. 
Dennoch begegnet mir bei Eingaben oft eine große 
Unwissenheit über Ansprüche und Hilfsmöglichkei- 
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ten. Durch Hinweise auf den Sozialdienst habe ich 
häufig helfen können. 

3 Derzeit sind bei 100 von insgesamt 184 Standortver- 
waltungen Sozialdienste eingesetzt, die flächendek- 
kend alle Standorte betreuen. Um den Sozialdienst 
besser bekannt zu machen und eine umfassende Be- 
treuung aller Soldaten, die der Hilfe bedürfen, schnell 
und wirksam sicherzustellen, würde ich es begrüßen, 
wenn der Sozialdienst vermehrt, und zwar möglichst 
bei allen Standortverwaltungen, eingerichtet würde. 
Diesen Wunsch des Bundesministers der Verteidi- 
gung möchte ich hier nachdrücklich unterstützen. 

4 Der Aufbau des Sozialdienstes war von Schwierigkei- 
ten verschiedener Art begleitet, zu denen sicherhch 
eine auch zuweüen kritische Distanz seitens der 
Truppe gehörte. Zwischenzeitiich hat er sich aber zu 
einer allseits anerkannten Einrichtung entwickelt, auf 
deren Tätigkeit und Hilfsangebote die Truppe nicht 
mehr verzichten kann. 


12.3 Reisebeihiifen 

1 Wird ein Soldat in ein auswärtiges Krankenhaus ein- 
gewiesen, um sich einer stationären Behandlung zu 
unterziehen, kann Besuchern des Soldaten bei Vorhe- 
gen bestimmter Voraussetzungen eine Reisebeihilfe 
gewährt werden. Nach der derzeitigen Rechtslage ist 
der Kreis der berücksichtigungsfähigen Personen be- 
grenzt auf die Ehefrau sowie auf die Eltern und Kinder 
des Soldaten. Fahrten zum Besuch eines Soldaten 
durch Geschwister, aber auch früherer Pflegeeltem 
oder Verlobte sind nicht beihilfefähig. Was den sonsti- 
gen Leistungsumfang angeht, werden bislang nur 
Mehrkosten für die Fahrt zwischen Standort und 
Krankenhaus erstattet; die Entfernung zwischen 
Wohnort und Standort bleibt unberücksichtigt. Wird 
ein Soldat mit Wohnort Bochum z. B. nach Hannover 
einberufen und von dort in das Bundeswehrkranken- 
haus Hamburg eingewiesen, wird Reisebeihilfe für 
die Strecke Hannover-Hamburg gewährt. Wäre die- 
ser Soldat in Neumünster stationiert, könnten Reise- 
beihilfen nicht gewährt werden, da die Strecke Bo- 
chum-Hamburg kürzer ist als die Strecke Bochum- 
Neumünster. Diese Regelung benachteiligt eindeutig 
heimatfem einberufene Soldaten. 

2 Ich unterstütze nachhaltig die Bemühungen des Bun- 
desministers der Verteidigung um eine Verbesserung 
der derzeitigen Regelung. Hierbei sehe ich nicht nur 
den sozialen Aspekt; auch sollte die heilende Wirkung 
eines solchen Besuches verstärkt gesehen werden. 


12.4 Betreuung 

Bei vielen Gelegenheiten — auch in meinen Jahres- 
berichten — habe ich auf die Bedeutung einer sinn- 
vollen Freizeitbetreuung hingewiesen. Für mich steht 
außer Frage, daß sich der Dienstherr, aber auch alle 
Vorgesetzten um die Soldaten in deren Freizeit inten- 
siv zu kümmern haben. Es gibt keine Rezepte dafür, 
was den Soldaten hierbei angeboten werden sollte. 
Das Angebot darf sich nicht in eingefahrenen Gleisen 
bewegen; Einfallsreichtum, Beweghchkeit und gele- 
gentiich Mut zu unkonventionellen Schritten sind ge- 
fordert. Nicht zuletzt hierin hegt der Erfolg der Zen- 
trahsierung der Betreuung in der Marine, die teilweise 
das Stadium des Truppenversuches verlassen hat. In 
einem Marinestützpunkt werden bereits hauptamth- 
che Betreuer eingesetzt. Die Zahl der Soldaten, wel- 
che die angebotenen Einrichtungen, wie z. B. Kfz- 
Hobbywerkstatt oder Sauna nutzen, ist seither auf ein 
Vielfaches gestiegen. Ich habe das mit Freude feststel- 
len können. 


12.5 Heimbetriebe 

Im Jahresbericht 1988 habe ich meine Bedenken ge- 1 
gen Gewiimspielautomaten in den Betreuungsein- 
richtungen geäußert. Inzwischen hat der Bundesmini- 
ster der Verteidigung entschieden, daß diese Geräte 
zum Ende des Jahres 1989 durch andere Spielgeräte 
ersetzt werden sollen. Ich begrüße diese Maßnahme 
nachdrückhch. 

Um den Aufenthalt in den Heimen attraktiv zu ma- 2 
chen, ist es wichtig, daß sie ansprechend eingerichtet 
sind und den Soldaten vielfältige und preisgünstige 
Waren angeboten werden. Ich wiederhole meine For- 
derung, daß die mit der Entfernung der Gewinnspie- 
lautomaten befürchteten Umsatzverluste nicht durch 
Preiserhöhungen zu Lasten der Soldaten aufgefangen 
werden dürfen. Ich fürchte, daß Preiserhöhungen 
ohnedies zu einem Besucherrückgang in den Kanti- 
nen führen, und das derzeitige System, das sich im 
Grunde selbst trägt, beeinträchtigt wird. 

Der Bundesminister der Verteidigung, der durch die 3 
Einrichtung der Heimbetriebe seine Fürsorgepfhcht 
insoweit nicht ausgeschöpft hat, muß nach neuen We- 
gen suchen, damit das Kantinenwesen ein attraktives 
und kostengünstiges Angebot an die Soldaten bereit 
hält. Dabei ist es wahrscheinlich unumgänghch, ein 
verstärktes finanzielles Engagement des Dienstherm 
in die Überlegungen einzubeziehen. 
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13 Schlußbemerkungen 


1 Mit diesem Jahresbericht verabschiede ich mich von 
den Soldaten der Bundeswehr. Dieser Abschied fällt 
mir nicht leicht, ist mir doch das Amt des Wehrbeauf- 
tragten sehr ans Herz gewachsen. Ich hoffe, die Er- 
wartimgen, die man bei meiner Wahl vor fünf Jahren 
in mich gesetzt hat, erfüllt imd das erfolgreiche Wir- 
ken meiner Vorgänger fortgesetzt zu haben, 

2 Die Zusammenarbeit mit dem Bundesminister der 
Verteidigung und seinen nachgeordneten Stellen war 
gut. Bei einem Rückbhck auf meine Amtszeit komme 
ich aber nicht umhin, mein Bedauern darüber auszu- 
sprechen, daß die Umsetzung von mir gegebener 
— vom Bundesminister der Verteidigung vielfach 
auch als berechtigt anerkannter — Empfehlungen 
wiederholt allzu lange auf sich hat warten lassen. Mei- 
nen vorstehenden Ausführungen sind einige Bei- 
spiele dafür zu entnehmen. 

3 Ich bin öfter einmal von Ausländern gefragt worden, 
ob der Wehrbeauftragte von „den Militärs" nicht als 
„ärgerhcher Störenfried" empfimden werde. Dazu 
habe ich immer wieder gesagt, daß der Wehrbeauf- 
tragte nicht als jemand zu betrachten sei, der „Sand 
ins Getriebe" streue, sondern im Gegenteil als einer, 
der „Sand aus dem Getriebe" herausnehme. So habe 
ich meine Aufgabe auch immer verstanden, 

4 Den Herausforderungen, denen sich die Streitkräfte 
in den nächsten Jahren zu stellen haben, kann nur mit 
einem intakten inneren Gefüge, einem „guten Geist" 
begegnet werden. An gutem Willen gerade der jim- 
gen „Staatsbürger in Uniform" wird es dabei sicher- 
hch nicht fehlen. Das Engagement und die Motivation 
vieler Wehrpflichtiger haben mich immer wieder be- 
eindruckt. Jeder Vorgesetzte tut gut daran, mit ihnen 
„pfleglich" umzugehen. Nicht, daß man sie nicht „for- 
dern" dürfte. Im Gegenteil — ein nicht unbeträchüi- 
cher Teil der kritischen Eingaben von Wehrpflichti- 
gen und auch von Wehrübenden findet den Dienst, 
den man ihnen abverlangt, eher zu „lasch" und zu 
„einfallslos". Die neuen Aufgaben, die Vorgesetzte 
aller Ebenen zu übernehmen haben, sind schwierig. 
Nach meiner Einschätzung besteht aber Anlaß zu vor- 
sichtigem Optimismus. Ich appelliere daher noch ein- 
mal an alle verantwortlichen Pohtiker, sich vor die Sol- 
daten zu stellen und den Auftrag, den sie ihnen ge- 
ben, öffentlich zu vertreten imd zu rechtfertigen. Die 
Bundeswehr braucht diese Unterstützung. 

5 Aus der großen Anzahl von Petenten imd der Band- 
breite der mir vorgetragenen Anliegen meine ich ab- 
lesen zu können, daß die Soldaten der Bundeswehr 
Vertrauen in „ihren" Wehrbeauftragten haben. Für 


viele Soldaten hat der Wehrbeauftragte offensichüich 
so etwas wie eine Ventilfunktion, wo sie ihre Sorgen 
abladen und — gelegentlich auch unbürokratische — 
Hilfestellung erwarten können. Dieser Aspekt, näm- 
lich das Vertrauen in mein Amt, ist für mich der posi- 
tive und bleibende Eindruck meiner Amtszeit. Gerade 
in diesem Berichtsjahr habe ich das noch einmal in 
eindrucksvoller Weise spüren dürfen. 

Ich bin von höheren Vorgesetzten häufig gefragt wor- 6 
den: „Was tut der Wehrbeauftragte eigentlich gegen 
die Flut von Eingaben?". Diese Fragestellung über- 
rascht vielleicht nicht einmal; jedoch bin ich der fal- 
sche Adressat. Diejenigen, die diese Frage stellen, 
müssen sich wohl zunächst selber einmal fragen, 
warum sich Soldaten in so hoher Anzahl unmittelbar 
an mich wenden, ohne zuvor den „kürzeren" Weg zu 
ihren Vorgesetzten gesucht zu haben. Vorgesetzte al- 
ler Ebenen haben große Anstrengungen zu unterneh- 
men, um als „primäre" Ansprechpartner akzeptiert zu 
werden. Da das derzeit offenbar nicht immer so ist, 
müßte einmal untersucht werden, woran das liegen 
mag. In diesem Zusammenhang möchte ich an die 
Überprüfung erinnern, die der Bundesminister der 
Verteidigung in seiner Stellungnahme zum Jahresbe- 
richt 1986 zum Rückgang der truppendienstlichen Be- 
schwerden zugesagt hat. Ich meine, daß es auch für 
den Bimdesminister der Verteidigung von großem In- 
teresse sein müßte, dieser Frage nachzugehen. 

Das Vertrauen des Deutschen Bimdestages hat mich 7 
1985 in das Amt des Wehrbeauftragten berufen. Ich 
danke am Ende meiner Amtszeit meinen Mitarbeite- 
rinnen und Mitarbeitern, die sich mit großem Engage- 
ment den Belangen der Soldaten gewidmet, und die 
bei der gewachsenen Zahl der Eingaben vor immer 
höhere Anforderungen gestellt worden sind. 

Mein besonderer Dank gilt den Abgeordneten des 8 
Deutschen Bundestages, vor allem den Mitghedern 
des Verteidigungsausschusses für die gute, offene 
und sachdienliche Zusammenarbeit. Ebenso herzhch 
danke ich dem ehemahgen Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages Dr. Phihpp Jenninger und der am- 
tierenden Parlamentspräsidentin, Professor Dr. Rita 
Süssmuth. Auch die drei Verteidigungsminister, mit 
denen ich es in den fünf Jahren „zu tun" hatte, möchte 
ich in meinen Dank miteinbeziehen: Dr. Manfred 
Wömer, Professor Dr. Rupert Scholz und Dr. Gerhard 
Stoltenberg. 

Die Sache des Friedens, der Auftrag der Bundeswehr 9 
und jeder einzelne Soldat werden auch weiterhin in 
mir einen engagierten Fürsprecher finden. 


Willi Weiskirch 
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14 Anlagen 


14.1 Statistik 

In die statistischen Übersichten wurde, selbst wenn 
der Petent in seiner Eingabe mehrere Anliegen vorge- 
tragen hat, nur das Hauptanliegen aufgenommen. 

Im Berichtszeitraum wurden 10 190 Vorgänge erfaßt 
(Übersicht I). 

Darüber hinaus wurden Anfragen zu Amt imd Auf- 
gaben des Wehrbeauftragten erledigt. 


Statistische Übersichten 

Seite 


I. Übersicht über die bearbeiteten Vor- 
gänge 32 

II. Aufschlüsselung der Vorgänge nach dem 

Inhalt 33 

III. Aufschlüsselimg der Vorgänge nach Ein- 
sendern und anderen Erkenntnisquellen 34 

IV. Aufschlüsselung der Vorgänge nach Or- 
ganisationsbereichen der Bundeswehr . . 35 

V. Aufschlüsselimg der Vorgänge nach 

Dienstgradgruppen der betroffenen Sol- 
daten 35 

VI. Aufschlüsselung der in die abschließende 

Bearbeitxmg eingeschalteten Stellen .... 36 
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L Übersicht über die bearbeiteten Vorgänge 

1. Im Berichtsjahr 1989 

erfaßte Vorgänge 10 190 

darunter 

Vorgänge, die den Aufgabenbereich des Wehrbeauftragten 
nicht berühren 67 

Anonyme Vorgänge, die nicht bearbeitet werden 9 

Wegen des Inhalts nicht bearbeitete Vorgänge 7 

Anfragen zum gesetzlichen Auftrag des Wehrbeauftragten .... 19 102 *) 

Bearbeitete Vorgänge 10 088 

Noch nicht abschließend bearbeitete Vorgänge 2 335 

2. Anzahl der abschließend bearbeiteten Vorgänge 

aus dem Berichtsjahr 7 753 

aus den Vorjahren (Überhänge) 

1982 1 *") 

1983 4 **) 

1984 — 

1985 15 **) 

1986 25 ^*) 

1987 93 

1988 1 953 2 091 

Insgesamt abschließend bearbeitete Vorgänge 9 844 


• ) Eingaben, für deren Bearbeitung ich nicht zuständig war, habe ich entweder an die zuständigen 
Stellen weitergeleitet oder den Einsender davon unterrichtet, daß ich in seiner Sache nicht tätig 
werden kann. 

• * ) Bei diesen Vorgängen waren fast ausschließlich sachgleiche Gerichtsverfahren anhängig, die 
erst im Laufe des Berichtsjahres rechtskräftig abgeschlossen worden sind. 
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II. Aufschlüsselung der Vorgänge nach dem Inhalt 


Inhalt 

Anzahl 

V. H. 

Menschenfühmng/Wehrrecht/Soldatische Ordnung i) 

3 078 

30,5 

Personalangelegenheiten der Berufs- und Zeitsoldaten 2) 

1 888 

18,7 

Personelle Fragen der Wehrpflichtigen (außer Wehrübender) 

1497 

14,9 

Reservistenangelegenheiten/W ehrübungen 

1 073 

10,6 

Heilfürsorge 

892 

8,8 

UnterkünfteA^ erpflegung/Bekleidung/Betreuung 

407 

4,0 

Besoldung und besoldungsrechtliche Nebengebiete 

501 

5,0 

SozialesA/^ersorgung^) 

620 

6,2 

Sonstige Fragen 

132 


Gesamtzahl) 

10 088 

100 


1) Verfassungsrechtliche Grundsätze; Schutz von Grundrechten, Leitbild des Staatsbürgers als Soldat, Integration der Bundes- 
wehr in Staat und Gesellschaft, Rechte und Pflichten der Soldaten, Befehl und Gehorsam, Führungsstil und Führungsverhal- 
ten, Beschwerde- und Petitionsrecht, Vertrauensmärmer, Beteiligungsrechte, militärische Ausbildung, Sport, militärische Si- 
cherheit, Traditionspflege, Militärseelsorge, Anerkermung als Kriegsdienstverweigerer, Erzieherische Maßnahmen, Diszipli- 
narangelegenheiten, Strafrechtsangelegenheiten, fristlose Entlassung, Nachdienen, vorläufige Festnahme, Maßnahmen nach 
dem Gesetz über die Anwendung des unmittelbaren Zwanges, Gnadenrecht, Dienstzeitbelastung u. ä. 

2) Laufbahnfragen, Versetzungen und Kommandierungen, Beurteilungen, Urlaub/Dienstbefreiung u. ä. 

3) Berufsförderung, Sozialversicherungsangelegenheiten, Schul- und Studienfürsorge, Unterhaltssicherung, Wohnungsfürsorge 
u. ä. 

*) In der Gesamtzahl sind 114 Eingaben von Soldaten, die im Ausland stationiert sind, enthalten. 
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III. Aufschlüsselung der Vorgänge nach Einsendern und anderen Erkenntnisquellen 




davon entfallen auf 

Erkeimtnisquellen 

Ins- 

gesamt 

Men 

sehen 

führung/ 

Wehr- 

recht/ 

Solda- 

tische 

Ordnung 

Personal- 
cingele- 
genhei- 
ten der 
Benifs- 
und Zeit- 
soldaten 

Personelle 
Fragen 
der Wehr- 
pflich- 
tigen 
(außer 
Wehr- 
übender) 

Reser 

visten 

ange- 

legen- 

heiten/ 

Wehr- 

übungen 

HeU- 

fürsorge 

Unter- 

künfte/ 

Verpfle- 

gung/Be- 

kleidung/ 

Betreuung 

Besoldung 

und 

besol- 

dungs- 

rechüiche 

Neben- 

gebiete 

Soziales/ 

Versor- 

gung 

Sonstige 

Fragen 

Soldaten der Bundes- 
wehr 

7 081 

2 733 

1 697 

885 

7 

577 

326 

446 

352 

58 

Familienangehörige 
eines Soldaten der 
Bundeswehr 

296 

50 

63 

77 


56 

11 

7 

23 

9 

Ehemahge Soldaten 
der Bundeswehr . . . 

1 730 

148 

49 

49 

1 052 

117 

47 

36 

186 

46 

Abgeordnete des 
Bundestages 

67 

12 

13 

20 

3 

5 

3 

2 

9 



Andere Abgeordnete 

12 

3 

3 

5 

— 

— 

— 

— 

1 

— 

Privatpersonen 
außerhalb der 
Bundeswehr 

78 

46 

5 

7 


4 

5 

1 

3 

7 

Organisationen, 
Verbände u. ä 

39 

14 

7 

5 

4 

3 

1 



5 



Truppenbesuche . . . 

18 

2 

4 

— 

— 

2 

2 

4 

4 

— 

Presseberichte 

16 

6 

1 

4 

1 

1 

1 

— 

2 

— 

Besondere Vor- 
kommnisse 

45 

21 







24 , 









1 

Nichtgediente Wehr- 
pflichtige 

502 

7 

16 

379 

2 

80 ^ 

3 

1 

12 

2 

Sonstige Erkenntnis- i 
quellen i 

204 

36 

30 

66 

4 

23 

8 

4 

23 

10 

Gesamtzahl 

10 088 

3 078 

1 888 

1 497 

1 073 

892 

407 

501 

620 

132 
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rv. Aufschlüsselung der Vorgänge nach Organisationsbereichen der Bundeswehr 




davon entfallen auf 

Organisationsbereich 

ins- 

gesamt 

Menschen 

führung/ 

Wehr- 

recht/ 

Solda- 

tische 

Ordnung 

Personal- 
angele - 
genhei- 
ten der 
Berufs- 
und Zeit- 
soldaten 

Personelle 
Fragen 
der Wehr- 
pflichtigen 
(außer 
Wehr- 
übender) 

Reservi- 

stenange- 

legen- 

heiten/ 

Wehr- 

übungen 

Heü- 

fürsorge 

Unter- 

künfte/ 

Verpfle- 

gung/Be- 

kleidung/ 

Betreuung 

Besoldung 
und besol- 
dungs- 
rechtliche 
Neben- 
gebiete 

Soziales/ 

Versor- 

gung 

Sonstige 

Fragen 

Bundesministerium 
der Verteidigung . 

35 

7 

11 

1 

1 

2 

3 

7 

3 


Zentrale Müitärische 
Dienststellen ein- 
schließlich Zentra- 
le Sanitätsdienst- 
stellen der Bundes- 
wehr 

289 

57 

109 

13 

4 

39 

7 

35 

25 


Feldheer 

4 315 

1 894 

661 

655 

124 

418 

212 

143 

175 

33 

Territorialheer 

1441 

489 

327 

142 

147 

100 

69 

81 

73 

13 

Luftwaffe 

1 517 

348 

565 

116 

27 

125 1 

50 

161 1 

103 

22 

Marine 

463 

128 

158 

42 

11 

31 ^ 

35 

32 S 

21 

5 

Nicht erkennbar oder 
nicht aus dem Be- 
reich der Bundes- 
wehr 

2 028 

155 

57 

528 1 

759 

177 

31 

! 

42 

220 

59 

Gesamtzahl 

10 088 

3 078 

1 888 1 

1497 

1 073 

892 

407 

501 

620 

132 


V. Aufschlüsselung der Vorgänge nach Dienstgradgruppen der Soldaten 




davon entfallen auf 

Dienstgradgruppen 
incl. Reservisten 

ins- 

gesamt 

Menschen 

führung/ 

Wehr- 

recht/ 

Solda- 

tische 

Ordnung 

Personal- 
angele- 
genhei- 
ten der 
Berufs- 
und Zeit- 
soldaten 

Personelle 
Fragen 
der Wehr- 
pflichtigen 
(außer 
Wehr- 
übender) 

Reservi- 

stenange- 

legen- 

heiten/ 

Wehr- 

Übungen 

Heü- 
für sorge 

Unter- 

künfte/ 

Verpfle- 

gung/Be- 

kleidung/ 

Betreuung 

Besoldung 
und besol- 
dungs- 
rechtliche 
Neben- 
gebiete 

Soziales/ 

Versor- 

gung 

Sonstige 

Fragen 

Generäle 

6 



2 

1 



— 



1 

1 


Stabsoffiziere 

313 

69 

92 

3 

12 

31 

15 

56 



Hauptleute 

367 

75 

116 

12 

18 

26 

17 

54 


8 

Leutnante 

330 

58 


2 

23 

31 

15 

39 

30 

2 

Unteroffiziere m. P. . 

1788 

427 

753 

8 

91 

97 

58 

154 

180 

20 

Unteroffiziere o. P. . 

1 113 

343 

369 

18 

124 

60 

54 

62 

72 

11 

Mannschaften 

Unbekannter Dienst- 

5 403 

2 009 

386 


795 

520 

228 

126 

229 

70 

grad oder nicht aus 
dem Bereich der 











Bundeswehr 

768 

97 

■i 

413 

10 1 

127 

20 

9 

35 

17 

Gesamtzahl 

10 088 


B 



892 



620 

132 


Von der Gesamtzahl entfallen auf Reservisten aller Dienstgrade; 1 814 


35 









Drucksache 11/6522 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


VI. Aufschlüsselung der in die abschließende Bearbeitung der Vorgänge eingeschalteten Stellen 




davon 

Eingeschaltete Stellen 

insgesamt 1) 

Erst- 

bearbeitung 

Nach- 

folgende 

Bearbeitimg 

Bundesminister der Verteidigung 

2 656 

2 436 

220 

Höhere Kommandobehörden und Dienststellen 

(Korps, LFlKdo, FlottenKdo, TerrKdo u. ä.) 

679 

574 

105 

Kommandobehörden 

(Div, Brig, Flti, WBK, VBK u. ä.) 

2 455 

2 240 

215 

Militärische Verbände I 

(Rgt, Geschw, Geschw-Schiff, VKK u. ä.) 

698 

615 

83 

Militärische Verbände II 

(Btl, Grp, Abt, Geschw-Boot u. ä.) 

944 

852 

92 

Militärische Einheiten 

(Kp, Stff, Boot u. ä.) 

158 

139 

19 

Dienststellen der Bundeswehrverwaltung 

1 389 

1 331 

58 

Andere Bundesbehörden und Dienststellen 

109 

52 

57 

Andere Behörden und Dienststellen 

67 

58 

9 

Strafverfolgungsbehörden 

74 

6 

68 

Einleitungsbehörden (WDO) 

33 

5 

28 

Sonstige Stellen (Verbände, Organisationen usw.) 

7 

2 

5 

Wehrdienstgerichte 

94 

21 

73 

Bundeswehrdisziplinaranwalt 

10 

3 

7 

Keine Einschaltung anderer Stellen 

1 510 

1 510 

— 



9 844 

1 039 


1) Abschließende Bearbeitung von Vorgängen aus dem laufenden Berichtsjahr imd Überhängen aus den Vorjahren. 
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14.2 Truppenbesuche, Informationstagungen, Informationsgespräche, Sitzungen und Tagungen, 
Besuchergruppen, Vorträge von Mitarbeitern, usw. 


A. Truppenbesuche 

Im Berichtsjahr habe ich folgende Truppenbesuche durchgeführt: 


Lfd. 

Nr. 

Datum 

Besuchte Dienststellen und Verbände 

1 

16. Januar 

Bundeswehrfachschulkompanie, München 

2 

4. März 

Panzergrenadierbataülon 173, Hamburg 

3 

2. Juni 

Taktisches Ausbildungskommando der Luftwaffe Goose Bay/Kanada 

4 

3. Juni 

Deutscher Verbindungsstab Truppenübungsplatzkommandantur Shilo/Kanada 

5 

6. Juni 

Deutsches Luftwaffenkommando, Fort Bhss/El Paso 

6 

7. Juni 

Raketenschule der Luftwaffe, Fort Bhss/El Paso 

7 

8. Juni 

DDO ENJJPT Sheppard/Texas 

8 

9. Juni 

2. Deutsche Luftwaffenausbildungsstaffel Mather/Kalifornien 

9 

12. Juni 

Deutscher Mihtärischer Bevollmächtigter USA und Kanada, Washington 

10 

12. Juni 

Verteidigungsattachestab bei der Botschaft der Bundesrepubhk 

Deutschland, Washington 

11 

27. Juni 

PanzergrenadierbataiUon 313, Varel 

12 

29. Juni 

5. /Flugabwehrraketengeschwader 21, Oedingen 

13 

11. Juh 

l./Panzerbataülon 203, Hemer 

14 

11. Juh 

7./Feldjägerkompanie 730, Unna 

15 

13. Juh 

Flugabwehrregiment 200, München 

16 

24. Juh 

Stab Fallschirmjägerbataülon 271, Iserlohn 

17 

16. August 

Instandsetzungskompanie 170, Hamburg 

18 

24. August 

Raketenartiheriebataihon 72, Wuppertal 

19 

29. August 

II./Femmelderegiment 31, Freising 

20 

30. August 

Gebirgspionierbataülon 8, Brannenburg 

21 

8. September 

Akademie des Sanitäts- und Gesundheitswesens der Bundeswehr, München 

22 

25. September 

Bundeswehrkrankenhaus, Ulm 

23 

10. Oktober 

Kampftruppenschule 2, Munster 

24 

13. Oktober 

Fhegerhorstkommandantur, Neubiberg 

25 

2. November 

3./Femmeldebataihon 7, Lippstadt 

26 

5. Dezember 

Sozialwissenschafthches Institut der Bundeswehr, München 

27 

11. Dezember 

III./Luftwaffenausbildungsregiment 1, Hamburg 

28 

11. Dezember 

Flottenkommando, Glücksburg 

29 

11. Dezember 

Marineschule Mürwik 

30 

12. Dezember 

Minensuchboot „Laboe", 5. Minensuchgeschwader, Olpenitz 

31 

12. Dezember 

SchneUboot „Ozelot", 2. SchneUbootgeschwader, Kiel 


B. Informationstagung 

Im Berichtsjahr habe ich folgende Informationstagung durchgeführt: 


Lfd. 

Nr. 

Datum 

T agungsteilnehmer 

Tagungsort 

1 

24.->28. April 

Soldaten und Beamte aus dem Bereich der 2. Luftwaf- 
fendivision 

Wüdbad-Kreuth 
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C Informationsgespräche 

Im Berichtsjahr habe ich neben zahlreichen Gesprächen bei Truppenbesuchen und bei Besuchen verschie- 
dener Veranstaltungen folgende Informationsgespräche geführt: 


Lfd. 

Nr. 

Datum 

Gesprächsteünehmer 

Ort 

1 

18. Januar 

Eugen Glombig, Bürgerbeauftragter des Landes Schleswig- 
Holstein 

Bonn 

2 

20. Januar 

Willy Wimmer (Neuss) MdB, Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister der Verteidigung 

Bonn 

3 

26. Januar 

Flottillenadmiral Dr. Kurt Fischer, Bundesministerium der Ver- 
teidigung 

Bonn 

4 

1. Februar 

Generalleutnant a. D. Walter Windisch und Ministerialrat 
Wolf-Hartmut Reckzeh, Deutscher Bundestag — Verwal- 
tung - 

Bonn 

5 

17. Februar 

Dr. Gero Pfennig, MdB, Vorsitzender des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages 

Bonn 

6 

20. Februar 

Brigadegeneral Anton Steer und Oberst i. G. Peter Noack, 
Bundesministerium der Verteidigung 

Bonn 

7 

23. Februar 

Beisitzer der Wehrpflichtigen im Bundesvorstand und in den 
Bereichsvorständen des Deutschen Bundeswehr- Verbandes 
e V 

Bonn 

8 

24. Februar 

Professor Dr. Hans-Adolf Jacobsen, Sprecher des Beirats für 
Fragen der Inneren Führung 

Bonn 

9 

7. März 

Oberst i. G. Gerhard Bronisch, Bundesministerium der Vertei- 
digung 

Bonn 

10 

7. März 

Brigade general Ekkehard Richter, Beauftragter für Erziehung 
und Ausbildung beim Generalinspekteur 

Bonn 

11 

14. März 

Mitglieder der Arbeitsgruppe Sicherheitsfragen der SPD-Bun- 
destagsfraktion 

Bonn 

12 

20. März 

Vizeadmiral Hans-Joachim Mann, Inspekteur der Marine 

Bonn 

13 

22. März 

Oberst i. G. Takahike Tsukamote, Verteidigungsattache von 
Japan 

Bonn 

14 

22. März 

Dr. Karl-Heinz Carl, Staatssekretär im Bundesministerium der 
Verteidigung 

Bonn 

15 

5. April 

Offiziere und Politiker aus Malaysia 

Bonn 

16 

13. April 

Brigadegeneral Peter Poschwatta, Kommandeur Fernmelde- 
schule und Fachschule des Heeres für Elektrotechnik, 
Feldafing 

Bonn 

17 

18. April 

Offiziere der Streitkräfte aus Guatemala 

Bonn 

18 

18. April 

Oberst i. G. Ulrich Schmieder, Bundesministerium der Vertei- 
digung 

Bonn 

19 

18. April 

Mitglieder der Arbeitsgruppen Verteidigungspolitik der C:DU/ 
CSU- und der FDP-Bundestagsfraktion 

Bonn 

20 

11. Mai 

Manfred Opel, MdB 

Bonn 

21 

11. Mai 

Volontäre der „Nürnberger Nachrichten 

Bonn 

22 

17. Mai 

Dr. Robert Lichal, Bundesminister für Landesverteidigung der 
Repubhk Österreich 

Wien 

23 

17. Mai 

Dietrich Graf von Brühl, Botschafter der Bundesrepubhk 
Deutschland 

Wien 

24 

19. Mai 

Ministerialdirektor Christian Weigeldt, Bundesministerium 
der Verteidigung 

Bonn 
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Lfd. 

Nr. 

Datum 

Gesprächsteilnehmer 

Ort 

25 

19. Mai 

Oberst Wilfried Lüders, Oberst Gert Overhoff und Ministerial- 
rat Karl Frey, Bundesministerium der Verteidigung 

Bonn 

26 

29. Mai 

Flottillenadmiral Ulrich Hundt, Kommandeur Zentrum Innere 
Führung, Koblenz 

Bonn 

27 

12. Juni 

Dr. Jürgen Ruhfus, Botschafter der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

Washington 

28 

19. Juni 

Generalleutnant Dr. Werner Schäfer, Beauftragter für Reser- 
vistenangelegenheiten und Oberst Hans Ehmann 

Bonn 

29 

23. Juni 

Senatoren von den Philippinen 

Bonn 

30 

28. Juni 

Josef König, Bundesgeschäftsführer der „aktion kaseme" und 
Enno Bernzen, Bundesvorsitzender der „aktion kaserne" 

Bonn 

31 

29. Juni 

Müitärgeneraldekan Reinhard Gramm 

Bonn 

32 

6. Juli 

Dr. Gerhard Stoltenberg, Bundesminister der Verteidigung 

Bonn 

33 

7. Juli 

Oberst i. G. Wilhelm Romatzek, Bundesministerium der Ver- 
teidigung 

Bonn 

34 

10. Juh 

Ministerialdirigent Hans Wenz, Bundesministerium der Ver- 
teidigung 

Bonn 

35 

17. August 

Comehus Fetsch, Vorsitzender des Bundes Katholischer Un- 
ternehmer e. V 

Bonn 

36 

23. August 

Oberstleutnant Jürgen Thomar, Bundesvorsitzender der Ver- 
einigung der Offizierheimgesellschaften 

Bonn 

37 

4. September 

Klaus Francke (Hamburg), MdB 

Bonn 

38 

21. September 

Generaloberstabsarzt Dr. Claus Günter Voss, Inspekteur des 
Sanitäts- und Gesundheitswesens 

Bonn 

39 

21. September 

Dr. Richard von Weizsäcker, Bundespräsident 

Bonn 

40 

3. Oktober 

Brigadegeneral Horst Wallmann, Deutscher Militärischer Be- 
vollmächtigter USA und Kanada 

Bonn 

41 

12. Oktober 

Oberst i. G. Dieter Stöckmann, Bimdesministerium der Vertei- 
digung 

Bonn 

42 

30. Oktober 

Brigadegeneral Ekkehard Richter, Beauftragter für Erziehung 
und Ausbildung beim Generalinspekteur 

Bonn 

43 

31. Oktober 

Oberst Jüri Derrik, Kommandeur Sicherungs- und Versor- 
gungsregiment Bundesministerium der Verteidigung 

Bonn 

44 

6. November 

Oberst i. G. Norbert von Heyst, Bundesministerium der Vertei- 
digung 

Bonn 

45 

7. November 

Generaloberstabsarzt Dr. Gunter Desch, Inspekteur des Sani- 
täts und Gesundheitswesens 

Bonn 

46 

7. November 

Generalstabsarzt Dr. Matthias Jaeger, Bundesministerium der 
Verteidigung 

Bonn 

47 

8. November 

Professor Dr. Rita Süssmuth, Präsidentin des Deutschen Bun- 
destages 

Bonn 

48 

16. November 

Dr. Alfred Dregger, MdB, Vorsitzender der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfr aktion 

Bonn 

49 

17. November 

Generalarzt Dr. Winfried Krön, Generalarzt Heer 

Bonn 

50 

8. Dezember 

Dr. Karl- Heinz Carl, Staatssekretär im Bundesministerium der 
Verteidigung 

Bonn 

51 

8. Dezember 

Klaus Francke (Hamburg), MdB 

Bonn 

52 

8. Dezember 

Peter Zumkley, MdB 

Bonn 
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D. Sitzungen und Tagungen 

(ohne Teilnahme an Plenar- und Ausschußsitzungen des Bundestages) 


Lid. 

Nr. 

Datum 

Gesprächsteünehmer/Gremium 

Ort 

1 

25. Januar 

G 1/A 1 “ Tagung 

Mannheim 

2 

23. Februar 

Wehrpflichtigentreffen der SPD im Bundestag 

Bonn 

3 

11. März 

Arbeitskreis Frieden und Sicherheit der Bayerischen SPD 

Garching 

4 

14. März 

Sitzung des Militärischen Führungsrats 

Bonn 

5 

18. März 

Wehrpflichtigentreffen der CSU 

Nürnberg 

6 

17. April 

34. Gesamtkonferenz evangehscher Militärpfarrer 

Bad Honnef 


E, Besuchergruppen 


Im Berichtsjahr fanden Diskussionen mit folgenden Besuchergruppen statt: 


Lfd. 

Nr. 

Datum 

Teilnehmerkreis 

Tagungsort 

1 

17. Januar 

Soldaten des 1. Minensuchgeschwaders, Rensburg 

Bonn 

2 

26. Januar 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Frau Ger- 
trud Schilling, MdB 

Bonn 

3 

20. Februar 

Soldaten der Bundeswehrfachschule Braunschweig, Besu- 
chergruppe von Herrn Joachim Clemens, MdB 

Bonn 

4 

1. März 

Ausländische Generalstabsoffiziere 

Bonn 

5 

9. März 

Soldaten des 2. /Panzerartilleriebataillons 325, Schwanewede 
auf Einladung des Wehrbeauftragten 

Bonn 

6 

30. März 

Soldaten des 1. /Luftwaffenausbildungsregiments 3, Mengen, 
Besuchergruppe von Herrn Dr. Hermann Schwörer, MdB 

Bonn 

7 

4. April 

Reservistenkameradschaft Oberhonnefeld 

Bonn 

8 

12. April 

Schüler aus Finnentrop 

Bonn 

9 

17. April 

Abgeordnete der Nationalversammlung der Vereinigten Re- 
publik Tansania und Mitarbeiter des Abgeordnetenhauses 
der Repubhk Simbabwe auf Einladung des Deutschen Bun- 
destages 

Bonn 

10 

18. Aprü 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Vol- 
ker Jung (Düsseldorf), MdB 

Bonn 

11 

20. April 

Schüler, Besuchergruppe von Herrn Albert Pfuhl, MdB 

Bonn 

12 

24. April 

Soldaten des Jagdbombergeschwaders 31, Kerpen 

Bonn 

13 

25. April 

Soldaten aus Fürstenfeldbruck, Besuchergruppe von Herrn 
Dr. Eike Götz, MdB 

Bonn 

14 

26. April 

Kompaniefeldwebel, Zentrum Innere Führung, Koblenz 

Bonn 

15 

26. April 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Dr. Dietrich Mahlo, MdB 

Bonn 

16 

27. April 

Schüler, Besuchergruppe von Frau Dr. Konstanze Wegner, 
MdB 

Bonn 
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Lid. 

Nr. 

Datum 

T eilnehmerkreis 

Tagungsort 

17 

9. Mai 

Politisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Frau 
Dr. Herta Däubler-Gmelin, MdB 

Bonn 

18 

10. Mai 

Politisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Dieter Heistermann, MdB 

Bonn 

19 

17. Mai 

Soldaten des Luftwaffenversorgungsregiments 8, Mecher- 
nich 

Bonn 

20 

18. Mai 

Soldaten des II./Femmelderegiments 11, Kalkar 

Bonn 

21 

18. Mai 

Soldaten, Besuchergruppe des Gustav-Stresemann-Instituts, 
Bonn 

Bonn 

22 

24. Mai 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Dr. Lutz Stavenhagen, MdB, Staatsminister beim Bundes- 
kanzler 

Bonn 

23 

1, Juni 

Soldaten des 2. /Panzergrenadierbataillons 71, Hamburg 

Bonn 

24 

1. Juni 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Josef 
Linsmeier, MdB 

Bonn 

25 

14. Juni 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Kon- 
rad Porzner, MdB 

Bonn 

26 

16. Juni 

Soldaten des PanzerjägerbataiUons HO, Neunburg vorm Wald 
und Angehörige, Besuchergruppe von Herrn Dr. Dionys 
Jobst, MdB 

Bonn 

27 

30. Juni 

Soldaten der „aktion kaserne"' 

Bonn 

28 

30. August 

Soldaten des Verfügungstruppenkommandos 41, Schleswig, 
Besuchergruppe von Herrn Egon Bahr, MdB 

Bonn 

29 

6. September 

Musikzug des Panzergrenadierbataülons 102, Bayreuth, Besu- 
chergruppe von Herrn Ortwin Lowack, MdB 

Bonn 

30 

7. September 

Haus Rissen, Hamburg 

Bonn 

31 

8. September 

Soldaten der Panzerbrigade 8, Lüneburg 

Bonn 

32 

12. September 

Soldaten des Fhegerhorstes Wahn, Besuchergruppe von Herrn 
Heinrich Windelen, MdB, Bundesminister a. D. 

Bonn 

33 

13. September 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Gün- 
ther Leonhart, MdB 

Bonn 

34 

14. September 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Jan 
Oostergetelo, MdB 

Bonn 

35 

14. September 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Frau Liese- 
lotte Blunck, MdB 

Bonn 

36 

21. September 

"Stuttgarter Prominentenkicker" 

Bonn 

37 

25. September 

Teilnehmer eines Unteroffizierlehrganges aus Idar-Oberstein, 
Besuchergruppe von Herrn Wüly Wimmer, MdB, Parlamen- 
tarischer Staatssekretär beim Bundesminister der Verteidi- 
gung 

Bonn 

38 

29. September 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Bernd Schmidbauer, MdB 

Bonn 

39 

3. Oktober 

Studenten der Universität der Bundeswehr Hamburg, Besu- 
chergruppe von Herrn Klaus Francke (Hamburg), MdB 

Bonn 

40 

4. Oktober 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Peter 
Würtz, MdB 

Bonn 

41 

5. Oktober 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Ro- 
bert Leidinger, MdB 

Bonn 

42 

11. Oktober 

Pfarrhelfer 

Bonn 

43 

16. Oktober 

Pohtisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn Jo- 
hannes Singer, MdB 

Bonn 
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Lid. 

Nr. 

Datum 

T eilnehmerkr eis 

Tagungsort 

44 

18. Oktober 

Politisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Dr. Werner Hoyer, MdB 

Bonn 

45 

18. Oktober 

Evangelische Militärpfarrer 

Bonn 

46 

20. Oktober 

Mitarbeiter der Nationalversammlungen der Republik Kame- 
run und der Zentralafrikanischen Republik auf Einladung 
des Deutschen Bundestages 

Bonn 

47 

23. Oktober 

Soldaten des Panzerbataillons 64, Wolfhagen auf Einladung 
des Wehrbeauftragten 

Bonn 

48 

6. November 

Soldaten der Arbeitsgemeinschaft der Freizeitbüros verschie- 
dener Standorte 

Bonn 

49 

7. November 

Soldaten des Panzergrenadierbataillons 192, Ahlen, Besucher- 
gruppe von Herrn Heinrich Windelen, MdB, Bundesminister 
a. D. 

Bonn 

50 

7. November 

Schüler, Besuchergruppe von Frau Marieluise Beck-Oberdorf, 
MdB 

Bonn 

51 

9. November 

Soldaten des Rugkörpergeschwaders 1, Landsberg, Besucher- 
gruppe von Frau Michaela Geiger, MdB 

Bonn 

52 

14. November 

Politisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Herrn 
Horst Jungmann, MdB 

Bonn 

53 

15. November 

Haus Rissen, Hamburg 

Bonn 

54 

21. November 

Schüler, Besuchergruppe von Frau Edelgard Bulmahn, MdB 

Bonn 

55 

27. November 

Soldaten des 3./Fallschirmjägerbataillons 261, Lebach 

Bonn 

56 

29. November 

Soldaten des 6. Minensuchgeschwaders, Wilhelmshaven 

Bonn 

57 

7. Dezember 

Soldaten des Femmeldebereichs 70, Trier, Besuchergruppe 
von Herrn Günther Schartz, MdB 

Bonn 

58 

14. Dezember 

Angehörige des Materialamts der Bundeswehr, St. Augustin, 
Besuchergruppe von Herrn Heinz Schwarz, MdB 

Bonn 

59 

15. Dezember 

Politisch interessierte Bürger, Besuchergruppe von Frau Ger- 
trud Schilling, MdB 

Bonn 
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F, Weitere Aktivitäten im Berichtsjahr 


Lfd. 

Nr. 

Datum 

Gremium 

Ort 

1 

9. Januar 

Neujahrsempfang des Bundespräsidenten 

Bonn 

2 

11. Januar 

Internationaler Soldatengotte sdienst 

Köln 

3 

25. Januar 

Übergabe des Kommandos im Bundeswehrzentralkranken- 
haus Koblenz von Admiralarzt Dr. Emst Müller an Admiral- 
arzt Dr. Klaus-Theodor Fliedner 

Koblenz 

4 

24. April 

Geburtstagsempfang für Dr. Theodor Waigel, MdB, Bundesmi- 
nister der Finanzen 

München 

5 

16.-18. Mai 

Tagung des Direktoriums des lOI (INTERNATIONALES 
OMBUDSMAN-INSTITUT) 

Wien 

6 

22. Mai 

Vortrag vor dem Verein der Freunde der Universität Köln 

Köln 

7 

24. Mai 

Staatsakt aus Anlaß des 40jährigen Bestehens der Bundes- 
republik Deutschland 

Bonn 

8 

27. Mai 

40. Bundesparteitag der FDP 

Köln 

9 

5. Juni 

Vortrag im Rahmen der Informations- und Ausbildungstagung 
des Deutschen Militärischen Bevollmächtigten USA und 
Kanada 

El Paso 

10 

6. Juni 

Vortrag vor dem Stammpersonal des Deutschen Luftwaffen- 
kommandos USA 

El Paso 

11 

8. Juni 

Vortrag vor dem Stammpersonal und Flugschülern EURO 
NATO JOINT JET PILOT TRAINING 

Sheppard 

12 

25. August 

Feierliches Gelöbnis, III. Korps 

Koblenz 

13 

8. September 

Verabschiedung des Inspekteurs des Sanitäts- und Gesund- 
heitswesens, Generaloberstabsarzt Dr. Claus Voss 

München 

14 

28. September 

Großer Zapfenstreich anläßlich der Verabschiedung von Ge- 
neral Wolfgang Altenburg, Generalleutnant Wolfgang 
Tebbe, und Generalstabsarzt Dr. Claus Voss 

Bonn 

15 

29. September 

Tmppenappell aus Anlaß der Außerdienststellung des Flugab- 
wehrraketenwaffensystems NIKE 

Oldenburg 

16 

3. Oktober 

St. Michael-Jahresempfang des Kommissariates der deutschen 
katholischen Bischöfe 

Bonn 

17 

5. Oktober 

Beisetzung von Frau Lieselotte Berger, MdB, Parlamentarische 
Staatssekretärin beim Bundeskanzler 

Berlin 

18 

7. Oktober 

Empfang aus Anlaß des 70. Geburtstages der Vizepräsidentin 
des Deutschen Bundestages, Frau Annemarie Renger 

Bonn 

19 

9. Oktober 

34. Gesamtkonferenz der hauptamthchen kathohschen Mih- 
tärgeistlichen 

Lüneburg 

20 

18.-21. Oktober 

Informationsbesuch beim spanischen Ombudsman (Defensor 
del Pueblo) D. Alvaro Gil-Robles y Gil-Delgado 

Madrid 

21 

25. Oktober 

„Kamingespräch" Junge Union Nordrhein-Westfalen 

Wuppertal 

22 

26. Oktober 

Festakt anläßhch der 13. Hauptversammlung des Deutschen 
Bundeswehr-Verbandes e. V. 

Bonn 

23 

30. Oktober 

Empfang des Türkischen Botschafters aus Anlaß des 66. Jah- 
restages der Verkündung der Republik Türkei 

Bonn 

24 

3. November 

Ansprache zum Feierlichen Gelöbnis, Panzergrenadierbatail- 
lon 62 

Wolfhagen 

25 

6. November 

Redaktionskonferenz der Westfalenpost 

Hagen 

26 

9. November 

Diskussion mit Schülern des Katharinen- Gymnasiums 

Ingolstadt 

27 

6. Dezember 

Empfang aus Anlaß des 60. Geburtstages des Evangelischen 
Mihtärbischofs Heinz-Georg Binder, Bevollmächtigter des 
Rates der EKD am Sitz der Bundesrepublik Deutschland 

Bonn 

28 

18. Dezember 

Programmparteitag der SPD 

Berlin 
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G. Weitere Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Interviews 


Lfd. 

Nr. 

Datum 


1 

-9. Januar 

Westdeutscher Rundfunk 

2 

10. Januar 

Westfalenpost 

3 

11. Januar 

Der Spiegel 

4 

12. Januar 

RTL-Plus 

5 

23. Januar 

Süddeutscher Rundfunk, Stuttgart 

6 

24. Februar 

Weltbüd 

7 

2. März 

ARD München 

8 

29. März 

Bundeswehr aktuell 

9 

3. April 

Rias Fernsehen 

10 

6. April 

Luftwaffen- Forum 

11 

6. April 

IP-Stab, Bundesministerium der Verteidigung 

12 

11. April 

Radio Schleswig-Holstein 

13 

11. April 

Deutsche Welle 

14 

17. April 

Saarländischer Rundfunk 

15 

16. Juni 

Bild am Sonntag 

16 

20. Juni 

Freizeit- imd Informationsbüro des Fernmeldebataillons 910 

17 

7. Juh 

Saarländischer Rundfunk 

18 

18. Juli 

ötv — Wehrreport 

19 

15. August 

Radio Bremen 

20 

15. August 

Express 

21 

15. August 

Abendzeitung, München 

22 

15. August 

dpa 

23 

23. August 

dpa 

24 

22. September 

RTL-Plus 

25 

3. Oktober 

Das Parlament 

26 

24. Oktober 

WDR Siegen 

27 

25. Oktober 

Hessischer Rundfunk 

28 

7. November 

Deutschlandfunk 

29 

13. November 

Paul F. Schwakenburg, Freier Journalist 

30 

13. November 

Tages Anzeiger, Zürich 

31 

22. November 

dpa 

32 

22. November 

Radio Hessen, „Antenne 3" 

33 

6. Dezember 

Loyal und Wehrtechnik 

34 

11. Dezember 

Hamburger Abendblatt 

35 

11. Dezember 

Flensburger Tageblatt 

36 

12. Dezember 

RTL-Plus 

37 

12. Dezember 

Kieler Nachrichten 

38 

13. Dezember 

Radio RT 1 Augsburg 

39 

15. Dezember 

Hamburger Morgenpost 

40 

26. Dezember 

dpa 

41 

29. Dezember 

Deutschlandfimk 
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H. Vorträge, Informationsbesuche und sonstige Aktivitäten meiner Mitarbeiter im Berichtsjahr 


lid, 

Nr. 

Datum 

Besuchte Dienststellen 
und Verbände/Zuhörerkreis 

Ort 

1 

18. Februar 

Verband der Reservisten der Deutschen Bundeswehr e. V., 
Fritzlar 

Schwalmstadt 

2 

21. Februar 

Heeresfliegerkommando 3 

Mendig 

3 

1, März 

PanzerbataiUon 354 

Hammelburg 

4 

9. März 

Junge Union/Wehrpflichtige 

Bonn 

5 

9. März 

Freizeitlotsen aus den Wehrbereichen III und IV 

Olpe 

6 

13. März 

Kompaniefeldwebel der Panzerbrigade 19 

Wahn 

7 

14. März 

Nebenamtliche Jugendoffiziere und -Unteroffiziere der 
10. Panzerdivision 

Sigmaringen 

8 

15. März 

Fachschule des Heeres für Erziehung und Wirtschaft 

Darmstadt 

9 

22. März 

Schule Technische Truppe 1 und Fachschule des Heeres für 
Technik 

Eschweiler 

10 

6. April 

Instandsetzungsbataillon 1 

Giesen 

11 

21. April 

Arbeitstagung über Fragen des Reisekosten- und Trennungs- 
geldredits, Sanitätsakademie 

München 

12 

21. April 

Sicherheitspolitisches Seminar für Pädagogen, 1. Panzerdivi- 
sion/Hermann-Ehlers-Akademie 

Hannover 

13 

24. April 

Einheitsführertagung, Marineführungsdienstkommando 

Kiel 

14 

27. Aprü 

Kompaniechef tagung, 1. Luftlandedivision 

Baden-Baden 

15 

10. Mai 

Vertrauensmännertagung, Panzergrenadierbrigade 4 

Göttingen 

16 

11. Mai 

Rechtsberaterdienstbesprechung des Territorialheeres 

Nordholz 

17 

18. Mai 

7. Panzerdivision, Unna 

Winterberg 

18 

1 

1 

18. Mai 

Tagxmg von Truppenverwaltimgsbeamten aus dem Bereich 
der 5. Panzerdivision 

München 

19 

18. Mai 

Sozialarbeiter, Wehrbereichsverwaltung II 

Oldenburg 

20 

24. Mai ! 

Truppenärzte aus dem Bereich der 5. Panzerdivision 

Winterberg 

21 

6. Juni 

Vertrauensmänner, Panzerbrigade 34 

Koblenz 

22 

8. Juni 

Freizeitbeauftragte „aktion kaseme" 

Leitershofen 

23 

14. Juni 

Tagimg des Evangelischen Wehrbereichsdekans V mit Kom- 
paiüefeldwebeln und Zugführern 

Bad BoU 

24 

20. Juni 

S 1/A 1-Tagung, Luftwaffenführungsdienstkommando 

CeUe 

25 

28. Juni 

Vertrauensmännertagimg, Panzerbrigade 3 

Nienburg 

26 

28. Juni 

Bundesakademie für Wehrverwaltung und Wehrtechnik, 
Nachwuchskräfte des höheren Dienstes 

Mannheim 

27 

3. Juü 

Offizierschule der Luftwaffe, Bataillonskommandeurlehr- 
gang 

Fürstenfeld- 

bruck 

28 

4. Juli 

Tagung von Staffelchefs imd -feldwebeln von Luftwaffensani- 
tätsstaffeln aus dem Bereich Luftwaffenausbildungskom- 
mando 

Oberammer- 

gau 

29 

10. Juli 

Offizierschule des Heeres, Bataillonskommandemlehrgang 

Hannover 

30 

20. Juli 

Führungsakademie, Offiziere des Grundlehrgangs 

Hambing 

31 

21. August 

Personalstammamt der Bundeswehr 

Köln 

32 

28./30. August 

Panzerbrigade 6 und Panzergrenadierbrigade 5 

Hofgeismar/ 

Homberg 

33 

28./30. August 

Sitzung des Beirats für Heimbetriebe der Bundeswehr 

München 


45 



Lfd. 

Nr. 

Datum 

Besuchte Dienststellen 
imd Verbände/Zuhörerkreis 

Ort 

34 

27. August bis 

4. September 

Luftwaffenausbildtmgskommando 

Souda/Kreta 

35 

4./5. Sept. 

Sanitätsbataillon 6 

Itzehoe 

36 

13. September 

Seminar für Rechtsberater und Rechtslehrer, Bimdesakademie 
für Wehrverwaltung und Wehrtechnik 

Mannheim 

37 

13./14. Sept. 

Luftwaffenausbildungsregiment 3 

Mengen 

38 

28. September 

Vertrauensmännertagung der „aktion kaseme" 

Karlsheim/ 

Kirchähr 

39 

2./3. Okt. 

Kompaniechef tagung, 1. Luftlandedivision 

Baden-Baden 

40 

3. Oktober 

Gespräch der Mitglieder der Aktionsgemeinschaft „Freizeit 
imd Betreuung der Soldaten" des Deutschen Bundeswehr- 
Verbandes e.V. 

Bonn 

41 

9. Oktober 

Offizierschule der Luftwaffe, Bataillonskommandeurlehr- 
gang 

Fürstenfeld- 

bmck 

42 

9./10. Okt. 

G 1/G 3-Tagung, veranstaltet vom Sanitätsamt der Bimdes- 
wehr in der Sanitätsakademie 

München 

43 

9./13. Okt. 

34, Gesamtkonferenz haupteimtlicher katholischer Militär- 
geistlicher 

Lüneburg 

> 44 

1 

i 

10. Oktober 

Vertrauensmänner,^ Femmeldeschule und Fachschule des 
Heeres für Elektrdtechnik 

Feldafing 

45 

10. Oktober 

Verteidigungsbezirkskommando 

Ansbach 

46 

12. Oktober 

Stammdienststelle des Heeres 

Köln 

47 

12. Oktober 

Arbeitstagung der Femmeldeführer IIL Korps 

Koblenz 

48 

13. Oktober 

Bundesakademie für Wehrverwaltung imd Wehrtechnik, 
Nachwuchskräfte des höheren Dienstes 

Mannheim 

49 

18. Oktober 

Rechtsberatertagimg, I. Korps 

Hamburg 

50 

19./20. Okt. 

j 

Studientagung für Wehrpflichtige der „aktion kaseme" 

Sögel 

51 

23. Oktober ! 

1 

Panzerbrigade 33 

Celle 

52 

26./27. Okt. ! 

Flugabwehrraketengruppe 43 

Leipheim 

53 

7. November 

Zentrum Innere Führung 

Koblenz 

54 

8. November 

10. Panzerdivision 

Sigmaringen 

55 

9./10. Nov. 

Wehrpflichtigentagung des Deutschen Bimdeswehr- Verban- 
des e.V. 

Bonn 

56 

9./10. Nov. 

Vertrauensmännertagimg „aktion kaseme" 

Teisendorf 

57 

11. November 

Zentralstelle für Recht imd Schutz der Kriegsdienstverweige- 1 
rer aus Gewissensgründen 

Köln 

58 

16. November 

Vertrauensmännertagung, Femmeldekommando 3 

Koblenz 

59 

21. November 

„Große Kommandeurtagung" 7. Panzerdivision 

Lippstadt 

60 

24. November 

15. Sitzung des 7. Beirats für Fragen der Inneren Führung 

Bonn 

61 

29. November 

Eröffnimgsveranstaltung des 13. Deutschen Beamtentages des 
Deutschen Gewerkschaftsbimdes 

Bonn 

62 

30. November 

Zentrum Innere Führung 

Koblenz 

63 

7. Dezember 

Jahresausbüdimgskonferenz der Luftwaffe, Gustav-Strese- 
mann-Institut 

Bonn 

64 

12. Dezember 

Kompaniecheftagung, Femmeldekommando 3 

Koblenz 


Von meinen Mitarbeitern wurden 100 Informationsbesuche (von teilweiser mehrtägiger Dauer) durchge- 
führt. 
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14.3 Übersicht über die Jahresberichte 1959 bis 1988 und deren Beratung 
durch den Deutschen Bundestag 


Jahresbericht 

Vorlage des 
Verteidigungs- 
ausschusses 
(Bundestags- 
Drucksache) 

Beratung durch den Bundestag 

Be- 

richts- 

jahr 

Vorlage- 

datum 

Nr. der Bundestags- 
Drucksache 

Datum 

Nr. der 
Plenar- 
sitzung 

Fundstelle 
im Steno- 
graphischen 
Bericht 

1959 

8. April 1960 

1796 

2937 

29. Juni 1961 

165 

S. 9670 ff. 



3. Wahlperiode 

3. Wahlperiode 




1960 

14. Apriil 1961 

2666 

2937 

29. Juni 1961 

165 

S. 9670 ff. 



3. Wahlperiode 

3. Wahlperiode 




1961 

27. April 1962 

IV/371 

IV/477 

27. Juni 1962 

36 

S. 1555 ff. 

1962 

11. Aprü 1963 

IV/1183 

IV/1377 

21. Februar 1964 

117 

S. 5359 ff. 

1963 

4. Juni 1964 

IV/2305 

IV/2795 

11. Dezember 1964 

153 

S. 7585 ff. 





und 







21. Januar 1965 

157 

S. 7737 ff. 

1964 

4. Juni 1965 

IV/3524 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

S. 5179ff. 

1965 

7. Juh 1966 

V/820 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

S. 5179ff. 

1966 

31. Mai 1967 

V/1825 

V/1926 

29. Juni 1967 

117 

S. 5903 ff. 

1967 

22. Mai 1968 

V/2948 

V/3422 

15. Januar 1969 

207 

S. 11207 ff. 

1968 

19. Februar 1969 

V/3912 

V/4425 

27. Juni 1969 

244 

S. 13603 ff. 

1969 

26. Februar 1970 

VI/453 

VI/800 

11. März 1970 

36 

S. 1743 ff. 





und 







2. Juni 1970 

54 

S. 2813 ff. 

1970 

1. März 1971 

VI/1942 

VI/2168 

12. Mai 1971 

122 

S. 7073 ff. 

1971 

29. Februar 1972 

VI/3232 

VI/3499 

14. Aprü 1972 

181 

S. 10522 ff. 





und 







23. Juni 1973 

196 

S. 11511ff. 

1972 

15. März 1973 

7/334 

7/1208 

29. November 1973 

67 

S. 3997 ff. 

1973 

7. März 1974 

7/1765 

7/2726 

5. Dezember 1974 

134 

S. 9160ff. 

1974 

13. Februar 1975 

7/3228 

7/3762 

18. April 1975 

165 

S. 11555 ff. 





und 







8. Aprü 1976 

235 

S. 16487 ff. 

1975 

27. Februar 1976 

7/4812 

7/5342 

8. April 1976 

235 

S. 16487 ff. 





und 







25. Juni 1976 

254 

S. 18102 ff. 

1976 

3. März 1977 

8/153 

8/968 

20. Oktober 1977 

50 

S. 3765 ff. 

1977 

6. März 1978 

8/1581 

8/2224 

17. November 1978 

118 

S. 9184 ff. 





und 







7. Dezember 1978 

123 

S. 9591 ff. 

1978 

6. März 1979 

8/2625 

8/2986 

18. Mai 1979 

155 

S. 12391 ff. 





und 







27. Juni 1979 

163 

S. 12968 ff. 

1979 

18. März 1980 

8/3800 

8/4374 

26. Juni 1980 

226 

S. 18309 ff. 





und 







3. Juh 1980 

229 

S. 18676ff. 

1980 

17. März 1981 

9/240 

9/1399 

14. Mai 1981 

37 

S. 1864 ff. 





imd 







12. März 1982 

92 

S. 5552 ff. 

1981 

3. März 1982 

9/1406 

9/1695 

9. Juni 1982 

105 

S. 63 17 ff. 
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Jahresbericht 

Vorlage des 

Beratung durch den Bundestag 

Be- 

richts- 

jahr 

Vorlage- 

datum 

Nr. der Bundestags- 
Drucksache 

Verteidigxmgs- 

ausschusses 

(Bundestags- 

Drucksache) 

Datum 

Nr. der 
Plenar- 
sitzung 

Fundstelle 
im Steno- 
graphischen 
Bericht 

1982 

3. März 1983 

9/2425 

10/136 

29. September 1983 

25 

S. 17 14 ff. 

1983 

24. Februar 1984 

10/1061 

10/1611 

4. Oktober 1984 

88 

S. 6473 ff. 

1984 

28. Februar 1985 

10/2946 

10/3779 

14. März 1985 

126 

S. 9261 ff. 





und 







27. September 1985 

160 

S. 119830. 

1985 

28. Februar 1986 

10/5132 

10/5782 

15. Mai 1986 

216 

S. 16669 





und 







25. Juni 1986 

225 

S. 17405 ff. 

1986 

9. März 1987 

11/42 

11/1131 

10. Dezember 1987 

49 

S. 3491 ff. 

1987 

21. März 1988 

11/2034 

11/2528 

21. April 1988 

74 

S. 5015 





und 







23. Juni 1988 

87 

S. 5935 ff. 

S. 5943 ff. 

1988 

15. Februar 1989 

11/3998 

11/4809 

22. Juni 1989 

152 

S. 14426 ff. 
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14.4 Organisationsplan 
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